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Die  Entwicklung  der  Eisenpreise  in  Deutschland,  England 
und  den  Ver.  Staaten  während  des  Krieges 


Zu  Ende  des  Jahres  1918  wurde  die  Zwangs¬ 
bewirtschaftung  für  eine  Reihe  industrieller  Er¬ 
zeugnisse  bereits  aufgehoben,  obgleich  zahlreiche 
Voraussetzungen,  die  seinerzeit  für  ihre  Einfüh¬ 
rung  maßgebend  waren,  auch  jetzt  noch  bestehen 
blieben.  Mit  der  Einstellung  der  kriegerischen 
Handlungen  an  der  Front  ist  noch  nicht  zugleich 
die  Möglichkeit  sofortiger  Umschaltung  der 
Kriegswirtschaft  in  die  Friedenswirtschaft  im  In¬ 
lande  gegeben,  vielmehr  wird  man  auch  für  die 
gegenwärtige  Uebergangswirtschaft  des  bisherigen 
Systems  der  Rationierung  und  behördlichen  Preis¬ 
festsetzung  nicht  völlig  entraten  können.  Für 
solche  Erzeugnisse  jedoch,  die  ausschließlich  oder 
wenigstens  vorherrschend  dem  Kriegsbedarf  dien¬ 
ten,  scheint  die  Wiederherstellung  des  freien 
Marktes  nicht  auf  Schwierigkeiten  zu  stoßen,  ge¬ 
rade  auf  diesen  Gebieten  muß  die  Umstellung  auf 
den  Friedensbedarf  zuerst  in  Angriff  genommen 
werden,  indem  man  nämlich  die  freie  Initiative  in 
Produktion  und  Konsum  wieder  zu  möglichster 
Auswirkung  gelangen  läßt.  Aus  diesen  Erwägun¬ 
gen  heraus  wurden  zu  Beginn  des  Jahres  die  für 
die  Erzeugnisse  der  Eisenindustrie  bestehenden 
Höchstpreisbeschränkungen  für  ungültig  erklärt 
und  die  freie-  privatwirtschaftliche  Preisbildung 
wieder  zugelassen.  Die  Eisenindustrie,  die  länger 
als  4  Jahre  hindurch  fast  ausschließlich  im  Dienste 
des  Heeresbedarfs  stand,  wird  alle  in  ihr  vorhan¬ 
denen  technischen  und  organisatorischen  Kräfte 
unbehindert  brauchen,  um  ihren  alten  Platz  auf 
dem  Weltmarkt  wieder  zu  erringen. 

Die  folgende  Darstellung  der  Entwicklung  der 
Kriegspreise  der  Eisenindustrie  in  Deutschland, 
England  und  den  Vereinigten  Staaten  soll  die  aus 
den  geographischen,  politischen  u.  wirtschaftlichen 
Verhältnissen  der  genannten  Länder  sich  ergeben¬ 
den  Verschiedenheiten  der  Preisbildung  sowie  die 
verschiedene  Preispolitik  der  Unternehmer  einer¬ 
seits  und  der  Behörden  andererseits  während  des 
Weltkriegs  zeigen. 

Die  Entwicklung  der  Preise  ist  dargestellt  ver¬ 
mittelst  Kurven,  die  sich  aus  den  monatlichen 
Durchschnittspreisen  ergeben.  Die  durchschnitt¬ 
liche  Preishöhe  jeden  Monats  durch  eine  graphi¬ 


sche  Linie  festgelegt  und  die  verschiedenen  Höhen¬ 
punkte  miteinander  verbunden  ergibt  eine  Kurve, 
die  die  Schwankungen  des  Preises  deutlich  sicht¬ 
bar  macht.  Voraussetzung  ist  natürlich,  daß  alle 
Preise  auf  die  gleiche  Mengeneinheit  von  Waren 
bezogen  und  daß  in  der  zeichnerischen  Darstellung 
die  gleichen  Maßstäbe  verwendet  werden.  Auf 
diese  Weise  lassen  sich  nicht  nur  innerhalb  ein 
und  derselben  Warenart  die  Schwankungen  des 
Marktpreises  verfolgen,  sondern  es  ist  auch  mög¬ 
lich,  die  Preise  verschiedener  Erzeugnisse  zu 
einem  gewissen  Zeitpunkt  als  auch  in  ihrer  Ge¬ 
samtentwicklung  miteinander  zu  vergleichen,  in¬ 
dem  man  die  einzelnen  Kurven  zueinander  in  Be¬ 
ziehung  setzt.  Je  mehr  Preisbestimmungen  man 
zu  diesem  Zwecke  heranzieht,  d.  h.  je  kleiner 
die  zeitlichen  Zwischenräume  sind,  innerhalb  deren 
man  Preisnotierungen  vornimmt,  desto  genauer 
werden  sich  von  den  Kurven  die  einzelnen 
Schwankungen  ablesen  lassen.  Es  kommt  uns 
aber  hier  nicht  darauf  an,  die  Unterschiede  fest¬ 
zustellen,  die  sich  aus  der  täglichen  Marktlage  er¬ 
geben  und  die  oft  im  Einzelnen  von  markttech¬ 
nischen  Voraussetzungen  bedingt  sind,  sondern  es 
interessieren  allein  die  wirtschaftlichen  Zusam¬ 
menhänge,  die  in  der  Preisbewegung  längerer  Zeit¬ 
räume  zum  Ausdruck  gelangen,  wenn  die  un¬ 
wesentlichen  Momente  sich  ausgeglichen  haben 
und  nur  diejenigen  Ursachen  sichtbar  bleiben,  die 
im  Wirtschaftsleben  der  betreffenden  Epoche  tie¬ 
fer  begründet  sind. 

Aus  der  Menge  der  von  der  Eisenindustrie 
hergestellten  Erzeugnisse  habe  ich  mich  bemüht 
eine  Auswahl  zu  treffen,  die  sowohl  den  ver¬ 
schiedenen  Produktionsstufen  als  auch  der  vor¬ 
wiegenden  Bedeutung  für  den  Markt  gerecht  wird. 
Soweit  auch  die  Kohlenpreise  behandelt  werden, 
geschieht  es  um  ihrer  Eigenschaft  als  eines  der 
wichtigsten  Rohstoffe  der  Eisenindustrie  willen, 
dessen  Preis  bei  der  Entwicklung  des  Eisenpreises 
nicht  unberücksichtigt  bleiben  kann.  Die  Be¬ 
schränkung  der  Untersuchung  auf  die  drei  Länder 
Deutschland,  England  und  die  Vereinigten  Staaten 
ist  berechtigt  aus  dem  Grunde,  weil  die  Eisen¬ 
industrie  dieser  Staaten  im  Frieden  die  führende 


Rolle  auf,  dem  Weltmarkt  einnahm.  Frankreich 
kann  deshalb  aus  der  Betrachtung  ausscheiden, 
weil  seine  industriellen  Werke,  die  fast  ausschließ¬ 
lich  an  der  Ostgrenze  gelegen  sind,  schon  seit 
Kriegsbeginn  zum  größten  Teil  in  unseren  Händen 
waren. 

•  Der  erste  Teil  der  vorliegenden  Arbeit  soll 
die  Entwicklung  der  Eisenpreise  in  den  einzelnen 
Ländern  getrennt  verfolgen.  Es  ist  dann  im  zwei¬ 
ten  Teile  ein  Vergleich  zu  ziehen  zwischen  den 
Preisen  der  genannten  Länder  und  auf  die  Gründe 
einzugehen,  die  eine  Verschiedenheit  der  Preis¬ 
entwicklung  bedingten.  Um  die  bisherige  Ent¬ 
wickelung  und  die  zukünftige  Gestaltung  der 
deutschen  Eisenpreise  zusammenhängend  behan¬ 
deln  zu  können,  möchte  ich  die  Untersuchungen 
der  deutschen  Verhältnisse  an  den  Schluß  stellen 
und  zuvor  die  Preisentwickelung  in  England  und 
den  Vereinigten  Staaten  darstellen. 

I.  Teil. 

Die  Preisentwicklung  in  England,  den 
Vereinigten  Staaten  und  Deutschland. 

I.  England. 

1.  Kohlenpreise. 

Die  Betrachtung  der  englischen  Kohlenpreise  ist 
von  besonderem  Interesse  nicht-  nur  für  die  eng¬ 
lische  Eisenindustrie,  sondern  ebensosehr  für  die 
Industrien  des  gesamten  Kontinentes,  da  England 
vor  dem  Kriege  auf  dem  Weltmarkt  den  Kohlen¬ 
preis  hauptsächlich  bestimmt  hat. 

Um  die  Preissteigerungen  auf  dem  englischen 
Kohlenmarkt  richtig  zu  beurteilen,  muß  man  be¬ 
rücksichtigen,  daß  die  letzten  Monate  vor  dem 
Kriege  eine  Zeit  allgemeinen  wirtschaftlichen  Tief¬ 
standes  darstellten,  der  auf  die  Hochkonjunktur 
von  1910/13  folgte  und  bis  Kriegsausbruch  anhielt. 
Die  Kohlen-  und  Kokspreise  waren  von  Oktober 
19 i  3  bis  Juli  1914  durchschnittlich  um  etwa  1% 
gefallen,  in  ihrer  allmählichen  Abwärtsbewegung 
nur  durch  gelegentliche  Arbeiterlohnbewegungen 
gestört.  Der  Ausbruch  des  Krieges,  der  beson¬ 
ders  im  Kohlenbergbau  anfänglich  verworrene 
Verhältnisse  geschaffen  hatte,  ließ  die  Preise  für 
kurze  Zeit  etwäs  in  die  Höhe  gehen.  Fast  ebenso 
rasch  legte  sich  die  Panik  aber  auch  wieder  und 
bis  zum  Oktober  1914  waren  die  meisten  Preise 
auf  den  Tiefstand,  den  sie  vor  Kriegsausbruch 
innegehabt  hatten,  zurückgekehrt. 

In  starkem  Maße  und  dauernd  machten  sich 
die  Wirkungen  des  Krieges  jedoch  zu  Anfang  des 
Jahres  1915  bemerkbar,  wo  eine  erhebliche  Auf¬ 
wärtsbewegung  der  Preise  sämtlicher  Sorten 
Kohle  und  Koks  einse’tzte.  Innerhalb  kurzer  Zeit 
erfuhren  nämlich  die  Preise  einen  Aufschlag  von 
teilweise  100%.  Die  Gründe  dafür  sind  in  Arbei¬ 
termangel,  Verminderung  der  Förderung  bei  ver¬ 


größerter  Nachfrage,  erhöhten  Gestehungskosten, 
Lohnsteigerungen  und  Verkehrsschwierigkeiten  zu 
suchen.  .  '  ' 

Auch  die  Einschränkung  der  Ausfuhr  hat  in 
diesem  Sinne  gewirkt,  da  England  in  hohem  Maße 
auf  die  Ausfuhr  von  Kohlen  angewiesen  war  und 
den  auf  dem  Auslandsmärkte  entgangenen  Gewinn 
nun  im  Inlande  einzuholen  versuchte.  Schon  im 
Jahre  1914  war  die  Ausfuhr  um  rund  15  Millionen 
tons1)  geringer  als  im  Vorjahre.  Allein  von  Juli- 
August  1914  sank  die  Gesamtausfuhr  von  6,9  Mill. 
auf  3,2  Millionen  tons.  In  den  einzelnen  Kalender¬ 
jahren  betrug  die  englische  Kohlenausfuhr: 

1912:  64,4  Millionen  tons 
1913:  73,4  „  ,, 

1914:  59,0 
1915:  43,5 
1916:  38,4 
1917:  37,8 
1918:  34,2 

Wegen  der  geringen  Förderung  machte  sich 
jedoch  die  Ausfuhrverminderung  nicht  in  einem 
vermehrten  Angebot  auf  dem  .einheimischen  Markt 
bemerkbar,  sodaß  die  Preise  ihren  hohen  Stand 
beibehielten.  England  förderte  gegenüber 


287,4  Millionen  tons  im  Jahre  1913 


nur  265,6 
253,1 
255,8 
252,5 


1914 

1915 

1916 

1917 


Trotz  der  zahlreichen  Schwierigkeiten,  unter 
denen  der  Kohlenbergbau  zu  leiden  hatte,  war  es 
also  möglich  gewesen,  die  Förderung  im  Jahre 
1916  dem  Vorjahre  gegenüber  wieder  zu  erhöhen, 
wenngleich  sie  immer  noch  um  etwa  32  Millionen 
tons  geringer  war  als  im  Jahre  1913.  Der  Ausfall 
machte  sich  besonders  unangenehm  fühlbar  in¬ 
folge  der  vergrößerten  Nachfrage  bei  allen  In¬ 
dustrien,  die  für  den  Kriegsbedarf  lieferten. 


Neben  der  Einschränkung  der  Kohlenförderung 
gab  es  noch  eine  Reihe  weiterer  Ursachen,  die 
für  die  Höhe  des  Preisstandes  mitbestimmend 
waren.  Ein  großer  Teil  der  Handelsflotte  wurde 
bald  nach  Kriegsausbruch  von  der  Admiralität  für 
Kriegszwecke  beschlagnahmt.  Eine  Anzahl  von 
Handelshäfen  diente  seitdem  fast  nur  militärischen 
Zwecken  und  die  der  Handelsschiffahrt  noch  zur 
Verfügung  stehenden  Häfen  waren  daher  für  lange 
Zeit  so  überfüllt,  daß  die  wirtschaftliche  Aus¬ 
nützung  der  Frachtdampfer  stark  beeinträchtigt 
wurde.  Gegenüber  dem  Kriegsschiffsbau  -wurde 
der  Handelsschiffsbau  während  des  Krieges  ziem¬ 
lich  vernachlässigt.  Dazu  kam  noch  der  Ausfall 
an  ausländischen  Kauffahrteischiffen,  der  den  ge¬ 
samten  für  England  verfügbaren  Handelsschiff- 
raum  merklich  herabsetzte. 


x)  1  ton  n  1016  kg. 
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Für  die  Entwicklung  der  Kohlenpreise  kommt 
als  weiterer  wesentlicher  Umstand  noch  die  ge¬ 
steigerte  Tätigkeit  der  Eisen-  und  Stahlindustrie 
hinzu,  die  auch  an  die  Koksherstellung  weit  höhere 
Anforderungen  stellte.  Die  vorhandenen  Anlagen 
befanden  sich  jedoch  nicht  auf  der  Höhe  der  tech¬ 
nischen  Entwicklung  und  konnten  daher  dem 
größeren  Bedarf  nur  mit  Mühe  gerecht  werden. 
Auch  mußte  England  einen  Teil  seiner  Kokserzeu¬ 
gung  an  Frankreich  abgeben,  das  vor  dem  Kriege 
hauptsächlich  von  Deutschland  versorgt  worden 
war.  Die  Kokserzeugung  ist  übrigens  in  England 
nicht  wie  in  Deutschland  regelmäßig  mit  den 
Kohlengruben  verbunden.  Die  Entwickelung  der 
Kokspreise  ist  daher  auch  nicht  so  eng  mit  den 
Kohlenpreisen  verknüpft. 


Auch  die  sonstigen  Gestehungskosten  ver¬ 
mehrten  sich  schon  an  der  Grube  nicht  unbeträcht¬ 
lich.  Besonders  machte  sich  sehr  bald  ein  Mangel 
an  Grubenholz  bemerkbar,  das  vor  dem  Kriege 
aus  Frankreich  und  Rußland  eingeführt  worden 
war. 

Von  ungünstigstem  Einfluß  auf  die  Preisbil¬ 
dung  war  jedoch  wohl  die  Unregelmäßigkeit  des 
Güterverkehrs.  Die  Eisenbahn  wurde  von  der 
Regierung  für  ihre  Truppentransporte  stark  in  An¬ 
spruch  genommen.  Die  Küstenschiffahrt  war  ein¬ 
geschränkt,  ein  großer  Teil  der  sonst  auf  dem 
Wasserwege  verfrachteten  Güter  mußte  also  auf 
dem  Landwege  befördert  werden.  Es  machte  sich 
somit  bald  eine  Ueberfüllung  der  Eisenbahn¬ 
strecken  und  ein  bedeutender  Mangel  an  Wagen 
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Was  die  Folgen  der  Arbeiterschwierigkeiten  be¬ 
trifft,  so  steht  die  auffallende  Steigerung  der 
Preise  in  den  Monaten  März  und  April  des  Jahres 
1915  zweifellos  in  engstem  Zusammenhänge  mit 
einer  in  derselben  Zeit  erfolgten  Erhöhung  der 
Löhne,  die  auf  die  Knappheit  an  geeigneten  Kräf¬ 
ten  und  eine  das  Angebot  weit  übersteigende 
Nachfrage  zurückzuführen  ist.  Nach  der  „Iron 
and  Coal  Trades  Review“  betrugen  die  Einstel¬ 
lungen  ins  Heer  schon  im  Dezember  1914  etwa 
20%  der  in  den  Kohlenbergwerken  beschäftigten 
Arbeiter.  Neue  geeignete  Arbeiten  waren  fast 
kaum  zu  haben,  da  die  gesunden  und  leistungs¬ 
fähigen  Männer,  die  in  gewöhnlichen  Zeiten  im 
Bergbau  Beschäftigung  finden,  in  großer  Anzahl 
dem  Ruf  zu  den  Fahnen  gefolgt  waren.  Die  aus 
anderen  Industrien  übernommenen  oder  die  weni¬ 
ger  tauglichen  Arbeiter,  auf  die  man  schließlich 
doch  zurückzugreifen  gezwungen  war,  konnten  die 
Leistungen  des  altbewährten  Arbeiterstammes 
natürlich  bei  weitem  nicht  erreichen.  In  besonders 
starkem  Maße  hatten  die  Kohlenbergwerke  von 
Südwales  unter  den  ungünstigen  Arbeitsbedingun¬ 
gen  zu  leiden,  sodaß  in  diesem  Bezirk  eine  Preis¬ 
steigerung  bereits  zu  Ende  des  Jahres  1914  ein¬ 
setzte. 


geltend.  Den  Gruben  standen  zur  Verladung  ihrer 
Förderungen  nicht  die  nötigen  Verkehrsmittel  zur 
Verfügung;  sie  konnten  daher  teilweise  nicht  ein¬ 
mal  die  ihnen  noch  gebliebenen  Arbeitskräfte  voll 
ausnützen,  einige  waren  sogar  zeitweise  gezwun¬ 
gen  zu  feiern.  Die  Preise,  die  sich  aus  diesem 
Grunde  schon  ab  Grube  erhöhten,  erfuhren  einen 
weiteren  Aufschlag  auf  dem  Markte,  weil  diesem 
nur  ungenügende  Mengen  Kohle  zugeführt  werden 
konnten. 

Die  Wasserfrachten  stiegen  auf  eine  ganz 
außerordentliche  Höhe,  wenn  man  nicht  aus  Man¬ 
gel  an  Schiffsraum  und  wegen  der  Minengefahr 
vorzog,  den  Wasserversand  gänzlich  einzustellen. 
Die  englische  Küstenschiffahrt  ging  mehr  '  und 
mehr  zurück,  sie  wurde  teuer  und  unsicher.  Da¬ 
her  benutzte  man  lieber  den  Eisenbahnweg  und 
belastete  das  Schienennetz  in  solchem  Maße,  daß 
sich  die  englische  Regierung  schließlich  gezwun¬ 
gen  sah,  eine  Regelung  der  gesamten  inländischen 
Kohlenversorgung  vorzunehmen.  Durch  ein  Ge¬ 
setz,  das  im  September  1917  in  Kraft  trat,  wollte 
man  verhindern,  daß  die  Kohle  zwischen  Grube 
und  Verbrauchsort  einen  unnötig  langen  Eisen¬ 
bahnweg  zurücklegte  und  folglich  durch  die 
Frachtpreise  übermäßig  verteuert  werde.  Man 


hat  zu  diesem  Zweck  das  ganze  Land  in  20  Koh¬ 
lenbezirke  eingeteilt  und  ihnen  ganz  bestimmte 
Versorgungsgebiete  zugewiesen.  Auf  diese  Weise 
sollte,  sich  eine  Ersparnis  vön  annähernd  700  Mill. 
tons/Meilen  jährlich  bei  der  Verfrachtung  von 
Kohlen  auf  der  Eisenbahn  ergeben. 

Der  andauernden  Aufwärtsbewegung  der  Koh¬ 
lenpreise  im  2.  Halbjahr  1915  wurde  im  Sommer 
desselben  Jahres  ein  Ziel  gestzt.  Um  die  der 
Kohlenindustrie  zugrunde  liegenden  Bedingungen 
und  die  Ursachen  der  ungewöhnlichen  Preissteige¬ 
rung  zu  untersuchen,  trat  im  Februar  ein  Aus¬ 
schuß  zusammen.  Der  Erfolg  seines  schon  im 
April  erschienenen  Berichtes  war,  daß  die  Regie¬ 
rung  eine  amtliche  Ueberwachung  der  Förderung 
in  Aussicht  stellte,  falls  nicht  dafür  gesorgt  wer¬ 
den  sollte,  daß  die  Preise  auf  einen  vernünftigen 
Stand  heruntergingen.  Schon  damals  wurden  im 
Unterhause  Vorschläge  laut,  einen  Höchstpreis  für 
Kohle  ab  Grube  festzustellen.  Dieser  schwer¬ 
wiegendere  Eingriff  konnte  füf  diesmal  jedoch 
noch  umgangen  werden,  da  die  Androhung  einer 
staatlichen  Aufsicht  sowie  Anordnungen  des  Mu¬ 
nitionsministeriums  und  verschiedener  anderer  Be¬ 
hörden  den  beabsichtigten  Erfolg  hatten:  die 
Preise  begannen  wesentlich  zu  sinken. 

Wählend  so  die  Verkaufspreise  künstlich  auf 
einen  niedrigen  Stand  herabgedrückt  wurden, 
schlugen  andererseits  die  Gestehungskosten  eine 
mehr  und  mehr  steigende  Richtung  ein.  In  fast 
sämtlichen  Kohlenbezirken  breiteten  sich  nämlich 
Arbeiterunruhen  aus,  da  die  Arbeiter  angesichts 
so  hoher  Verkaufspreise  ihrerseits  ein  Anrecht 
auf  höheren  Lohn  zu  haben  glaubten,  während 
auf  der  anderen  Seite  die  Unternehmer  die  höhe¬ 
ren  Preise  nicht  als  Maßstab  für  entsprechend  er¬ 
höhte  Gewinne  gelten  ließen.  Trotzdem  sahen  sie 
sich  zu  Zugeständnissen  an  die  Arbeiter  veranlaßt, 
um  den  drohenden  Arbeiterausständen  vorzubeu¬ 
gen.  Die  erhöhten  Löhne  mußten  natürlich  sofort 
in  der  Steigerung  der  Verkaufspreise  ihren  Aus¬ 
druck  finden,  wobei  die  durchschnittliche  Steige¬ 
rung  der  Gestehungskosten  damals  mit  1  Schilling 
für  die  ton  berechnet  wurde. 

Eine  notwendige  Folgeerscheinung  der  begin¬ 
nenden  staatlichen  Aufsicht  für  die  Kohlenverwcn- 
dnng  waren  die  Ausfuhrbewilligungen,  die  von 
Mai  1915  an  die  Grundlage  des  Ausfuhrhandels 
bildeten.  Da  nur  die  Preise  auf  dem  Inlandsmarkt 
in  ihrer  Bewegung  behindert  waren,  die  Preisge¬ 
staltung  im  Außenhandel  dagegen  keiner  Be¬ 
schränkung  unterlag,  so  bestand  die  Gefahr,  daß 
ein  großer  Teil  der  beförderten  Kohlen  auf  den 
gewinnbringenderen  Markt  im  Auslande  gebracht 
und  dem  Inlande  entzogen  werden  würde.  Daher 
wurde  die  Ausfuhr  im  allgemeinen  verboten  und 
von  Fall  zu  Fall  von  der  amtlichen  Erlaubnis  ab¬ 
hängig  gemacht. 


Der  Abstieg  der  Preise,  der  unter  der  Andro¬ 
hung  staatlicher  Aufsicht  begonnen  hatte,  nahm 
seinen  Fortgang  im  Juni  1916,  als  sich  eine  neue 
Kommission,  der  sogen,  parlamentarische  Kohlen¬ 
ausschuß  (Parlamentary  Coal  Committee)  mit  der 
Frage  der  Preisfestsetzung  zu  beschäftigen  be¬ 
gann.  Unter  seinem  Einfluß  kam  im  Juli  1915  das 
Kohlengrenzpreisgesetz  (Coal  Price  (Limitation) 
Act)  zustande.  Auch  damals  glaubte  man  noch, 
davon  absehen  zu  können,  eigentliche  Höchst¬ 
preise  für  die  einzelnen  Kohlenarten  festzusetzen, 
tatsächlich  aber  wirkte  die  Bestimmung,  daß  „die 
Preise  ab  Grube  einen  Aufschlag  von  4  Schilling 
für  die  ton  gegenüber  den  entsprechenden  Preisen 
von  1913/14  nicht  überschreiten“  dürften,  in  der¬ 
selben  Weise.  Die  Notwendigkeit  des  Aufschlags 
mußte  zudem  dem  Handefsamt  (Board  of  Trade) 
nachgewiesen  werden.  Für  die  Benutzung  von 
Fuhrwerken  durften  die  Gruben  nicht  mehr  als 
50%  zu  dem  Preise  gleichartiger  Eisenbahnver¬ 
frachtungen  hinzurechnen.  Allerdings  wu'rden  den 
Grubenbesitzern  gleich  von  vornherein  gewisse 
Zugeständnisse  gemacht,  indem  u.  a.  z.  B.  be¬ 
stimmt  war,  daß  ein  Grubenbesitzer  bei  einem 
Vergehen  gegen  die  Vorschriften  des  Gesetzes 
.einer  Geldstrafe  nicht  unterliegen  sollte,  wenn  er 
für  seine  Handlungsweise  einen  „vernünftigen“ 
Grund  nachweisen  könne.  In  der  Folgezeit  ist 
das  Gesetz  auch  tatsächlich  nicht  allzu  streng  ge- 
handhabt  worden. 

Die  erste  Folge  der  neuen  Bestimmung  war 
eine  Unsicherheit  und  vielfach  ein  längeres  Aus¬ 
setzen  des  Geschäftsganges,  ehe  man  sich  den 
neuen  Verhältnissen  angepasst  hatte.  In  Süd¬ 
wales  gestaltete  sich  die  Lage  infolge  eines  zur 
gleichen  Zeit  ausbrechenden  Arbeiterausstandes 
noch  besonders  schwierig,  sodaß  hier  die  Preise 
vorläufig  ihren  hohen  Stand  beibehielten,  ehe  sie 
sich  dem  allgemeinen  Rückgang  anschlossen. 
Gegen  Ende  des  Jahres  1915  hatte  die  Durch¬ 
sehnitslöhnung  in  manchen  Gruben  eine  Höhe 
von  über  15  Schilling  für  den  Mann  und  Tag  er¬ 
reicht.  Zusammen  mit  zunehmendem  Arbeiter¬ 
mangel  und  steigenden  Frachtpreisen,  die  eine 
Förderung  teilweise  unlohnend  machten,  bewirk¬ 
ten  die  neuen  Lohnerhöhungen  eine  neue  Auf¬ 
wärtsbewegung  der  Kohlenpreise.  Der  Einfluß 
der  andauernd  steigenden  Löhnung,  deren  Zu¬ 
nahme  die  erhöhten  Kosten  der  Lebensführung 
meistens  schon  überstieg,  äußerte  sich  mittelbar 
in  der  Unregelmäßigkeit  der  Förderung.  In  einer 
Zeit,  wo  bei  der  dringendsten  Nachfrage  jede 
Tonne  Kohle  von  Bedeutung  war,  machte  sich  das 
Fehlen  von  oft  15 — 20%  der  beschäftigten  Ar¬ 
beiter  in  dem  Umfange  der  Förderung  und  ihrem 
Preise  höchst  unangenehm  bemerkbar. 

Da  trotz  der  verschiedenen  behördlichen  Maß¬ 
nahmen  auf  der  einen  Seite  die  Preise  immer 
noch  stiegen,  auf  der  anderen  Seite  die  Staat- 
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liehe  Regelung  immer  weiteren  Umfang  annahm, 
so  führte  diese  Entwickelung  schließlich  doch  auf 
die  früher  schon  mehrfach  in  Erwägung  gezogene 
Festsetzung  von  Höchstpreisen  hin.  Schon  im 
Dezember  1915  wurden  im  Zusammenhang  mit 
BessemersRoheisen  für  einige  Koksarten  Höchst¬ 
preise  bestimmt.  Alle  Arten  von  Brennstoffen, 
die  dieser  Verfügung  nicht  unterworfen  waren, 
behielten  aber  ihre  steigende  Richtung  in  der 
Preisbildung  bei.  In  weiterem  Umfange  wurden 
Höchstpreise  erstmalig  im  April  1916  festgesetzt, 
vorläufig  aber  nur  für  einige  der  hauptsächlichsten 
Koksarten  in  Verbindung  mit  dem  Höchstpreise 
für  Roheisen. 

Die  bald  nach  Einführung  der  Höchstpreise  in 
Aussicht  gestellte  Beschränkung  der  Ausfuhr¬ 
handelspreise  und  der  Frachtsätze  ließ  noch  ein¬ 
mal  eine  ziemlich  erhebliche  Steigerung  eintreten. 
Die  Regierung  sah  sich  daher  im  Juli  1916  ver¬ 
anlaßt,  eine  Aufsicht  über  den  Kohlenhandel  mit 
Frankreich  und  etwas  später  auch  mit  Italien  aus¬ 
zuüben.  Für  Kohlen,  ausgenommen  Cannelkohle, 
die  nach  diesen  beiden  Ländern  ausgeführt  werden 
sollte,  und  desgleichen  für  die  Frachtsätze  wur¬ 
den  Höchstpreise  bestimmt.  Auch  der  Aufschlag, 
den  der  Ausfuhrhändler  als  eigene  Vergütung  dem 
Kohlenhöchstpreis  hinzurechnen  durfte,  unterlag 
einer  Beschränkung,  er  sollte  nicht  mehr  als  5% 
des  Preises  frei  an  Bord  betragen,  höchstens  aber 
1  Schilling  für  die  Tonne.  Diese  Höchstpreise  er¬ 
reichten  für  einige  Sorten  Kohle  fast  die  doppelte 
Höhe  des  im  Juli  1914  verzeichneten  Preises,  wäh¬ 
rend  die  Frachthöchstsätze  durchschnittlich  einen 
Aufschlag  von  600 — 700%  gegenüber  denen  vom 
Juli  1914  darstellten. 

Es  waren  sicherlich  Erwägungen  politischer 
Art,  die  die  britische  Regierung  veranlaßten,  ihren 
Bundesgenossen,  die  in  ihrer  Kohlenversorgung 
vollständig  von  England  abhängig  waren,  soweit 
entgegenzukommen.  Für  das  neutrale  Ausland  die 
Preise  gleichfalls  zu  beschränken,  nahm  die  eng¬ 
lische  Regierung  keine  Veranlassung,  offenbar  in 
der  Ueberzeugung,  daß  die  Neutralen  infolge  ihrer 
hohen  Kriegsverdienste  in  der  Lage  seien,  höhere 
Preise  zu  zahlen.  Zudem  konnte  die  britische  Re¬ 
gierung  wohl  wegen  des  schlechten  Standes  ihrer 
Währung  auf  höhere  Auslandspreise  nicht  ver¬ 
zichten. 

Zu  gleicher  Zeit  wurden  zur  Regelung  der 
Kohlenhandelsbeziehungen  zwischen  den  Alliierten 
in  jedem  Bezirk  zwei  Ausschüsse  eingesetzt,  von 
denen  dem  einen  die  Zuweisung  der  Zufuhren  an 
den  Händler  oblag,  während  der  andere  die  ein¬ 
gegangenen  Aufträge  an  die  Gruben  zu  verteilen, 
Dampfer  zu  mieten,  Ausfuhrbewilligungen  zu  be¬ 
schaffen  und  alle  Abmachungen  mif  Kohlenberg¬ 
werken,  Eisenbahn-,  Werft-  und  Zollbehörden  zu 
treffen  hatte. 


In  der  Entwicklung  der  Preise,  die  von  Juli 
1916  an  bis  zum  Jahresende  für  die  meisten  Sor¬ 
ten  ziemlich  gleichmäßig  nach  unten  verlief, 
zeigte  sich  zu  Anfang  des  Jahres  1917  nochmals 
eine  beträchtliche  Schwankung,  die  auf  den  Be¬ 
ginn  des  uneingeschränkten  U-Boot-Krieges  zu¬ 
rückzuführen  sein  mag,  der  ja,  da  es  sich  hier 
meist  um  Ausfuhrpreise  handelt,  die  Versiehe— 
rungsgebühr  infolge  der  größeren  Gefahr  bedeu¬ 
tend  erhöhte. 

Nach  dieser  kurzen  Beunruhigung  des  Marktes 
haben  sich  die  Preise  später  weiter  in  stark  ab¬ 
steigender  Richtung  entwickelt.  Der  Grund  hier¬ 
für  liegt  in  einer  Maßnahme,  die  die  Regierung, 
durch  einen  Grubenarbeiter-Ausstand  veranlaßt, 
in  Südwales  schon  im  Dezember  1916,  in  den 
übrigen  Kohlenbezirken  im  Februar  1917  ergriff. 
Das  Handelsamt  wurde  nämlich  ermächtigt,  jeder¬ 
zeit  Besitz  von  den  Kohlenbergwerken  zu  er¬ 
greifen  unter  Bedingugnen,  die  erst  nachträglich 
festgelegt  werden  sollten.  Die  Befürchtungen,  die 
die  Androhung  einer  solchen  Zwangsverwaltung 
schon  im  Herbst  des  Jahres  1916  hervorgerufen 
hatte,  bewirkten  das  außerordentliche  Sinken 
sämtlicher  Preise  bis  in  das  Jahr  1917  hinein. 

Durch  das  Gesetz  vom  Dezembe1*  1916  hatte 
die  Regierung  fast  die  gesamte  Kohlenindustrie 
in  die  Hand  bekommen.  Den  Grubenbesitzern 
waren  durch  die  beiden  Ausfuhrausschüsse  die 
Hände  gebunden,  da  diese  den  Verkehr  zwischen 
Grube,  Händler  und  Verbraucher  ganz  auf  sich 
genommen  hatten.  Für  den  Kokshandel  und  für 
den  Kohlenausfuhrhandel  nach  den  verbündeten 
Ländern  bestanden  seitdem  Höchstpreise  und  die 
für  das  neutrale  Ausland  verfügbare  Menge  Kohle 
wurde  immer  mehr  verringert. 

Das  Jahr  1916  kann  man  als  ein  für  die  Kohlen- 
industrie  Englands  außerordentlich  günstiges  Be¬ 
triebsjahr  ansehen,  das  den  Grubenbesitzern  große 
Gewinne  zu  machen  erlaubte.  Dagegen  ist  das 
Jahr  1917  angefüllt  mit  Schwierigkeiten  in  der 
Kohlenförderung  wie  in  der  Versorgung  der  Ver¬ 
braucher,  die  die  Fachleute  einen  katastrophalen 
Ausgang  der  vielen  verkehrten  Maßnahmen  be¬ 
fürchten  ließen.  Die  erwähnte  Einteilung  des 
ganzen  Landes  in  Kohlenversorgungsbezirke  hatte 
nicht  den  erwarteten  Erfolg  einer  zweckmäßigen 
Verteilung  der  Förderung.  Die  Handelszentren 
waren  teilweise  zum  Ersticken  voll  mit  Kohlen, 
die  Händler  konnten  aüs  Mangel  an  Schiffsraum 
nichts  verschicken,  durften  aber  auch  nicht,  wie  in 
früheren  Jahren,  die  überschüssigen  Mengen  nach 
dem  kohlebedürftigen  Inland  abstoßen.  Verschifft 
wurden  im  Jahre  1917  aus  den  Häfen  von  Süd¬ 
wales  rund  22  Millionen  tons  gegenüber  23% 
Millionen  tons  im  Vorjahre.  1913  waren  es  da¬ 
gegen  41  Millionen  tons  gewesen.  Der  Grund  der 
Verringerung  der  Ausfuhrmenge  liegt  darin,  daß 
in  diesem  wichtigsten  Kohlenbezirk  Großbritan- 
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niens  1917  nur  50  Millionen  tons  gefördert  wur¬ 
den,  während  die  Möglichkeit  zur  Gewinnung  von 
über  60  Millionen  tons  gegeben  war  .  Zusammen¬ 
fassende  Statistiken  durften  schon  damals  nicht 
mehr  über  die  Ausfuhrmengen  veröffentlicht  wer¬ 
den,  indessen  wurde  zugestanden,  daß  die  frühere 
englische  Kohlenausfuhr  nach  Südamerika  in  Höhe 
von  rund  5  Millionen  tons  an  die  Vereinigten 
Staaten  übergegangen  sei. 

Der  von  der  Price  of  coal  (Limitation)  Act  im 
Jahre  1915  zugestandene  Preis  von  4  sh  für  die 
ton  Kohle  blieb  bis  zum  Dezember  1917  unver¬ 
ändert.  Er  erfuhr  in  diesem  Monat  einen  Auf¬ 
schlag  von  2  sh  6  d,  der  einen  Ausgleich  bedeu¬ 
ten  sollte  für  den  den  Arbeitern  zugestandenen 
Kriegsbonus  von  2  sh  6  d  täglich.  Derselbe  Grund 
war  auch  für  die  Preissteigerung  vom  8.  Juli 
1918  maßgebend,  die  1  sh  6  d  ausmachte,  wäh¬ 
rend  die  Erhöhung  vom  24.  Juni  1918  um  2  sh 
6  d  ihre  Berechtigung  in  den  erhöhten  Gestehungs¬ 
kosten  und  gleichzeitigen  Betriebseinschränkungen 
findet.  Bei  den  Kohlenverschiffungen  nach  Frank¬ 
reich  und  Italien  stieg  der  Preis  gleichfalls  und 
zwar  um  5  sh  für  die  ton,  entsprechend  den  höhe¬ 
ren  Arbeiterlöhnen.  Um  eine  gleichmäßige  Ver¬ 
teilung  der  Bestände  und  deren  rasche  Verschif¬ 
fung  zu  ermöglichen,  wurde  am  1.  Januar  1918 
eine  Zusammenlegung  sämtlicher  Exportfirmen 
vorgenommen.  Als  Sammelbecken  kam  außer 
Swansea  hauptsächlich  Cardiff  in  Betracht,  an 
dessen  Gesamtkohlenverschiffung  Frankreich  allein 
mit  60%  beteiligt  war. 

Besondere  Aufmerksamkeit  widmete  die  eng¬ 
lische  Regierung  der  Entwicklung  der  Kokspreise, 
die  das  ganze  Jahr  1917  über  unverändert  blieben 
und  erst  im  Januar  1918  eine  Aufbesserung  um 
3  sh  für  die  ton  erfuhren,  auf  welchem  Stande 
sie  sich  dann  wieder  bis  Ende  des  Jahres  hielten. 
Mit  dieser  künstlichen  Niederhaltung  der  Koks¬ 
preise  beabsichtigte  die  Regierung  einer  neuen 
Steigerung  der  Eisenpreise  entgegenzuarbeiten. 
Die  große  Gleichmäßigkeit  der  Kokspreise  war  in 
der  Tat  von  günstigem  Einfluß  auf  die  Roheisen¬ 
preise  und  weiterhin  auf  die  Preise  sämtlicher  ver¬ 
arbeiteten  Erzeugnisse,  wie  überhaupt  die  eng¬ 
lische  Höchstpreispolitik  wesentlich  dazu  beige¬ 
tragen  hat,  daß  den  zu  Beginn  des  Krieges  gewal¬ 
tigen  Preissteigerungen  frühzeitig  ein  Riegel  vor¬ 
geschoben  wurde. 

2.  Eisenpreise. 

Der  Einfluß  der  Kohlenpreise  machte  sich  in 
der  Preisbildung  sämtlicher  Industrie-Erzeugnisse 
nachhaltig  geltend.  Besonders  läßt  sich  das  bei 
der  Eisen-  und  Stahlindustrie  nachweisen,  die 
wohl  den  stärksten  Verbrauch  an  Kohle  und  Koks 
aufweist.  In  den  Preisen  ihrer  Erzeugnisse  kommt 
aber  in  noch  höherem  Maße  als  die  Steigerung 
der  Kohlenpreise  der  Preisaufschlag  für  die  ande¬ 
ren  Rohstoffe,  nämlich  für  Eisenerz  und  Schrott, 


zum  Ausdruck,  sodaß  sich  bei  den  fertig  verarbei¬ 
teten  Eisen-  und  Stahlerzeugnissen  Aufschläge  bis 
zu  200%  und  noch  darüber  gegen  Juni  1914 
finden. 

England  ist  auf  eine  jährliche  Einfuhr  von 
Eisenerz  in  Höhe  von  etwa  7  Millionen  tons  an¬ 
gewiesen,  d.  i.  der  Menge  nach  etwa  ein  Drittel, 
dem  Eisengehalt  nach  aber  fast  die  Hälfte  seines 
gesamten  Verbrauches.  Denn  das  in  England  ge¬ 
wonnene  Eisenerz  ist  mit  Ausnahme  der  50—60- 
prozentigen  Haematit-Erze,  die  in  geringen  Men¬ 
gen  an  der  Westküste  gefunden  werden,  von  sehr 
niedrigem  Eisengehalt.  Das  Cleveland-Erz,  das  den 
größten  Teil  der  Förderung  stellt,  enthält  nur 
30%  Eisen.  An  der  Einfuhr  von  Eisenerzen  nach 
England  ist  Spanien  mit  etwa  60%  beteiligt  und 
zwar  mit  Rubio,  einem  in  Nordspanien  gefundenen 
Brauneisenstein  von  58 — 60%  metallischen  Eisens. 
Der  Preis  für  die  ton  Rubio  stellte  sich  in  Midd- 
lesbrough  vor  dem  Kriege  auf  etwa  18  sh,  davon 
entfielen  rund  4  sh  =r  22%  auf  die  Fracht.  In¬ 
ländisches  Haematit  kostete  zur  selben  Zeit  19  sh, 
es  war  also  lohnender  das  hochwertige  spanische 
Erz  einzuführen. 

Förderung  und  Einfuhr  von  Eisenerz  standen 
sich  in  den  Jahren  vor  und  nach  Kriegsausbruch 
folgendermaßen  gegenüber: 


Förderung 

Einfuhr 

Versorgung 

in 

t  zu  1000  kg 

1912 

14  011  444 

6  708  125 

20  719  567 

1913 

16  253  285 

7  561  325 

23  814  6.10 

1914 

15  105  463 

5  796  114 

20  901  577 

1915 

14  462  772 

6  302  412 

20  765  184 

1916 

13  919  240 

7  016  431 

20  935  671 

1917 

15  083  266 

6  279  545 

21  362  811 

1918 

6  670  914 

Die  Ausfuhr  von  Eisenerz  aus  England  kommt 
kaum  in  Betracht;  sie  betrug  vor  dem  Kriege  nur 
etwa  5 — 6000  t  jährlich.  Nachdem  sie  im  ersten 
Kriegsjahre  auf  13  500  t  gestiegen  war,  hat  sich 
die  Ausfuhr  im  weiteren  Verlaufe  des  Krieges 
stetig  verringert,  sodaß  sie  nur  noch  einige  100  t 
jährlich  erreichte. 

Obwohl  die  Eisenerzversorgung,  abgesehen 
von  1913  als  einem  Jahr  der  Hochkonjunktur,  im 
Kriege  den  letzten  Friedensjahren  nicht  nachstand, 
so  machte  sich  doch  infolge  des  außerordentlich 
gesteigerten  Verbrauchs  an  Erzeugnissen  der 
Eisen-  und  Stahlindustrie  ziemlich  bald  ein  be¬ 
deutender  Mangel  an  Eisenerzen  bemerkbar,  der 
seinen  Ausdruck  in  einer  erheblichen  Preissteige¬ 
rung  fand. 

Infolge  des  allgemeinen  wirtschaftlichen  Tief¬ 
standes,  der  auf  die  Hochkonjunktur  1910/13 
folgte,  waren  die  Preise  zu  Anfang  1914  noch  im 
Rückgänge  begriffen.  Das  inländische  Haematit- 
Erz  hatte  sich  von  Januar  bis  Juli  von  21  auf 
19  sh  für  die  ton,  also  um  etwa  10%  verbilligt. 


7 


i  ■  ■ 

Eine  Steigerung  setzte  sofort  nach  Kriegsaus- ^  Hauptursache  liegt  indessen  in  der  vorerwähnten 
bruch  ein,  offenbar  veranlaßt  durch  die  allgemeine  'außerordentlichen  Steigerung  der  Frachtpreise 


Unsicherheit  auf  dem  Weltmarkt,  vielleicht  auch 
schon  wegen  des  starken  Bedarfs  an  Kriegsmitteln 
und  des  Mangels  an  größeren  Erzvorräten.  Im 
weiteren  Verlauf  des  Krieges  entwickelte  sich  der 
Preis  für  das  inländische  Erz  weiter  in  ziemlich 
steil  aufsteigender  Linie,  sodaß  im  Mai  1915  schon 
ein  Aufschlag  von  7  sh  für  die  ton  =  33%  gegen¬ 
über  Juli  1914  erreicht  war.  Das  Munitionsmini¬ 
sterium,  das  zu  dieser  Zeit  errichtet  wurde, 
scheint  den  Handel  mit  inländischem  Erz  dem 
freien  Verkehr  entzogen  zu  haben,  da  sich  von 
Mai  1915  ab  in  den  wöchentlichen  Preisaufzeich¬ 
nungen  keine  Angaben  mehr  für  inländisches  Erz 
vorfinden.  Die  Gründe  für  das  rasche  Steigen  des 
Preises  waren  verschiedener  Natur.  Infolge  des 
gesteigerten  Bedarfs  an  Gießerei-Roheisen  und  der 
eingeschränkten  Zufuhr  an  fremdem  Erz  wurde 
das  einheimische  Haematit  in  stärkerem  Maße  ver¬ 
langt  und  verteuerte  sich  infolgedessen  beträcht¬ 
lich.  Dazu  kam  der  Mangel  an  Arbeitern,  die 
Unregelmäßigkeit  der  Förderung,  die  Steigerung 
der  Löhne  und  der  sonstigen  Gestehungskosten, 
z.  B.  für  Grubenholz  und  schließlich  die  Unsicher¬ 
heit  der  Beförderung  infolge  der  Ueberlastung 
der  Verkehrswege. 

Ganz  andere  Bedingungen  lagen  natürlich  der 
Preisentwickelung  des  ausländischen  eingeführten 
Erzes  zugrunde.  Während  in  gewöhnlichen  Zei¬ 
ten  die  Frachtkosten  etwa  20%  des  Erzpreises 
ausmachten,  kann  man  sie  im  Kriege  geradezu  als 
ausschlaggebend  ''für  die  Erzpreise  bezeichnen. 
Wenn  auch  die  den  Frachtpreis  darstellende  Linie 
mangels  regelmäßiger  englischer  Angaben  die 
Entwickelung  nur  in  großen  Zügen  veranschau¬ 
lichen  kann,  so  ist  doch  eine  auffallende  Äehnlich- 
keit  in  der  Richtung  der  Frachtpreis-  und  der 
Rubio-Linie  zu  erkennen.  An  der  Grube  in  Spa¬ 
nien  änderte  sich  danach  der  Preis  kaum,  das 
Steigen  des  Preises  auf  dem  englischen  Markte  ist 
fast  ausschließlich  der  infolge  des  Mangels  an 
Schiffsraum  und  infolge  der  Minengefahr  über¬ 
mäßig  verteuerten  Fracht  zuzuschreiben. 

Zu  Beginn  des  Jahres  1914  war  der  ausländi¬ 
sche  Erzpreis  infolge  des  schon  erwälinten  wirt¬ 
schaftlichen  Tiefstandes  im  Sinken  begriffen.  Die 
in  der  ersten  Augustwoche  einsetzende  Steige¬ 
rung  betrug  24%  und  war  wohl  hauptsächlich 
durch  die  Unsicherheit  in  der  Beurteilung  der 
kommenden  Ereignisse  veranlaßt,  die  der  Krieg 
.auf  dem  Weltmarkt  hervorgerufen  hatte.  Als  sich 
die  Zufuhr  jedoch  bald  wieder  besserte,  erfuhren 
auch  die  Preise  einen  entsprechenden  Rückgang 
bis  fast  zu  dem  Stande  vom  Juli  1914.  Für  die  zu 
Ende  des  ersten  Kriegsjahres  einsetzende  Steige¬ 
rung  war  ein  wesentlicher  Grund  in  der  starken 
Nachfrage  nach  Eisenerz  zu  suchen,  die  wieder  auf 
den  großen  Bedarf  an  Roheisen  zurückgeht.  Die 


wegen  des  Mangels  an  Schiffsraum  und  der 
Minengefahr.  Im  Februar  1915  betrug  der  Preis¬ 
aufschlag  schon  50%.  Ein  kurzer  Rückgang  trat 
ein,  als  die  Regierung  in  diesem  Monat  auf  die 
wiederholten  Klagen  der  Erzhändler  und  Eisen¬ 
erzeuger  hin  in  die  Regelung  der  Erzzufuhr  ein- 
grifL  Es  wurde  nämlich  angeordnet,  daß  Schiffe, 
die  mit  Kohle  von  England  nach  Südfrankreich 
oder  Spanien  fuhren,  auf  der  Rückreise  Eisenerz 
nach  England  mitbringen  mußten.  Diese  Maß¬ 
nahme  hatte  für  kurze  Zeit  den  gewünschten  Er¬ 
folg,  die  Preise  sanken  merklich.  Sie  ließen  sich 
jedoch  infolge  der  zunehmenden  Unsicherheit  des 
Seeverkehrs  und  des  Mangels  an  Schiffsraum 
nicht  lange  niedrig  halten,  sodaß  sich  die  Regie¬ 
rung  im  Sommer  genötigt  sah,  zugunsten  einer 
geregelten  Erzversorgung  nochmals  einzugreifen. 
Diese  neue  Preisbeschränkung  ist  auf  den  Einfluß 
des  Munitionsministeriums  zurückzuführen,  das 
im  Mai  1915  seine  Tätigkeit  begann.  Als  jedoch 
im  September  darauf  die  griechischen  Schiffe,  die 
sich  noch  in  englischen  Gewässern  aufhielten,  ab¬ 
berufen  wurden,  veranlaßte  diese  neue  Vermin¬ 
derung  der  zur  Verfügung  stehenden  Handelsflotte 
eine  sofortige  starke  Steigerung  der  Frachten  und 
somit  auch  der  Erzpreise.  Der  Eintritt  der  kalten 
Jahreszeit  tat  das  übrige,  um  die  Preise  auf  dem 
eingeschlagenen  Wege  weiterzuführen,  sodaß  im 
April  1916  die  ton  Rubio  in  Middlesbrough  43  sh 
gegen  17  sh  vor  Kriegsausbruch  kostete,  wobei 
26  sh  6  d  des  hohen  Preises  auf  die  Frachtkosten 
entfielen.  Im  Zusammenhänge  mit  anderen  Höchst¬ 
preisen  setzte  daher  die  Regierung  im  Jahre  1916 
einen  Frachthöchstpreis  und  zwar  von  18  sh  6  d 
für  die  ton  fest.  Ein  entsprechende^  Rückgang 
der  Erzpreise  war  die  Folge.  Als  diese  jedoch 
trotzdem  die  Neigung  weiter  zu  steigen  zeigten, 
hielt  es  die  Regierung  im  Sinne  einer  geordneten 
Versorgung  der  Kriegsindustrie  wohl  doch  für  un¬ 
umgänglich,  die  Erzeinfuhr  unter  besondere  Auf¬ 
sicht  zu  nehmen.  Nachdem  im  August  1916  det 
Erzeinfuhrhandel  auf  einige  wenige  Firmen  be¬ 
schränkt  worden  war,  wurde  im  folgenden  Monat 
die  gesamte  Erzeinfuhr  dem  Munitionsministerium 
unterstellt.  Seit  dieser  Zeit  ist  es  daher  auch 
nicht  mehr  möglich,  die  Preisbewegung  des  aus¬ 
ländischen  Erzes  zu  verfolgen. 

Im  eigenen  Lande  suchte  man  die  Eisenerz- 
fötderung  mit  allen  Mitteln  zu  steigern.  Im  Mai 
1917  wandte  sich  der  frühere  Munitionsminister 
Addison  in  einem  Vortrag  an  die  Bergarbeiter,  um 
sie  zur  Mitarbeit  aufzufordern.  Wenn  eine  ge¬ 
nügende  Vermehrung  der  Förderung  von  Haematit- 
Erzen  nicht  möglich  sei,  so  führte  er  aus,  müsse 
man  eben  auf  die  geringhaltigen  basischen  Erze 
zurückgreifen.  Jede  100  tons  Erz,  deren  Einfuhr 
erspart  werde,  bedeute  bei  Verwendung  des 
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Schiffsraums  für  Getreide  etwa  70  000  Brote.  Im 
Juli  1917  übernahm  dann  die  Regierung  auf  Ver¬ 
anlassung  des  Munitionsministeriums  sämtliche 
Eisenerzgruben  in  Cumberland  und  Lancashire, 
den  hauptsächlichsten  Fundstätten,  und  bekam  da¬ 
mit  fast  die  gesamte  Eisenerzversorgung  Englands 
in  die  Hand. 

Wie  Dr.  Addison  in  seinem  Aufrufe  mitteilte, 
war  eine  Mehrerzeugung  an  Stahl  aus  heimischen 
Erzen  in  Höhe  von  3  Millionen  tons  innerhalb 
eines  Jahres  geplant.  Um  dies  zu  erreichen, 
wandte  man  auch  der  Verwendung  von  Alteisen 
oder  Schrott  immer  größere  Aufmerksamkeit  zu. 
Die  Einfuhr  an  Schrott  war  von  124  772  t  im 
Jahre  1913  auf  99  423  t  im  Jahre  1916  gesunken 
und  obgleich  die  Ausfuhr  in  noch  stärkerem  Maß 
zurückgegangen  war,  machte  sich  doch  ein  bedeu¬ 
tender  Mangel  geltend.  Dazu  war  es  sehr  schwer, 
die  bei  den  einzelnen  Werken  vorhandenen  Men¬ 
gen  an  Schrott  zu  erfassen,  und  die  Besitzer 
konnten  nur  durch  hohe  Preise  zum  Verkauf  ver¬ 
anlaßt  werden.  Im  allgemeinen  waren  die  Preise 
von  dem  Bedarf  an  Roheisen  und  dem  Mangel 
an  Erz  abhängig,  sodaß  im  ersten  Kriegsjahr  die 
Steigerung  nch  verhältnismäßgi  maßvoll  blieb.  Im 
Jahre  1916  waren  jedoch  Angebot  und  Nachfrage 
so  ungleich  geworden  und  die  Preise  so  erheblich 
gestiegen,  daß  die  Regierung  im  Januar  1917  auch 
für  Schrott,  den  man  bisher  freigelassen  hatte, 
Höchtspreise  festsetzte.  Immerhin  stellten  die 
Preise  sogar  dann  noch  bis  zu  260%  der  Friedens¬ 
preise  dar. 

Um  die  geplanten  10  Millionen  tons  Stahl  zu 
erreichen,  mußte  ferner  die  Roheisenerzeugung  ge¬ 
steigert  werden.  Zu  diesem  Zwecke  nahm  man 
von  Kriegsbeginn  an  eine  Anzahl  alter  Hochöfen 
wieder  in  »Betrieb  und  suchte  besonders  die  Er¬ 
zeugung  von  Haematit  und  basischem  Roheisen 
zu  fördern.  Die  als  Anlage  folgende  Uebersicht 
zeigt  die  Verschiebung  in  der  Erzeugung  der  ein¬ 
zelnen  Roheisensorten.  (S.  Zahlentafel  1.) 

Die  Roheisenerzeugung  war  vom  Jahre  1911 
mit  9,9  Millionen  t  auf  10,6  Millionen  t  im  Jahre 
1913  angewachsen.  Der  Krieg  verursachte  im 
ersten  Jahre  einen  Rückgang  auf  9,1  Millionen  t 
und  auch  im  Jahre  1917  hatte  sie  sich  mit  9,5 
Millionen  t  nur  wenig  gebessert. 

Die  Einfuhr  an  Roheisen  sank  seit  Kriegs¬ 
beginn  um  etwa  42%. 


Einfuhr 

Erzeugung 

Ausfuhr  Versorgung 

1913 

220  175 

10  649  628 

1  142  167 

9  727  636 

1914 

226950 

9  066  553 

793  182 

8  500  320 

1915 

202  367 

8  934  357 

621  403 

8  515  321 

1916 

162  095 

9  192  751 

802  640 

8  552  206 

1917 

157  608 

9  420  254 

745  498 

8  832  364 

1918 

131  424 

9  003  106 

490  870 

8  643  660 

in  t  zu  1000 

kg. 

Bei  dem  starken  Bedarf  im  eigenen  Lande 
mußte  notwendigerweise  die  Ausfuhr  eingeschränkt 


werden.  Daß  sie  aber  im  Jahre  1916  nach  einem 
ziemlich  starken  Rückgänge  sogar  die  Menge  von 
1914  übertraf,  zeigt,  wie  sehr  die  Verbands¬ 
mächte  von  der  Versorgung  durch  England  ab¬ 
hängig  waren  und  wie  sehr  andererseits  England 
zugunsten  seiner  Währung  auf  die  Erhaltung  der 
Ausfuhr  Wert  legen  mußte.  Seitdem  ist  aller¬ 
dings  ein  erheblicher  Rückgang  eingetreten. 

Wie  die  Eisenerzpreise  unmittelbar  von  den 
Frachtpreisen  abhängig  waren,  so  läßt  sich  deren 
Einfluß  auch  noch  deutlich  bei  den  Roheisen¬ 
preisen  nachweisen.  Von  allen  Eisen-  und  Stahl¬ 
erzeugnissen  ist  Roheisen  schon  in  ruhigen  Zeiten 
den  häufigsten  Preisschwankungen  ausgesetzt  ge¬ 
wesen  infolge  seiner  Eigenschaft  als  Gegenstand 
des  englischen  Börsenhandels.  Dazu  kam  im 
Kriege  noch  die  Unregelmäßigkeit  der  Zufuhr,  da 
die  englische  Roheisenerzeugung,  '  wie  erwähnt, 
ungefähr  zur  Hälfte  auf  ausländische  Rohstoffe  an¬ 
gewiesen  ist.  Von  den  verschiedenen  Roheisen¬ 
sorten  verläuft  die  Preisbildung  für  englisches 
Gießerei-Roheisen  III  und  schottisches  Roheisen 
fast  vollständig  gleich  mit  dem  Abstand,  den  der 
höhere  Wert  des  letzteren  bedingt. 

Die  Roheisenpreise  vom  Juli  1914  lassen  von 
irgendeiner  Beunruhigung  des  Weltmarktes  noch 
nichts  merken.  Sie  waren,  wie  alle  Preise  seit 
Beginn  des  Jahres,  bei  ziemlich  gleichmäßigem 
Markt  verhältnismäßig  niedrig.  Da  aber  infolge 
der  vctrausgegangenen  Hochkonjunkturperiode  die 
Bestände  an  Roheisen  geräumt  waren,  so  ver¬ 
stärkte  dieser  Mangel  die  bei  Kriegsausbruch 
einsetzende  Teuerung  wesentlich.  Unter  dem 
Schutze  der  erhöhten.  Preise  sammelten  sich  je¬ 
doch  rasch  wieder  größere  Vorräte  an  und  die 
Folge  davon  war  ein  beträchtlicher  Rückgang  der 
Preise,  zum  Teil  sogar  unter  den  Stand  vom 
Juli  1914.  Bei  der  starken  Nachfrage  verminder¬ 
ten  sich  die  Bestände  bald  wieder  und  eine  neue 
heftige  Preissteigerung  setzte  im  Herbst  1914  ein, 
die  mit  geringer  Unterbrechung  vorerst  bis  April 
1915  anhielt.  Verschiedene  Ursachen  trugen  dazu 
bei.  Die  Einfuhr  an  Roheisen  war  sehr  zurück¬ 
gegangen,  der  Bedarf  im  eigenen  Lande  dagegen 
außerordentlich  gestiegen,  außerdem  herrschte 
auch  in  den  verbündeten  Ländern  starke  Nach¬ 
frage  nach  englischem  Eisen.  Frankreich  hatte 
die  meisten  seiner  Hochofenwerke  an  Deutschland 
verloren.  Der  von  Grund  auf  veränderte  Bedarf, 
die  Kriegslieferungen  für  Heer  und  Flotte,  hinter 
denen  die  Anforderungen  des  Handels  selbstver¬ 
ständlich  zurückstehen  mußten,  bedingten  oft  eine 
vollständige  Umstellung  der  erzeugenden  Werke, 
die  teilweise  mit  erheblichen  Kosten  verbunden 
war.  Eine  große  Bedeutung  für  die  Preisbildung 
hatten  aber  auch  die  schon  damals  beträchtlich 
gesteigerten  Arbeiterlöhne  und  die  infolge  Mangels 
an  gelernten  Kräften  oftmals  beschränkte  Erzeu¬ 
gung.  In  dieser  aufsteigenden  Linie  findet  sich 
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im  Februar  1915  ein  kurzer  Rückschlag,  der  dem 
erwähnten  Eingrifi  der  Regierung  in  die  Erz¬ 
zufuhr  zu  verdanken  ist.  Als  die  Roheisenpreise 
im  April  1915  schon  etwa  140%  des  im  Juli  1914 
gültigen  Preises  erreicht  hatten,  bewirkten  die 
Ausfuhrverbote,  die  im  April  und  Mai  iür  Gießerei- 
Roheisen  und  Haematit  erlassen  wurden,  für 
einige  Zeit  eine  Unsicherheit  auf  dem  Markte,  die 
von  einem  teilweisen  Rückgang  der  Preise  be¬ 
gleitet  war.  Den  Inlandsmarkt  beherrschte  die 
Regierung  als  Käufer  vollkommen,  da  die  ganze 
Industrie  auf  die  Erzeugung  von  Kriegsmitteln 
eingestellt  war.  In  gewissen  Schranken  gehalten 
wurden  indessen  die  Preise  immer  noch  durch  die 
Furcht  vor  dem  amerikanischen  Wettbewerb,  der 
sogar  den  englischen  Inlandsmarkt  bedrohte.  Auch 
in  den  Ausfuhrverboten  lag  im  Hinblick  auf  die 
Vereinigten  Staaten  ein  wirtschaftlicher  Nachteil 
für  England.  So  war  z.  ß.  Amerika  der  einzige 
Abnehmer  iür  Ferromangan  gewesen  und  es  ist 
anzunehrnen,  daß  das  englische  Ausfuhrverbot  die 
Entstehung  einer  eigenen  Ferromangan-Industrie 
in  den  Vereinigten  Staaten  stark  begünstigt  hat. 

Auf  verschiedene  Einwendungen  von  Seiten  der 
Hersteller  gegen  die  allzu  schroffe  und  ungleich¬ 
mäßige  Handhabung  der  Ausfuhrverbote  für  Roh¬ 
eisen  trat  im  Juni  und  Juli  1915  eine  kurze  Besse¬ 
rung  ein.  Aber  die  Preisentwickelung  eilte  dessen 
ungeachtet  immer  mehr  der  behördlichen  Be¬ 
schränkung  zu.  Den  ersten  Schritt  dazu  tat  das 
Munitionsministerium  im  Herbst  1915  mit  der 
Festsetzung  von  Höchstpreisen  für  Rohmetalle, 
wie  Kupier,  Zink  und  Blei,  die  eine  gleiche  Maß¬ 
regel  für  Roheisen  befürchten  ließ.  Von  großem 
Einfluß  auf  die  Preissteigerung  war  neben  der 
Regierungsaufsicht  ferner  die  hohe  Kriegsgewinn¬ 
steuer.  Mit  Ausgang  des  Jahres  setzte  daher  eine 
ganz  außerordentliche  Aufwärtsbewegung  der 
Preise  ein,  die  außer  auf  die  erwähnten  Ursachen 
auch  auf  die  bedeutende  Steigerung  des  Bedarfs 
zurückzuführen  ist,  bei  dem  geringen  Angebot,  das 
für  private  Anforderungen  noch  blieb.  Alles 
hochwertige  Eisen  beanspruchte  die  Regierung  für 
ihre  Bedürfnisse,  da  die  Rüstungen  für  den  Früh¬ 
jahrsfeldzug  von  1916  eifrig  betrieben  wurden.  Da 
keine  Aussicht  vorhanden  war,  unter  den  be¬ 
stehenden  Verhältnissen  Angebot  und  Nachfrage 
einander  anzupassen,  so  beschloß  man,  zu  ver¬ 
suchen,  ob  durch  Höchstpreise  eine  Besserung  zu 
erzielen  sei.  Zu  diesem  Zwecke  trat  im  Dezember 
1915  eine  Versammlung  der  Roheisen-Fabri¬ 
kanten  zusammen,  die  die  Festsetzung  von  Höchst¬ 
preisen  erwog.  Die  Folge  davon  zeigte  sich  in 
einem  allerdings  nur  geringen  Rückschlag  der 
Preise.  Die  Ankündigung  von  Höchstpreisen»  er¬ 
regte  indessen  auf  dem  Markte  die  größte  Un¬ 
ruhe  und  Verwirrung.  Bis  dahin  waren  von  der 
Regierung  noch  keine  Schritte  in  dieser  Ange¬ 
legenheit  unternommen  worden,  erst  im  Februar 


1916  begann  sie  die  Verhandlungen  mit  den  maß¬ 
gebenden  Kreisen  der  Eisenindustrie.  Der  Mangel 
an  Eisen  und  Stahl  hatte  inzwischen  seinen  Höhe¬ 
punkt  erreicht  und  die  Unsicherheit  auf  dem 
Markte  brachte  weiter  in  die  Preisbewegung  eine 
grenzenlose  Verwirrung.  Im  März  wurde  der 
spekulative  Handel  mit  Roheisen,  Stahl  und  ande¬ 
ren  Metallen  verboten.  Man  befürchtete  eine 
vollständige  Ausschaltung  des  Handels  und  erst 
die  Erklärung  des  Munitionsministeriums,  es  wolle 
nur  die  Spekulation  verhindern,  nicht  aber  den 
gesetzlichen  Handel  beschränken,  beruhigte  die 
Marktlage  einigermaßen  und  beseitigte  viele  Zwei¬ 
fel  in  den  beteiligten  Kreisen.  Der  Warrantmarkt, 
der  etwa  50  Jahre  lang  bestanden  hatte,  wurde 
infolgedessen  im  Mai  geschlossen,  eine  Anord¬ 
nung,  der-  keinerlei  Einwendungen  begegneten,  da 
die  Lagerhäuser  aus  Mangel  an  Vorräten  doch 
binnen  kurzem  hätten  geschlossen  werden  müssen. 
Im  März  waren  auch  die  Ausfuhrverbote  noch 
weiter  verschärft  worden,  ein  Umstand,  der  eben¬ 
falls  dazu  beitrug,  die  Unruhe  zu  vergrößern. 
Ohne  vorherige  Erlaubnis  des  Munitionsministe¬ 
riums  durften  von  nun  an  keine  Ausfuhraufträge 
für  Eisen-  und  Stahlerzeugnisse  mehr  angenommen 
werden.  Während  man  mit  den  früheren  Aus¬ 
fuhrverboten  nur  hatte  verhindern  wollen,  daß  die 
Erzeugnisse  über  das  neutrale  Ausland  an  feind¬ 
liche  Staaten  gelangten,  gab  jetzt  der  Mangel  im 
eigenen  Lande  die  Veranlassung  zu  einer  Ausfuhr¬ 
sperre. 

In  diese  unhaltbaren  Zustände  kam  allmählich 
Klarheit,  als  am  7.  April  1916  das  Munitions¬ 
ministerium  zum  ersten  Male  eine  amtliche  Liste 
der  Höchstpreise  veröffentlichte,  die  bis  zum  30. 
Juni  d.  Js.  Gültigkeit  haben  sollte  und  darüber 
hinaus  bis  auf  weiteres.  Der  Preis  auf  dem  freien 
Markt,  d.  h.  für  die  Ausfuhr,  schwankte  noch  eine 
Zeit  lang  beträchtlich.  Nachdem  aber  durch  wei¬ 
tere  Verbote  die  Ausfuhr  so  gut  wie  vollständig 
unterbunden  war,  insofern  als  nur  noch  Verschif¬ 
fungen  nach  den  verbündeten  Ländern  in  Be¬ 
tracht  kamen,  paßten  sich  auch  diese  Ausfuhr¬ 
preise  in  einem  Abstand  von  10  sh  für  die  ton  den 
Höchstpreisen  an.  Weitere  Höchstpreislisten  zur 
Ergänzung  wurden  im  Juni  und  November  1916 
veröffentlicht.  Eine  Aenderung  trat  jedoch  erst 
irn  Mai  1917  ein,  indem  der  Preis  für  Cleveland- 
Roheisen  auf  92  sh  6  d  von  87  sh  6  d  erhöht 
wurde.  Im  Juli  1917  erschien  eine  weitere  Ver¬ 
öffentlichung,  die  für  einige  bisher  freigelassene 
Erzeugnisse,  wie  Haematit-Roheisen  für  schmied¬ 
baren  Guß  und  Gußeisen  verschiedener  Sorten 
Höchstpreise  einführte.  Einige  andere  Sorten 
Roheisen  erfuhren  geringe  Aenderungen.  Cleve¬ 
land  III  blieb  jedoch  auf  92  sh  6  d  für  die  ton 
stehen.  Basisches  Roheisen  wurde  durchweg 
höher  bewertet  als  Gießerei-  und  Puddel-Roheisen 
in  der  Hoffnung,  man  werde  dadurch  eine  ver- 
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mehrte  Erzeugung  erzielen,  weil  nach  basischem 
Roheisen  zur  Stahlbereitung  starke  Nachfrage 
herrschte. 

Während  zwischen  Cleveland-Roheisen  III  und 
schottischen  Roheisen  vor  dem  Kriege  ein  Preis¬ 
unterschied  von  etwa  6  sh  für  die  ton  bestanden 
hatte,  näherten  sich  die  Preise  beider  Sorten  im 
Verlauf  des  Krieges  einander  immer  mehr,  da  nach 
Cleveland  —  infolge  Mangels  an  schottischem 
Roheisen  —  weit  stärker  gefragt  wurde. 

Besonders  auffällig  tritt  die  veränderte  Nach¬ 
frage  bei  der  Entwickelung  des  Haematit-Preises 
in  Erscheinung.  Ein  Unterschied  von  etwa  10  sh 
für  die  ton  zwischen  Cleveland-Roheisen  und  Hae- 
matit  verbreiterte  sich  bis  zu  über  20  sh.  Hae- 
matit  war  zur  Stahlerzeugung  von  Kriegsbeginn 
an  äußerst  stark  gefragt,  während  es  zugleich, 
auf  ausländisches  Erz  angewiesen,  in  der  Möglich¬ 
keit  der  Vermehrung  beschränkt  blieb.  Der  auf¬ 
fallende  Stillstand  des  Preises  von  April  bis 
Oktober  1915  hatte  eine  vollständige  Stillegung 
der  Betriebe  aus  Mangel  an  Rohstoffen  während 
dieser  Zeit  zur  Ursache. 

Wie  schon  erwähnt,  ließ  sich  das  Munitions¬ 
ministerium  die  Vermehrung  der  Stahlerzeugung 
ganz  besonders  angelegen  sein.  Dies  war  eher 
möglich  als  eine  Steigerung  der  Roheisenerzeu¬ 
gung,  da  bei  der  Stahlherstellung  besonders  Alt¬ 
eisen  Verwendung  finden  kann.  Die  Leistungs¬ 
fähigkeit  der  englischen  Stahlwerke  hatte  in  den 
letzten  Jahren  vor  dem  Kriege  trotz  verbesserter 
technischer  Anlagen  beträchtlich  abgenommen,  da 
es  an  einer  tatkräftigen  Mithilfe  der  Arbeiter 
fehlte.  Wie  unvollständig  die  technischen  Kräfte 
ausgenutzt  worden  waren,  zeigt  die  Tatsache,  daß 
Stahl  das  einzige  Erzeugnis  der  englischen  Eisen¬ 
industrie  war,  das  während  des  Krieges  in  der 
Erzeugungsmenge  keinen  Rückgang  erfuhr,  viel¬ 
mehr  von  1913 — 1917  um  rund  45%  stieg.  In  den 
einzelnen  Kalenderjahren  betrug  die  Stahlerzeu¬ 


gung  in  t  zu 

1000  kg: 

1912: 

6  904  882 

1916: 

9  493  969 

1913: 

7  786  498 

1917: 

9  908  365 

1914: 

7  960  475 

1918: 

9  744  890 

1915: 

8  484  559 

lm  Jahre  1916  trat  zum  ersten  Male  der  Fall 
ein,  daß  die  Stahlerzeugung  größer  war  als  die 
Roheisenerzeugung  (9  493  969  t  Stahl  gegenüber 
9  192  751  t  Roheisen).  Starke  Nachfrage  herrschte 
besonders  nach  Sonderstählen,  die  man  früher 
von  Deutschland  bezogen  hatte. 

Die  Preise  für  Halbzeug  und  Fertigerzeugnisse 
waren  vor  dem  Kriege  infolge  des  deutschen 
Wettbewerbs  verhältnismäßig  niedrig.  Auf  dessen 
Ausschaltung  ist  es  in  der  Hauptsache  zurückzu¬ 
führen,  daß  die  schottischen  Stahlwerke  schon  im 
Oktober  1914  eine  Preiserhöhung  von  7  auf  9  £ 
(also  fast  um  30%)  Vornahmen.  Es  herrschte  von 
Kriegsbeginn  an  große  Nachfrage  nach  Schiffs¬ 


baumitteln  aller  Art  und  eine  vollständige  Um¬ 
wälzung  im  Bedarf  bereitete  sich  vor.  Auch  waren 
die  erwarteten  Zufuhren  an  Halbzeug  aus  den 
Vereinigten  Staaten  und  Kanada  in  den  ersten 
Kriegsmonaten  ausgeblieben,  wovon  der  Markt 
stark  betroffen  wurde.  Die  Anforderungen  au  die 
verarbeitende  Industrie  hatten  sich  gleich  nach 
Kriegsausbruch  bedeutend  erhöht.  Es  lagen  große. 
Aufträge  der  Admiralität  für  Maschinen,  Schiffs¬ 
geschütze  und  Geschosse  vor.  Auch  viele  private 
Aufträge,  die  früher  in  Deutschland  untergebracht 
waren,  blieben  jetzt  im  Lande.  Die  Ausschaltung 
des  deutschen  Wettbewerbs  hat  die  englische 
Eisenindustrie  gerade  auf  dem  Gebiet  der  Fertig¬ 
erzeugnisse,  nachdem  einmal  die  Umstellung  voll¬ 
zogen  war,  nicht  unerheblich  gestärkt. 

Bei  der  Preisbildung  von  Stabeisen  fällt  der 
Unterschied  in  der  Entwickelung  von  „gewöhn¬ 
lichem  Stabeisen“  und  solchem  „bestimmter  Mar¬ 
ken“  ins  Auge.  Während  dies  letztere  vor  dem 
Kriege  um  etwa  30—40  sh  teurer  war,  stieg  der 
Preis  der  gewöhnlichen  Sorten  infolge  der  drin¬ 
genden  Nachfrage  stärker  und  näherte  sich  dem 
des  hochwertigen  Erzeugnisses  immer  mehr,  bis 
durch  die  Höchstpreise  Stabeisen  bestimmter 
Marken  wieder  um  35  sh  für  die  ton  höher  be¬ 
wertet  wurde.  Nachdem  bei  Kriegsausbruch  die 
Preise  eine  erhebliche  Steigerung  erfahren  hatten, 
beruhigte  sich  die  Marktlage  im  Winter  1914/15 
wieder  etwas  und  eine  kurze  Besserung  trat  ein, 
die  jedoch  von  Beginn  des  neuen  Jahres  an  einer 
stetig  aufsteigenden  Bewegung  Platz  machte.  Auch 
jetzt  waren  die  Zufuhren  noch  nicht  vollständig 
geregelt,  während  der  Bedarf  immer  größer  würde. 
Hohe  Löhne  und  Arbeiterunruhen  verstärkten  die 
Preissteigerung.  Der  Einfluß  des  Munitionsmini¬ 
steriums,  der  bei  den  Roheisenpreisen  im  Sommer 
1915  einen  erheblichen  Rückschlag  eintreten  ließ, 
äußerte  sich  bei  den  weiter  verarbeiteten  Erzeug¬ 
nissen  in  einem  zeitweiligen  Preisstillstand,  dem 
aber  bald  wieder  eine  neue  Abwärtsbewegung 
folgte.  Die  Höchstpreise,  die  von  April  1916  an 
Gültigkeit  besaßen,  hielten  sich  ungefähr  auf  der 
damals  erreichten  Höhe.  Den  Unterschied  zwischen 
den  von  der  Behörde  festgesetzten  Inlands-Ver¬ 
kaufspreisen  und  den  im  Ausfuhrhandel  erzielten 
Preisen  veranschaulichen  deutlich  die  Preise  für 
Winkeleisen,  das  im  Inland  mit  222  sh  6  d  für  die 
ton  gehandelt  wurde,  während  das  Ausland  zur 
gleichen  Zeit  362  sh  6  d  zahlen  mußte. 

Die  Preisbildung  für  die  weiteren  Fertigerzeug¬ 
nisse  verlief  auf  der  Grundlage  des  Stabeisen¬ 
preises  entsprechend  dem  stärkeren  oder  geringe¬ 
ren  Bedarfe  ziemlich  ähnlich.  Bleche  —  Schiffs5 
bleche  und  Kesselbleche  —  standen  zu  Beginn  des 
Jahres  1914  äußerst  niedrig  im  Preise;  der  drin¬ 
gende  Bedarf  ließ  daher  gleich  nach  Kriegsaus¬ 
bruch  eine  starke  Steigerung  eintreten,  die  auf 
den  Mangel  an  deutschem  Halbzeug  zurückzufüh- 


ren  ist  und  die  bis  zur  Festsetzung  der  Höchst¬ 
preise  anhielt.  Auch  bei  den  Blechpreisen  bemer¬ 
ken  wir  im  Herbst  1915  den  Einfluß  des  Muni¬ 
tionsministeriums.  Neben  den  Höchstpreisen  fin¬ 
den  sich  bis  zum  Herbst  1916  noch  Ausfuhrpreise 
für  Schiffsbleche  und  Kesselbleche,  die  ungefähr 
um  50  sh  für  die  ton  höher  sind. 

Eine  ganz  besondere  Entwickelung  schlugen  die 
Preise  für  verzinkte  Bleche  ein,  die  hauptsäch¬ 
lich  von  den  für  Rohzink  gezahlten  Preisen  ab¬ 
hängig  waren.  Zink  w~urde  in  England  vor  dem 
Kriege  besonders  aus  Deutschland  und  Belgien 
eingeführt.  Der  Mangel  daran  machte  sich  daher 
sofort  fühlbar.  Der  vorher  im  Sinken  begriffene 
Preis  steigerte  sich  schon  in  der  ersten  August¬ 
woche  um  über  80  sh  für  die  ton  —  40%.  Dieser 
überaus  hohe  Preis,  der,  vom  Zinkbedarf  abge¬ 
sehen,  auch  durch  die  Unsicherheit  und  Verwir¬ 
rung  auf  dem  Markte  hervorgerufen  worden  war, 
sank  allmählich  wieder,  als  die  betroffenen  Kreise 
sich  mehr  und  mehr  beruhigten.  Der  Mangel  an 
Zink  trat  jedoch  seit  Anfang  1915  so  stark  in  Er¬ 
scheinung,  daß  der  Preis  für  Rohzink,  der  vor 
dem  Kriege  21,10  £  für  die  ton  betragen  hatte, 
im  Sommer  1915  100  £  erreichte.  Die  Beschrän¬ 
kung  der  Preise  für  Kupfer,  Zink  und  Blei,  die 
das  Munitionsministerium  im  Sommer  1915  vor¬ 
nahm,  ließ  auch  den  Preis  für  verzinktes  Blceh 
beträchtlich  sinken.  Dem  tatsächlichen  Mangel 
war  aber  damit  nicht  abgeholfen.  Dazu  kam  die 
bedeutende  Erhöhung  des  Flußeisenpreises  und  die 
Unsicherheit,  die  die  Ankündigung  der  Höchst¬ 
preise  hervorgerufen  hatte.  Alles  zusammen  be¬ 
wirkte  eine  neue  Aufwärtsbewegung  des  Preises, 
der  im  Mai  1916  29,10  £  =  268%  des  Preises 
vom  Juli  1914  darstellte.  Nach  einer  kurzen 
Schwankung  in  den  folgenden  Wochen  erhielt  im 
September  1916  auch  verzinktes  Blech  einen 
Höchstpreis  und  zwar  von  28,15  £,  der  im  Okto¬ 
ber  1917  auf  28,0  £  herabgesetzt  wurde. 

Einen  Beweis  für  die  Nachteile,  die  England 
aus  der  Unterbindung  der  Ausfuhr  erwachsen 
sind,  bietet  die  Weißblechindustrie,  in  der  Eng¬ 
land  vor  dem  Kriege  fast  allein  ausschlaggebend 
war,  wenn  auch  in  den  Vereinigten  Staaten  schon 
damals  mehr  und  mehr  ein  Wettbewerber  er¬ 
wuchs.  In  England  stellte  die  Blechindustrie  den 
größten  Teil  an  der  Ausfuhr;  von  der  gesamten 
Erzeugung  gingen  etwa  zwei  Drittel  jährlich  ins 
Ausland.  Der  Rückgang  der  Ausfuhr  um  43% 
von  1913 — 1915  mußte  die  gesamte  Weißblech¬ 
industrie  schwer  treffen.  Der  Verbrauch  im  eige¬ 
nen  Land  war  allerdings  stärker,  ein  großer  Teil 
der  Erzeugung  wurde  zu  Konservenbüchsen  ver¬ 
arbeitet,  nach  denen  bei  der  Teuerung  der  Lebens¬ 
mittel  große  Nachfrage  herrschte.  Er  konnte  aber 
den  Rückgang  der  Ausfuhr  nicht  im  entferntesten 
ausgleichen.  Die  englische  Weißblechindustrie  be¬ 
fand  sich  daher  zu  Beginn  des  Krieges  in  einer 


sehr  unangenehmen  Lage,  von  581  ihrer  Arbeits¬ 
stellen  waren  nur  450  im  Betrieb.  Die  letzten 
Friedensmonate  wiesen  auch  in  der  Weißblech¬ 
industrie  einen  Preisrückgang  auf,  dem  ein  kurzer 
Aufstieg  bei  Kriegsausbruch  folgte.  Bald  darauf 
erließ  die  Regierung  Ausfuhrverbote  für  Holland, 
Dänemark  und  Schweden,  um  zu  verhindern,  daß 
auf  diesem  Wege  Deutschland  mit  englischem 
Weißblech  versehen  würde.  Um  die  Erzeugung 
dem  eingeschränkten  Verbrauch  einigermaßen  an¬ 
zupassen,  beschlossen  die  Weißblechfabrikanten 
eine  Erzeugungs-  und  Handelsüberwachung,  wie 
sie  einige  Jahre  vorher  bestanden  hatte,  wieder 
einzuführen.  Die  Preise  besserten  sich  auch,  ob¬ 
wohl  die  Ausfuhr  sehr  gering  blieb,  da  die  neu¬ 
tralen  Staaten  von  Amerika  versorgt  wurden. 
Eine  Aufforderung  der  Regierung,  die  Erzeugung 
zu  vermehren,  ließ  die  Preise  im  Herbst  1915 
etwas  sinken.  Dann  waren  es  der  Mangel  an  Ar¬ 
beitern  und  die  wiederholten  Lohnsteigerungen, 
die  eine  erhebliche  Erhöhung  des  Preises  zur 
Folge  hatten.  Der  höchste  Stand  wurde  im  Juni 
1916  mit  37  sh  6  d  für  die  Kiste  gegen  12  sh  im 
Juli  1914  erreicht.  Die  hohen  Preise  wurden  von 
den  Fabrikanten  damit  begründet,  daß  niedrige 
den  Verbrauch  zu  sehr  ausdehnen  würden.  Im 
August  1916  wurde  die  Ausfuhr  von  Weißblech 
vollständig  verboten.  Im  eigenen  Lande  herrschte 
nur  geringe  Nachfrage,  viele  Werke  blieben  zeit¬ 
weise  geschlossen.  Die  verschiedenen  Beschrän¬ 
kungen,  die  der  Industrie  von  der  Regierung  auf¬ 
erlegt  wurden  —  es  durften  z.  B.  nur  bestimmte 
Mengen  Flußeisen  zur  Herstellung  von  Weißblech 
geliefert  werden  —  riefen  auf  dem  Markte  große 
Verwirrung  hervor.  Für  kurze  Zeit  besserte  sich 
die  Lage  im  Oktober  1916  infolge  größerer  Ver¬ 
käufe  nach  Frankreich  und  Italien.  Zu  Anfang  des 
Jahres  1917  beschloß  eine  Tagung  der  Weißblech- 
iabrikanten,  den  Höchstpreis  für  Weißblech  auf 
27  sh  für  die  Kiste  festzusetzen,  vielleicht  um  be¬ 
hördlichen  Eingriffen  in  die  Preisfestsetzung  vor¬ 
zugreifen.  Neue  Beschränkungen  der  verfügbaren 
Flußeisenmenge  und  die  hohen  Preise,  die  für  Fluß¬ 
eisen  und  Zinn  zu  zahlen  waren,  bei  gleichzeitiger 
starker  Nachfrage  der  Regierung  und  der  mit 
England  verbündeten  Mächte,  ließen  aber  den 
Preis  rasch  wieder  auf  36  sh  für  die  Kiste  steigen, 
sodaß  schließlich  die  Regierung  im  Juli  1917  auch 
für  Weißblech  einen  Höchstprejs  von  30  sh  fest¬ 
setzte. 

Nachdem  einmal  in  England  die  Regierung  sich 
der  Preisbildung  der  Eisen-  und  Stahlerzeugnisse 
angenommen  hatte,  zeigte  sie  in  ihrem  Verhalten 
gegen  die  Unternehmer  große  Festigkeit.  Trotz¬ 
dem  man  annehmen  kann,  daß  auch  in  England  mit 
der  zunehmenden  Dauer  des  Krieges  die  Ge¬ 
stehungskosten  sich  vergrößert  haben,  wurde  doch 
nur  in  den  seltensten  Fällen  eine  Erhöhung  des 
Verkaufspreises  zugestanden.  Von  den  hauptsäch- 
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lichsten  Erzeugnissen  blieben  Halbzeug  und  Bleche 
bis  Ende  1918  völlig  unverändert,  während  Gieße¬ 
rei-Roheisen  zu  Anfang  des  Jahres  von  92  sh  6  d 
auf  95  sh  erhöht  wurde  und  Stabeisen  in  der 
zweiten  Hälfte  des  Jahres  eine  zweimalige  Preis¬ 
steigerung  erfuhr,  die  im  ganzen  20  sh  für  die  ton 
betrug.  Erst  nach  dem  .Kriege  trat  auch  in  Eng¬ 
land  eine  erhebliche  Heraufsetzung  der  Preise 
einzelner  Erzeugnisse  ein,  wobei  besonders  bemer¬ 
kenswert  die  starke  Verteuerung  der  Ausfuhr  ist, 
die  während  des  Krieges  im  Interesse  der  Ver¬ 
bündeten  niedrig  im  Preise  gehalten  worden  war. 

Daß  die  englischen  Eisen-  und  Stahlerzeugnisse 
von  Einführung  der  Höchstpreise  an  in  ihrer  Ent¬ 
wickelung  so  maßvoll  blieben,  ist  der  Verfassung 
der  englischen  Kriegswirtschaft  zu  verdanken. 
Des  Näheren  soll  darauf  später  eingegangen  wer¬ 
den  beim  Vergleich  der  in  den  einzelnen  Ländern 
von  der  Regierung  befolgten  Preispolitik. 

Sehr  verschieden  von  den  englischen  Verhält¬ 
nissen  ist  die  Preisentwickelung  in  den  Vereinig¬ 
ten  Staaten  vor  sich  gegangen.  Während  die  eng¬ 
lische  Regierung  von  Anfang  an  darauf  bedacht 
sein  mußte,  die  Preise,  die  sie  als  hauptsächlichster 
Abnehmer  der  Eisenindustrie  zu  zahlen  hatte,  in 
mäßigen  Grenzen  zu  halten  und  deshalb  der  stei¬ 
genden  Entwickelung  einen  Riegel  vorschob,  als 
sie  über  das  Maß  hinauszugehen  drohte,  hatte  die 
amerikanische  Regierung  vielmehr  in  den  ersten 
Kriegsjahren  ein  Interesse  daran,  möglichst  hohe 
Gewinne  aus  den  Kriegslieferungen  an  die  Entente 
zu  erzielen  und  nahm  eine  Beschränkung  der 
Preise  erst  dann  vor,  als  die  Vereinigten  Staaten 
selbst  in  den  Krieg  eintraten.  Unter  diesem  Ge¬ 
sichtspunkt  ist  im  Folgenden  die  Entwickelung 
der  amerikanischen  Kohlen-  und  Eisenpreise  zu 
betrachten. 

II.  Die  Vereinigten  Staaten. 

1.  Kohlenpreise. 

Nach  Feststellungen  aus  dem  Jahre  1908  betra¬ 
gen  die  Kohlenvorräte  der  Vereinigten  Staaten 
etwa  1400  Milliarden  t.  In  den  letztvergangenen 
Jahren  erreichte  die  Kohlenförderung  und  Koks- 


gewinnung, 

,  die  Tonne  zu  1000  kg  gerechnet: 
Kohlenförderung  Koksgewinnung 

1913 

517  033  649 

41  993  676 

1914 

465  767  608 

31  342  214 

1915 

482  268  875 

37  714  102 

1916 

535  219  045 

49  280  562 

1917 

500  576  122 

57  672  969 

1918 

531  504  269 

44  182  885 

Die  Leistung  des  Jahres  1916  steht  demnach 
über  derjenigen  von.  1913  und  wurde  im  folgenden 
Jahre  1917,  soweit  Koks  in  Betracht  kommt,  noch 
übertroffen.  Den  Gesamtumsatz  der  Kohlenindu¬ 
strie  schätzte  man  für  1916  auf  551,9  Millionen  t. 
Eine  Förderung  an  Anthracit  von  92,5  Millionen  t, 


wie  im  Jahre  1916  war  früher  noch  nie  erreicht 
worden,  die  Vorräte  der  Händler  und  Verbraucher 
sollen  aber  auch  seit  dem  Jahre  1912  nicht  mehr 
so  erschöpft  gewesen  sein,  wie  im  Jahre  1917. 

Die  gewaltige  Steigerung  der  Kohlenförderung 
und  Kokserzeugung  ist  zurückzuführen  auf  die 
außerordentlich  starke  Nachfrage  nach  Brenn¬ 
stoffen.  Seit  Ende  1915  wurden  für  die  Industrie 
der  Vereinigten  Staaten  die  Kriegslieferungen  an 
die  Verbandsstaaten  von  wesentlicher  Bedeutung 
und  riefen  auf  allen  Gebieten  des  wirtschaftlichen 
Lebens  eine  erhöhte  Tätigkeit  wach.  Der  Ver¬ 
brauch  an  Kohlen  nahm  daher  nicht  nur  im  In¬ 
lande  sehr  zu,  sondern  auch  infolge  der  vermehr¬ 
ten  Ausfuhr,  da  Amerika  den  Verbündeten  Brenn¬ 
stoffe  in  reichem  Maße  liefern  mußte.  Besonders 
Italien  und  Frankreich  bezogen  große  Mengen 
amerikanischer  Kohle  und  werden  voraussichtlich 
nach  Ansicht  amerikanischer  Kohlengrubenbesitzer 
auck  künftig  noch  für  längere  Zeit  ihren  Bedarf 
an  Brennstoffen  in  den  Vereinigten  Staaten  decken 
müssen. 

Für  die  hohen  Ansprüche,  die  die  gesteigerte 
Tätigkeit  der  Industrie  stellte,  reichte  jedoch  das 
Verkehrswesen  nicht  aus.  Den  Eisenbahnen  war 
in  den  letzten  Friedensjahren  nicht  die  nötige 
Sorgfalt  zugewandt  worden;  um  den  großen  Ver¬ 
kehr  zu  bewältigen,  waren  erhebliche  Erweiterun¬ 
gen  der  Schienenwege  und  Betriebsvergrößerun¬ 
gen  notwendig.  Durch  gesetzliche  Bestimmungen 
und  durch  das  gemeinsame  Handelsamt  der  Bun¬ 
desstaaten  (Interstate  Commerce  Commission)  sind 
jedoch  die  Eisenbahn-Gesellschaften  hinsichtlich 
ihrer  Frachttarife,  d.  h.  also  in  ihren  Einnahmen 
und  damit  auch  in  ihrer  Betriebsführung,  der  Ent¬ 
scheidung  dieser  Behörde  unterworfen.  Auch  die 
Löhne  sind  ihrem  freien  Ermessen  entzogen  und 
einem  Schiedsgericht  unterstellt.  Wenngleich  zu 
Ende  des  Jahres  1914  eine  geringe  Tariferhöhung 
zugestanden  wurde,  und  wenn  auch  im  Herbst 
1915  die  Einnahmen  der  Bahngesellschaften  stark 
zu  steigen  begannen,  so  führte  dies  doch  wegen 
gleichzeitiger  wesentlicher  Verteuerung  des  Be¬ 
triebes  im  Jahre  1916  zu  keinem  höheren  Gewinn. 
Wohl  aber  bewirkten  die  unzureichenden  Einrich¬ 
tungen  im  Verein  mit  den  erhöhten  Kosten  eine 
entsprechende  Steigerung  der  Frachten,  die  dann 
ihrerseits  wieder  die  Preise  sämtlicher  Erzeug¬ 
nisse,  nicht  zuletzt  die  der  Brennstoffe,  beein¬ 
flußten. 

Daneben  mangelte  es  sehr  bald  an  Arbeitskräf¬ 
ten,  um  die  vermehrte  Arbeit  in  den  Kohlengru¬ 
ben  und  Kokswerken  zu  bewältigen.  Das  Aus¬ 
bleiben  der  üblichen  Einwanderung  machte  sich 
störend  bemerkbar.  Besonders  stark  war  der 
Rückgang  im  Jahre  1917,  wo  die  Zahl  der  Ein¬ 
wanderer  nur  noch  153  000  gegenüber  356  000  im 
Vorjahre  betrug.  Dabei  bestand  die  Einwanderung 


während  des  Krieges  vorwiegend  aus  Asiaten,  die 
den  Amerikanern  aus  verschiedenen  Gründen 
<  nicht  sehr  willkommen  sind. 

Die  gewaltige  Nachfrage  nach  Brennstoffen, 
verbunden  mit  der  Unregelmäßigkeit  des  Verkehrs 
m  und  dem  Mangel  an  Arbeitern  verfehlte  ihre 
Wirkung  auf  die  Preise  nicht.  Bis  zum  August 
1915  war  zwar  von  irgendwelchen  Einflüssen  der 
veränderten  Weltmarktslage  auf  die  amerikani¬ 
schen  Kokspreise  noch  nichts  zu  merken;  erst  im 
Sommer  1915  begann  eine  anfangs  mäßige  Steige¬ 
rung,  die  sich  jedoch  bis  zum  März  1916  aus-- 
dehnte  und  in  diesem  Monat  3,50  Dollar  für  die 
Short  ton  (zu  907  kg)  erreichte  gegenüber  1,50  Doll, 
in  gewöhnlichen  Zeiten.  Ein  auffallender  Rück¬ 
schlag  zeigte  sich  im  April  1916,  in  dem  der  Preis 
um  mehr  als  1  Dollar  für  die  ton  sank.  Die  Ur¬ 
sache  hierfür  bildete  vermutlich  die  Einführung 
von  Höchstpreisen  in  England,  die  eine  Rückwir- 


Landes  lähmen  und  war  selbst  behindert  durch  das 
Versagen  des  Verkehrswesens,  zumal  da  eine  An¬ 
zahl  wenig  ergiebiger  neuer  Gruben  die  Förde¬ 
rung  auigenommen  hatte,  die  eine  Menge  Wagen 
beanspruchten  und  mangels  genügender  Einrich¬ 
tungen  nur  langsam  laden  konnten. 

So  waren  Kohle  und  Koks  die  ersten  Erzeug¬ 
nisse,  die  einer  behördlichen  Regelung  der  Preise 
unterworfen  wurden.  Der  Präsident  erhielt  vom 
Kongreß  die  Ermächtigung,  Höchstpreise  für 
Brennstoffe  gesetzlich  zu  bstimmen  kraft  des 
Nahrungsmittel-,  Eutter-  und  Brennstoffgesetzes 
(food,  feed  and  fuel  bill),  das  die  Preise  für  diese 
Bedarfsgegenstände  festsetzte,  während  er  bei  der 
Preisregelung  aller  Ei&en-  u.  Stahlerzeugnisse  auf 
die  Zustimmung  der  Fabrikanten  angewiesen  war. 
Der  zur  Aufsicht  über  die  Kohlenindustrie  einge¬ 
setzte  Ausschuß  bestand  aus  Regierungsvertretern 
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kung  auf  die  Vereinigten  Staaten  befürchten  ließ. 
Um  dem  vorzubeugen,  setzten  die  Kohlenberg¬ 
werke  freiwillig  den  Preis  ihrer  Erzeugnisse  her¬ 
unter.  Schon  im  Herbst  desselben  Jahres  begann 
jedoch  eine  neue  Aufwärtsbewegung  der  Koks¬ 
preise,  diesmal  in  wesentlich  stärkerem  Maße.  So 
verteuerte  sich  von  Oktober  1916  bis  März  1917 
Hochofenkoks  um  mehr  als  6,50  Dollar,  Gießerei¬ 
koks  sogar  um  7,50  Dollar  für  die  ton.  Damit 
war  indessen  ein  vorläufiger  Höhepunkt  erreicht. 
Die  'Verkehrsvernäitnisse,  die  den  Winter  über 
viel  zu  wünschen  übrig  gelassen  hatten,  besserten 
sich  mit  Eintritt  der  wärmeren  Jahreszeit  und 
mit  der  regelmäßigeren  Zufuhr  vergrößerte  sich 
das  Angebot.  Außerdem  ist  es  in  den  Vereinigten 
Staaten  üblich,  im  April  eine  Herabsetzung  der 
Winterpreise  vorzunehmen  gemäß  dem  geringeren 
Verbrauch  im  Sommer  und  von  dieser  Gewohn¬ 
heit  ging  man  auch  im  Kriege  nicht  ab.  Bis  zum 
April  1917  hielt  der  Rückgang  in  der  Preisbewe¬ 
gung  an,  sehr  schnell  jedoch  stiegen  die  Preise  im 
Verlauf  des  Sommers  von  neuem  und  erreichten 
im  August  1917  das  sieben-  und  achtfache  des  Be¬ 
trages  gewöhnlicher  Zeiten.  Einer  derartigen 
Preisbildung  für  einen  der  wichtigsten  Rohstoffe 
der  gesamten  Industrie  wollte  die  Regierung  der 
Vereinigten  Staaten  nicht  ruhig  Zusehen,  denn  die 
Kohlenindustrie  konnte  sämtliche  Industrien  des 


und  Industriellen  und  befaßte  sich  hauptsächlich 
mit  der  Hebung  der  Leistungen  und  der  Fest¬ 
setzung  eines  vernünftigen  Preises.  Bei  dem 
großen  Umsatz  an  Kohlen  schätzte  man  die  Er¬ 
sparnis  durch  die  Höchstpreise  auf  jährlich  1,8 
Milliarden  Dollars.  Am  21.  August  1917  setzte  der 
Präsident  den  Preis  für  Fettkohle  ab  Zeche  auf 
annähernd  2  Dollars  für  die  ton  fest,  obwohl  die 
Grubenbesitzer  3  Dollars  als  Grundpreis  gefordert 
hatten.  Anthracit  wurde  je  nach  der  Oertlichkeit 
mit  4,00  bis  4,30  Dollar  bezahlt.  Der  Erfolg  dieser 
Maßnahme  war,  daß  die  Kohlengruben  für  2  Doll, 
nicht  liefern  wollten  und  Vorgaben,  über  keine 
Kohlen  zu  verfügen.  Die  Kohlenknappheit  hatte 
sich  also  durch  die  allzu  niedrigen  Höchstpreise 
nur  noch  verstärkt  and  die  Grubenbesitzer  wur¬ 
den  daher  bei  der  Regierung  um  höhere  Preise 
vorstellig.  Sie  hatten  auch  den  Erfolg,  daß  am 
29.  Oktober  1917  der  Preis  für  Fettkohle  um 
45  Cents  heraufgesetzt  wurde,  während  Anthracit 
am  1.  Dezember  eine  Preiserhöhung  von  35  Cents 
für  die  ton  erfuhr.  Im  September  war  im  Zu¬ 
sammenhang  mit  den  Eisenhöchstpreisen  der 
Kokspreis  auf  6  Dollar  für  die  ton  festgeseizt 
worden,  ein  Preis,  der  ungefähr  demjenigen  ent¬ 
sprach,  der  zur  gleichen  Zeit  in  Durham  und 
Northumberland  für  englischen  Koks  gezahlt 
wurde. 
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Außerdem  war  der  Präsident  ermächtigt  wor¬ 
den,  Kokswerke  zu  übernehmen  und  zu  betreiben, 
sowie  zu  veranlassen,  daß  alle  Koksverkäufe 
durch  die  Hand  der  Regierung  geschähen,  derart, 
daß  sämtlicher  Koks  an  eine  Vertriebsstelle  der 
Regierung  verkauft  wurde,  die  ihn  ihrerseits  an  die 
Verbraucher  abgab.  Als  die  Kohlenversorgung 
sich  jedoch  trotz  aller  Maßnahmen  der  Regierung 
verschlechterte  und  sich  unter  den  bestehenden 
Verhältnissen  keine  Aussicht  auf  Besserung  er- 
öffnete,  verfiel  der  Präsident  auf  ein  merkwür¬ 
diges  Mittel:  vom  19.  bis  23.  Januar  1918  und  an 
den  9  darauffolgenden  Montagen  wurde  die  Ein¬ 
stellung  des  Kohlenverbrauchs  in  allen  Betrieben 
des  Ostens  und  mittleren  Westens  der  Vereinigten 
Staaten  verfügt;  eine  Ausnahme  bildeten  allein 
die  Hochöfen  und  einige  der  wichtigsten  Kriegs- 
inaterialfabriken.  Gleichzeitig  wurde  die  Kohlen¬ 
ausfuhr  gänzlich  verboten,  soweit  sie  nicht  Kriegs¬ 
zwecken  diente.  Diese  Maßregel  hatte  den  ge¬ 
wünschten  Erfolg,  nämlich  die  Versorgung  der 
zahlreichen  auf  die  Ausfuhr  wartenden  Dampfer, 
mit  Brennstoffen  und  eine  Ersparnis  an  Kohlen  im 
Werte  von  137,4  Mill.  Dollar.  Dagegen  wurden 
freilich  die  Kosten  des  Förderverlustes  auf  über 
3  Milliarden  Dollar  und  die  Einbuße  der  Arbeiter 
an  Lohn  auf  reichlich  1,2  Milliarden  Dollar  ge¬ 
schätzt,  ein  Ausfall,  unter  dem  die  Industrie  noch 
monatelang  zji  leiden  hatte. 

Auch  in  den  Vereinigten  Staaten  war  der  Er¬ 
folg  der  Höchstpreisfestsetzung  in  einer  steten 
Gleichmäßigkeit  des  Preises  gegeben.  Seit  dem 
September  1917  hat  sich  der  Kokspreis  nicht  mehr 
verändert,  eine  Tatsache,  die  für  die  gesamte  In¬ 
dustrie  von  hoher  Bedeutung  war. 

2.  Eisenpreise. 

Die  Roheisenerzeugung  stand  während  des 
ganzen  Krieges  unter  dem  Druck  der  mangelhaf¬ 
ten  Versorgung  mit  Koks  und  konnte  sich  daher 
nicht  in  dem  Maße  entwickeln,  wie  es  die  Eisen¬ 
erzförderung  und  die  Leistungsfähigkeit  der  Werke 
anzunehmen  gestattete. 

Die  Eisenerzversorgung  nahm  in  den  Kriegs¬ 
jahren  ständig  zu;  sie  stellte  sich  ohne  Berück¬ 
sichtigung  der  am  Jahresschluß  etwa  vorhandenen 
Vorräte,  die  Tonne  zu  1000  kg  gerechnet,  wie 


folgt: 

Förderung 

Einfuhr 

Ausfuhr  Versorgung 

1914: 

43  598  487 

1  341  220 

1  317  547 

43  622  160 

1915: 

59  785  305 

1  233  515 

645  160 

60  373  660 

1916: 

82  392  520 

1  478  280 

670  560 

83  200  240 

1917: 

76  493  4731) 

987  210 

1  150  430 

76  330  253 

1918: 

70  827  0001) 

800  067 

1  276  534 

70  350  533 

\ 

■  v  -  ' 

Von  den  bekannten  Eisenerzlagern  im  Gebiete 
des  Oberen  Sees  allein  wurden  verschifft: 

in  Millionen  t  Jj 

1914:  33,2  1916:  67,7 

1915:  48,0  1917:  65, '5 

1918:  63,8 

Der  Preis  für  Eisenerz  stieg  im  Jahre  1917 
gegenüber  1916  ganz  erheblich;  er  betrug  im 
Durchschnitt  1916:  2,34  Dollar  für  die  ton  (zu 
1016  kg),  1917  dagegen  3,12  Dollar,  erreichte  aber 
auch  zeitweilig  einen  weit  höheren  Stand.  Der 
Höchstpreis,  der  Ende  1917  in  Kraft  trat,  stand 
ungefähr  auf  5  Dollar  für  die  ton. 

Dem  Rückgang  in  der  Eisenerzeugung  von 
1917  gegenüber  1916,  wie  er  aus  der  Menge  des 
vom  Oberen  See  verschifften  Erzes  ersichtlich 
wird,  entspricht  die  geringere  Roheisenerzeugung 
im  Jahre  1917.  Nachdem  sie  im  Jahre  1914  er¬ 
hebliche  Einbuße  erlitten  hatte,  war  bis  zur  Höchst¬ 
leistung  im  Jahre  1916  eine  stete  Zunahme  zu 
verzeichnen  gewesen.  In  den  einzelnen  Jahren 
wurde  an  Roheisen  hergestellt,  in  t  zu  1000  kg: 


1913: 

31  461  610 

1916: 

40  065  754 

1914: 

23  705  560 

1917: 

39  319  200 

1915: 

30  394  872 

1918: 

39  046  959 

Die  gesteigerte  Leistung  war  auf  eine  entspre¬ 
chende  Nachfrage  seitens  der  Verbandsstaaten  so¬ 
wie  im  eigenen  Lande  zurückzuführen.  Daher 
konnte  das  deutsche  Friedensangebot  im  Dezember 
1916,  das  die  Beendigung  des  Krieges  in  die  Nähe 
zu  rücken  schien,  seine  Wirkung  auf  den  nord¬ 
amerikanischen  Eisenmarkt  nicht  verfehlen.  Lne 
Preise  für  Roheisen  hatten  von  August  1915  bis 
Januar  1916  eine  Steigerung  von  etwa  10  Dollars 
für  die  ton  erfahren  und  waren  bis  zum  Herbst 
1916  auf  dieser  Höhe  stehen  geblieben,  eine  Er¬ 
scheinung,  die  wohl  in  der  erwähnten  Festsetzung 
von  Höchstpreisen  in  England  ihre  Erklärung  fin¬ 
det.  Auf  die  im  Herbst  einsetzende  neue  Auf¬ 
wärtsbewegung  wirkte  nun  das  deutsche  Friedens¬ 
angebot  in  der  Weise  ein,  daß  die  Steigerung  der 
Preise  plötzlich  Halt  machte  und  in  den  nächsten 
2 — 3  Monaten  keine  Fortschritte  zeigte.  Die  In¬ 
dustrie  kam  zum  Bewußtsein  der  unsicheren 
Grundlage,  auf  der  die  Hochkonjunktur  des  Jahres 
1916  sich  entwickelt  hatte  und  die  Folge  davon 
war  ein  Nachlassen  der  Tätigkeit. 

Eine  weitere  Beunurhigung  des  amerikanischen 
Marktes  verursachte  die  Ankündigung  des  unein¬ 
geschränkten  deutschen  U-Boot-Krieges  zu  Anfang 
des  Jahres  1917  und  seine  tatsächliche  Durch¬ 
führung  vom  1.  Februar  ab.  In  den  Preisen  kam 
diese  Tatsache  allerdings  nur  insofern  zum  Aus¬ 
druck,  als  sie  sich  vorläufig  nicht  erhöhten,  was 
wohl  mit  der  Vermehrung  des  Angebots  zusam¬ 
menhing,  da  viele  Erzeugnisse,  die  zur  Ausfuhr  be¬ 
stimmt  waren,  nunmehr  auf  dem  einheimischen 
Markte  zum  Verkauf  gelangten.  Um  einem  Sinken 
des  Preises  infolge  des  alizugroßen  Angebotes 


’)  vorläufige  Zahlen. 


vorzubeugen,  blieb  nur  übrig,  den  Verbrauch  im 
Inlande  zu  steigern.  Bei  der  gewaltigen  Erzeu¬ 
gung  hätte  die  Industrie  durch  die  Verminderung 
der  Ausfuhr  sicher  schweren  Schaden  gelitten, 
wenn  sich  die  Vereinigten  Staaten  nicht  hätten 
bestimmen  lassen,  Deutschland  im  April  1917 
gleichfalls  den  Krieg  zu  erklären.  Der  Abbruch 
der  diplomatischen  Beziehungen  und  die  bald 
darauf  folgende  Kriegserklärung  wurden  in  den 
Kreisen  der  ameriknisachen  Eisen-  und  Stahlindu¬ 
strie  mit  großer  Billigung  aufgenommen.  Der 
Markt  belebte  sich  wieder  und  die  Preise  zogen 
von  neuem  an. 

Während  im  Jahre  1916  die  Eisenindustrie  der 
Vereinigten  Staaten  gewissermaßen  eine  Werk¬ 
stätte  für  die  Kriegsrüstungen  der  Verbandsstaa¬ 
ten  gewesen  war,  erhielt  sie  nun  eine  ganz  neue 


Erhöhung  um  2  Dollar  für  die  ton  für  Gießereiroh¬ 
eisen  und  3  Dollar  für  basisches  Roheisen  statt. 
Der  Grund  dafür  lag  in  der  durchaus  ungenügenden 
Belieferung  der  Hochofenwerke  mit  Koks.  Auf 
die  Vorstellungen  einiger  Roheisenfabrikanten 
beim  Eisehbahnwagenamt  (Commission  of  Car 
Service)  zu  Washington  um  regelmäßige  Ver¬ 
sorgung  der  Kokswerke  mit  Wagen  wurde  auch 
tatsächlich  dem  Connellsville-Bezirk  ein  Fünftel 
der  Wagen  mehr  zur  Verfügung  gestellt.  Trotz¬ 
dem  nahm  die  Erzeugung  an  Roheisen  nicht  zu, 
da  man  bei  verringerter  Leistung  die  Preise  hoch 
zu  halten  hoffte.  Auch  andere  Versuche,  die 
Leistungen  der  Hochofenwerke  zu  steigern,  blie¬ 
ben  erfolglos.  Die  Roheisenerzeugung  erreichte  im 
Gegenteil  während  der  ersten  Hälfte  des  Jahres 
1917  nur  19  566  367  t  gegenüber  20122  319  t  in 


nationale  Bedeutung.  Die  Erzeugung  sollte,  wenn 
möglich,  noch  erhöht  werden,  die  Preise,  die  vom 
März  1917  an  wieder  in  einer  ständigen  Aufwärts¬ 
bewegung  begriffen  waren,  durften  jedoch  nun 
nicht  mehr  allein  vom  Standpunkt  des  Gewinnes 
angesehen  werden,  sondern  mußten  dem  eigenen 
Bedarf  der  Regierung  angepaßt  werden.  Schon  im 
Februar  1917  tauchten  daher  die  ersten  Erwägun¬ 
gen  einer  Höchstpreispolitik  auf,  nach  dem  Vor¬ 
bilde  des  englischen  Bundesgenossen.  Die  indu¬ 
strielle  Vorbereitung  der  Vereinigten  Staaten  war 
dank  der  Aufträge  der  Verbandsstaaten  vorzüg¬ 
lich,  auch  wurde  der  Weltmarkt  durch  die 
Kriegserklärung  nicht  wesentlich  erschüttert, 
wenn  auch  die  Aktienwerte  eine  Tendenz  nach¬ 
zulassen,  aufwiesen,  da  man  eine  hohe  Besteue¬ 
rung  der  Kriegsgewinne  erwartete,  um  den  Krieg 
zu  bezahlen. 

Im  Frühjahr  1917  stiegen  die  Roheisenpreise 
abermals  ganz  bedeutend.  Die  Verbraucher  konn¬ 
ten  die  hohen  Preise  nicht  mehr  zahlen,  der 
Markt  lag  deshalb  fast  gänzlich  still.  Was  ge¬ 
liefert  wurde,  war  schon  lange  Zeit  vorher  ver¬ 
tragsmäßig  verkauft.  Ende  Juni  fand  eine  letzte 


der  gleichen  Zeit  des  Vorjahres  und  erfuhr  auch 
im  Jahre  1918  eine  weitere  Einschränkung. 

Die  Verhältnisse  trieben  unaufhaltsam  der 
Festsetzung  von  Höchstpreisen  zu.  Es  war  zu¬ 
erst  geplant,  in  das  Nahrungsmittel-,  Futter=  und 
Brennstoffgesetz  auch  Roheisen  und  Stahl  einzu¬ 
begreifen,  man  beschloß  jedoch  dann,  eine  Preis¬ 
regelung  zuerst  auf  dem  Wege  der  Uebereinkunft 
zu  versuchen.  Am  11.  Juli  1917  wurden  die 
Stahlindustriellen  nach  Washington  berufen  zur 
Erörterung  der  Höchstpreise  und  bei  dieser  Ge¬ 
legenheit  wurden  auch  für  Roheisen  bestimmte 
Preise  mit  den  Erzeugern  vereinbart.  Den  höch¬ 
sten  Stand  hatten  die  Roheisenpreise  Ende  Juli 
erreicht,  wo  sie  je  nach  der  Sorte  50 — 58  Dollar 
für  die  ton  betrugen.  Die  Höchstpreise,  die  Wilson 
in  Uebereinstimmung  mit  den  Werken  festsetzte, 
bedeuteten  für  Roheisen  eine  Herabsetzung  um 
ungefähr  57%  bis  zum  Stande  von  33  Doll,  für  die 
ton.  Dieser  Rückschlag  war  unvermeidlich,  wenn 
die  Regierung  bei  ihren  Käufen  ihr  eigenes  In¬ 
teresse  wahrnehmen  wollte.  Die  erste  Folge 
zeigte  sich  jedoch  darin,  daß  die  Geschäfte  in 
denjenigen  Erzeugnissen,  für  welche  Höchstpreise 
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bestanden,  ruhten,  da  die  Werke  so  billig  nicht 
verkaufen  wollten  und  mit  Aufträgen  zu  den  alten 
hohen  Preisen  reichlich  versehen  waren.  Die  ver¬ 
einbarten  Höchstpreise  sollten  ursprünglich  am 
1.  Januar  1918  oder  später  einer  Nachprüfung 
unterzogen  werden.  Ihre  Gültigkeit  wurde  je¬ 
doch  zuerst  bis  zum  31.  März  verlängert. 

Eine  besondere  Schwierigkeit  ergab  sich  für 
die  Vereinigten  Staaten  bei  der  Versorgung  mit 
Ferromangan.  Die  fehlende  Zufuhr  aus  England 
verursachte  zuerst  große  Bestürzung.  Verhält¬ 
nismäßig  schnell  jedoch  entstand  in  den  Vereinig¬ 
ten  Staaten  eine  eigene  Ferromangan-Industrie, 


die,  wenn  sie 

auch  anfangs  mit 

größeren  Kosten 

arbeitete,  doch 

bald  recht  leistungsfähig  wurde. 

Die  Erzeugung 

an  Ferromangan 

und  Spiegeleisen 

gestaltete  sich, 

die  Tonne  zu  1000  kg  gerechnet, 

wie  folgt: 

Ferromangan 

Spiegeleisen 

in  1000  t 

in  1000  t 

1914 

108 

102 

1915 

149 

95 

1916 

211 

201 

1917 

262 

192. 

1918 

350 

253 

Dei  größte  Bedeutung  für  die  amerikanische 
Kriegsindustrie  besaß  indessen  die  Stahlerzeu¬ 
gung.  Sie  entwickelte  sich  in  den  Kriegsjahren 


wie  folgt: 
1913: 

31  801  688 

1916: 

43  458  060 

1914: 

23  889  239 

1917: 

42  672  000 

1915: 

32  665  453 

1918: 

43  027  000  (?) 

Schon  im  Jahre  1915  überholte  sie  mit  32  665  453 
ton  die  Roheisenerzeugung,  die  nur  30  394  872  t 
betrug.  Das  war  möglich,  da  größere  Vorräte  an 
Roheisen  vorhanden  waren  und  in  immer  stärke¬ 
ren  Maße  Schrott  zur  Verwendung  gelangte. 

Die  Nachfrage  nach  Stahl  war  schon  im  Jahre 

1915  und  1916  recht  bedeutend,  da  die  Verbands¬ 
staaten  große  Mengen  Stahl  für  ihre  Kriegsführung 
beanspruchten,  sie  wurde  aber  nahezu  unbegrenzt, 
als  die  Vereinigten  Staaten  selbst  die  Kriegs¬ 
rüstungen  in  Angriff  nahmen.  Trotz  dringenden 
eigenen  Bedarfs  legte  jedoch  die  Regierung  jeder¬ 
zeit  großen  Wert  auf  eine  ausreichende  Versor¬ 
gung  der  Verbandsstaaten,  sodaß  sie  Ende  April 

1916  die  Stahlwerke,  die  mit  Aufträgen  für  die 
europäischen  Verbündeten  versehen  waren,  um 
schleunigste  Lieferung  ersuchte,  selbst  wenn  die 
Aufträge  der  Vereinigten  Staaten  dahinter  zurück¬ 
stehen  müßten. 

Dementsprechend  stiegen  auch  die  Preise,  für 
Stahl  ins  Ungemessene.  Von  Mai  1915  bis  Juni 

1917  war  eine  Erhöhung  der  Preise  um  etwa 
400%  zu  verzeichnen.  Als  die  Preise  im  Sommer 
1916  schon  eine  beträchtliche  Steigerung  erfahren 
hatten,  trat  im  Zusammenhang  mit  den  englischen 
Höchstpreisen  ein  kurzer  Rückschlag  ein,  der  je¬ 
doch  bald  einer  gewaltigen  Aufwärtsbewegung 


Platz  machte.  Die  Regierung  hatte  sich  für  ihren 
eigenen  Bedarf  an  Stahl  besondere  Preise  ausbe¬ 
dungen,  die  sehr  erheblich  unter  den  für  private 
Lieferungen  geltenden  Preisen  standen  und  der 
Präsident  würde  ermächtigt,  die  Eigentümer  zu 
Lieferungen  von  Stahl  zu  vernünftigen  Preisen  zu 
veranlassen.  Für  die  Verbündeten  versuchte  man 
gleichfalls  die  niedrigen  Regierungspreise  durch¬ 
zusetzen. 

Die  Preise  für  private  Käufe  stiegen  jedoch 
immer  weiter  und  so  konnte  eine  allgemeine  be¬ 
hördliche  Regelung  nicht  mehr  lange  auf  sich 
warten  lassen.  Es  wurde  verschiedentlich  ver¬ 
sucht  durch  besondere  Ausschüsse  die  Kosten- 
und  Gewinnberechnung  nachprüfen  zu  lassen,  man 
gab  jedoch  diese  Untersuchungen  als  praktisch 
nicht  verwertbar  bald  wieder  auf.  Von  Seiten  der 
Stahlindustriellen  wurden  Einwendungen  gegen 
eine  Höchstpreisfestsetzung  nicht  laut.  Man  war 
überzeugt,  daß  die  Regierung,  falls  auf  dem  Wege 
der  Verständigung  eine  Regelung  nicht  zustande 
käme,  durch  gesetzliche  Maßregeln  eine  Preisbe¬ 
schränkung  erzwingen  werde.  Auf  der  schon  er¬ 
wähnten  Versammlung  zu  Washington  im  Juli 
1917  wurde  die  Angelegenheit  zum  ersten  Male 
eingehend  erörtert.  Die  Regierung  erließ  darauf¬ 
hin  einen  Aufruf  an  die  Unternehmer,  sie  möchten 
mit  „vernünftigen  Gewinnen“  zufrieden  sein  und 
sich  in  demselben  Lichte  betrachten,  wie  die 
Männer  an  der  Front.  Tatsächlich  wollte  man  da¬ 
mit  für  die  privaten  Käufer  die  gleichen  Preise 
erlangen  wie  fü/  die  Regierung.  Was  jedoch  unter 
„vernünftigen“  Preisen  zu  verstehen  war,  wurde 
nicht  näher  gesagt,  ebenso  war  Man  sich  über  die 
Berechnung  der  Gestehungskosten  keineswegs 
einig.  Da  keine  Erklärungen  abgegeben  wurden, 
nahm  man  im  Handel  als  Grundlage  der  Preis¬ 
berechnung  allgemein  an:  Gewinn  des  Jahres  1916 
nach  dem  Durchschnittspreise  zuzüglich  eines  Zu¬ 
schlages  für  die  Steigerung  der  Herstellungs¬ 
kosten.  Es  ist  klar,  daß  bei  dieser  Berechnung 
die  Preise  noch  höher  werden  mußten,  als  im 
Vorjahr.  Der  Aufruf  des  Präsidenten  hatte  damit 
zur  Folge,  daß  der  Handel  auf  einen  toten  Punkt 
kam.  Auf  die  Verkündigung  der  Einheitspreise 
folgte  Bestürzung.  Verkäufe  wurden  nur  in  ganz 
geringem  Umfange  vorgenommen.  Die  Schuld  an 
den  hohen  Stahlpreisen  fiel  im  allgemeinen  auf 
die  großen  Verbraucher  selbst  zurück,  die  sich 
nicht  rechtzeitig  mit  genügenden  Vorräten  einge¬ 
deckt  hatten  und  so  den  Markt  den  kleinen  Käu¬ 
fern  überließen,  die  sofort  und  um  jeden  Preis 
Waren  haben  mußten. 

Trotz  des  Aufrufs  des  Präsidenten  stiegen  die 
Stahlpreise  dauernd  weiter  und  erreichten  im  Juli 
und  August  1917  ihren  Höhepunkt.  Knüppel  koste¬ 
ten  100  Dollar  die  ton.  Die  große  Hitze  im  August 
hatte  eine  Einschränkung  der  Stahlerzeugung  um 
15%  zur  Folge  und  eine  weitere  Preiserhöhung 


war  infolgedessen  zu  befürchten.  Die  einheimi¬ 
schen  Käufer  waren  im  Sommer  1917  fast  voll¬ 
ständig  vom  Markt  verschwunden,  Japan  und  Süd¬ 
amerika  dagegen  kauften  eifrig  und  um  jeden 
Preis.  Im  September  1917  wurde  dann,  eine  Preis- 
rcgelung  durchgeführt,  indem  der  Präsident  im 
Einverständnis  mit  den  Stahlindustriellen  Höchst¬ 
preise  festsetzte.  Seine  Bestrebungen  zielten 
daraufhin,  sowohl  ein  freundliches  Verhältnis  zu 
den  Stahlerzeugern  zu  gewinnen,  auf  deren  Zu¬ 
stimmung  er  angewiesen  war,  als  auch  gleichzeitig 
niedrige  Preise  für  die  Verbündeten  durchzu¬ 
setzen.  Anfang  November  1917  war  die  Preis¬ 
festsetzung  für  die  hauptsächlichsten  Erzeugnisse 
aus  Eisen  und  Stahl  verwirklicht. 

Hand  in  Hand  mit  den  Bestimmungen  über  die 
Preisbeschränkungen  gingen  die  Ausfuhrverbote, 
die  neben  anderen  Waren  auch  Brennstoffe  sowie 
Eisen  und  Stahl  aller  Art  betrafen.  Man  wollte 
damit  einesteils  Vorsorge  treffen,  daß  diese  Er¬ 
zeugnisse  nicht  über  neutrale  Länder  nach 
Deutschland  gelangten,  andererseits  aber  auch 
Vorräte  für  das  eigene  Land  und  die  Verbündeten 
sichern.  Die  Stahliieferungen  nach  Japan  wurden 
indessen  aufrecht  erhalten  unter  dem  Gesichts¬ 
punkte,  daß  japanischer  Schiffsraum  für  den  atlan¬ 
tischen  Verkehr  verfügbar  gemacht  werden 
müsse. 

Auf  der  Grundlage  der  Höchstpreise  hat  sich 
der  Stahlmarkt  in  der  Folgezeit  sehr  ruhig  ge¬ 
staltet.  In  Halbzeug  ist  bis  zum  Ende 'des  Jahres 
1918  keine  Aenderung  mehr  zu  verzeichnen.  Mitte 
Januar  1918  brachte  .ein  Newyorker  Börsenbe¬ 
richt  Gerüchte  von  einer  geplanten  Uebernahme 
der  United  States  Steel  Corporation  durch  die  Re¬ 
gierung,  eine  Nachricht,  die  sich  später  als  unzu- 
trefierkl  erwies.  Des  weiteren  wurde  der  Markt 
vorübergehend  ungünstig  beeinflußt  durch  die 
Schätzung,  daß  infolge  Kohlenmangels  die  Stahl¬ 
erzeugung  nur  die  Hälfte  der  Leistungsfähigkeit 
erreiche.  Falls  dagegen  der  Stahlindustrie  genü¬ 
gend  Koks  und  Kohlen  zur  Verfügung  ständen,  so 
rechnete  man  für  das  Jahr  1918  mit  einer  Mehr¬ 
erzeugung  von  10 — 15%,  also  mit  3 — 4  Mill.  t 
Rohstahl  und  nahezu  3  Millionen  t  Walzstahl 
monatlich. 

Die  Möglichkeit  einer  derart  gesteigerten  Lei¬ 
stung  ist  zum  großen  Teil  der  ausgedehnten  Ver¬ 
wendung  von  Schrott  zuzuschreiben.  Die  Preis¬ 
entwickelung  für  Schrott  verlief  im  allgemeinen 
ähnlich  wie  bei  Roheisen  und  Stahl,  allerdings  in 
weniger  hohem  Grade.  Während  Stahlblöcke  im 
Juli  1917  eine  Steigerung  von  412,7%  aufwiesen 
gegen  Januar  1915,  verteuerte  sich  Schrott  nur 
um  259,1%.  Immerhin  erzielte  er  auch  so  einen 
recht  hohen  Preis,  der  bis  zu  Beginn  des  Jahres 
1918  einer  Beschränkung  durch  Höchstpreise 
.  noch  nicht  unterworfen  war. 


Die  Preisbildung  der  weiter  verarbeiteten  Er¬ 
zeugnisse  —  als  solche  sind  Stabeisen,  Träger 
und  Behälterbleche  aufgeführt  —  zeigt  im  allge¬ 
meinen  die  gleichen  Züge  wie  beim  Halbzeug. 
Während  jedoch  Stabeisen  und  Träger  im  glei¬ 
chen  Verhältnis  stiegen  und  ihren  höchsten  Stand 
im  Juli  1917  mit  4,50  Cents  für  das  Pfund  (zu 
453  g)  erreichten,  gegenüber  1,20  Cents  bei 
Kriegsausbruch,  standen  die  genannten  Bleche  zur 
selben  Zeit  auf  9  Cents,  obgleich  sie  früher  zum 
gleichen  Preise  zu  haben  waren  wie  Träger  und 
Stabeisen.  Die  Ursache  dieser  unverhältnismäßi¬ 
gen  Steigerung  war  vor  allem  die  starke  auslän¬ 
dische  Nachfrage.  Schon  Anfang  1917  lagen  große 
Aufträge  aus  Japan  vor  und  während  der  regel¬ 
mäßige  Preis  3,60  Cents  betrug,  wurde  von  den 
Spanischen  Abnehmern  mehr  als  6  Cents  bezahlt. 
Besonders  niedrige  Preise  hatte  sich  die  Regie¬ 
rung  für  Bleche  ausbedungen,  sie  zahlte  2,90 
Cents  zu  einer  Zeit,  als  der  Preis  für  private 
Lieferungen  bereist  4,50  Cents  erreicht  hatte.  Im 
Sommer  1917  erzielten  Bleche  in  Japan  sogar 
9,25  Cents,  obgleich  damals  bereits  die  Preise 
sämtlicher  Erzeugnisse  im  Sinken  begriffen  waren. 

Nach  einem  starken  Rückgang  im  Jahre  1914 
nahm  die  Schienenerzeugung  in  den  Ver¬ 
einigten  Staaten  im  Verlaufe  des  Krieges  erheb¬ 
lich  zu,  wie  folgende  Zahlen,  die  t  zu  1000  kg  ge¬ 
rechnet,  zeigen: 


Erzeugung 

Einfuhr 

Ausfuhr  Versorgung 

1913 

3  558  825 

10  575 

473  922 

2  095  478 

1914 

1  976  217 

22  932 

177  475 

1  821  674 

1915 

2  239  470 

79  781 

397  751 

1  921  500 

3916 

2  900  200 

26  720 

549  481 

2  377  439 

1917 

2  991  268 

9411 

520  872 

2  479  807 

1918 

2  574  214 

8  844 

461  207 

2  121  851 

Die  Regierung  sah  sich  nach  Eintritt  in  den 
Krieg  genötigt,  die  Eisenbahnlinien  dem  stärkeren 
.Verkehr  entsprechend  auszubauen. '  Schienen  und 
Eisenbahnoberbauzeug  standen  im  Jahre  1914  sehr 
niedrig  im  Preise,  da  die  Nachfrage  nur  gering 
war.  Nun  hatte  sich  die  Erzeugungsmenge  be¬ 
trächtlich  verringert,  und  die  Regierung  und  die 
Verbündeten  beanspruchten  einen  großen  Teil  da¬ 
von.  Die  Folge  wrar  eine  erhebliche  Steigerung 
des. Schienenpreises.  Nachdem  er  seit  1901  unver¬ 
ändert  auf  28  Dollar  für  die  ton  geblieben  war, 
wurde  er  im  Jahre  1916  zweimal  erhöht.  Im 
April  erfuhr  er  nämlich  eine  Steigerung  um  5  Doll, 
auf  33  Dollar  bezw.  35  Dollar  für  Bessemer-  und 
Martinstahlschienen,  im  November  folgte  eine  wei¬ 
tere  Erhöhung  um  gleichfalls  5  Dollar.  Der  glän¬ 
zende  Aufschwung,  den  die  Schienenindustrie  im 
Jahre  1916  genommen  hatte,  hielt  auch  1917  an. 
Außer  vermehrten  Aufträgen  der  amerikanischen 
Bahnen  standen  größere  Abschlüsse  mit  Spanien, 
Dänemark,  Niederländisch-Indien  und  Frankreich 
in  Aussicht.  Die  Aufträge  vom  Jahre  1916 
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schätzte  man  dem  Werte  nach  auf  750  Millionen 
Dollar;  davon  entfielen  175  Millionen  Dollar  auf 
Schienen,  285  Millionen  Dollar  auf  Eisenbahnwagen 
und  200  Millionen  Dollar  auf  Lokomotiven.  Die 
Leistungsfähigkeit  der  amerikanischen  Schienen¬ 
walzwerke  betrug  1916  etwa  6  >2  Mill.  t,  wenn 
die  Erzeugung  trotzdem  nur  4,4  Mill.  t  erreichte, 
so  ist  anzunehmen,  daß  die  fehlenden  Mengen  ent¬ 
weder  für  Cieschoßstahl  verwendet  wurden,  oder 
daß  nicht  genügend  Stahlhalbzeug  erhältlich  war, 
um  die  volle  Leistungsfähigkeit  der  Walzwerke 
auszunutzen.  Starke  Nachfrage  herrschte  im  Früh¬ 
jahr  1917  nach  Weißblech  zur  Herstellung  von 
Konservenbüchsen  für  die  Lebensmittelversorgung 
von  Heer  und  Marine.  Die  Erzeugung,  die  im 
Jahre  1910  nur  735  000  t  betragen  hatte,  wurde 
1915  auf  1  067  000  t  und  1916  auf  1  370  000  t  ge¬ 
schätzt.  Die  amerikanische  Weißblechindustrie, 
die  schon  vor  dem  Kriege  den  Wettbewerb  mit 
der  englischen  Lehrmeisterin  aufgenommen  hatte, 
erstarkte  in  den  letzten  Jahren  wesentlich  und 
wird  wohl  ihren  Platz  auf  dem  Weltmarkt  zu  be¬ 
haupten  wissen. 

Nachdem  wir  gesehen  haben,  wie  sich  die 
Preise  im  Laufe  der  letzten  Jahre  zu  einer  unge¬ 
ahnten  Höhe  entwickelt  haben,  kann  es  nicht 
weiter  in  Erstaunen  setzen,  wenn  die 'Steigerung 
der  Gewinne,  die  die  betreffenden  Unternehmun¬ 
gen  machten,  dahinter  nicht  zurückblieb.  So  be¬ 
trug  zum  Beispiel  die  Reineinnahme  der  U.  S. 
Steel-Corporation  1915:  97  967  962  Dollar;  1916: 

25  5  564;  1917:  244  738  908. 

Daß  der  Reingewinn  im  Jahre  1917  trotz  eines 
höheren  Gesamtumsatzes  hinter  dem  des  Vorjahrs 
zurückblieb,  erklärt  sich  aus  den  außerordentlich 
hohen  Kosten  (1917:  252  265  695  Dollar  gegen  1916 

26  599  721  Dollar),  den  die  tatsächlich  gezahlten 
Steuern  oder  die  Beträge  ,die  für  Einkommen  aus 
Kriegsgewinnsteüern  zurückgestellt  wurden,  in 
der  Bilanz  des  Unternehmens  einnahmen.  Mit  den 
hohen  Kriegssteuern  hat  auch  hier  die  Regierung 
der  ungehemmten  Steigerung  einen  Riegel  vorge¬ 
schoben. 

Einen  weiteren  Eingriff  der  Regierung,  der  von 
allgemeiner  Bedeutung  für  die  gesamte  Industrie 
wurde,  bedeutete  die  Uebernahme  der  Eisenbah¬ 
nen  in  staatliche  Verwaltung  auf  Grund  des  neuen 
Eisenbahngesetzes.  Von  einer  endgültigen  Ver¬ 
staatlichung  mußte  man  allerdings  vorläufig  noch 
absehen,  da  die  Vorarbeiten  dazu  längere  Zeit  in 
Anspruch  nehmen  werden.  Die  Regierung  sicherte 
den  Eisenbahngesellschaften  eine  Jahreseinnahme 
von  945  Millionen  Dollar  zu.  Ein  anderer  Vor¬ 
schlag,  dahingehend,  man  solle  das  Gesetz  gegen 
die  Vereinigungen,  das  sogen.  Antitrustgesetz,  auf¬ 
geben,  damit  die  Eisenbahngesellschaften  Ringe 
bilden  und  auf  diese  Weise  selbständig  das  Ver¬ 
kehrswesen  einheitlich  und  mit  größeren  Mitteln 
ordnen  könnten,  war  abgelehnt  worden.  Außerdem 


wurden  die  verschiedenen  Beförderungsvorrechte 
aufgehoben,  die  zum  Vorteil  einiger  weniger  Ver¬ 
frachter  alle  übrigen  sehr  benachteiligt  hatten. 
Man  zweifelte  vorerst,  ob  die  Uebernahme  der 
Eisenbahnen  tatsächlich  auf  die  Erzeugung  von 
Eisen  und  Stahl  günstig  einwirken  werde.  Der 
erste  Schritt  dazu,  meinten  die  Industriellen,  müsse 
eine  Erhöhung  der  Güterbewegung  um  1%  sein, 
und  dieses  Mehr  sei  in  den  Dienst  der  Eisen-  und 
Stahlindustrie  zu  stellen,  die  am  schwersten  von 
der  Unordnung  des  Verkehrswesens  betroffen 
worden  sei. 

Schon  lange  bevor  das  Verkehrswesen  im  In¬ 
nern  des  Landes  eine  behördliche  Förderung  er¬ 
fuhr,  hatte  man  sich  der  Regelung  der  Ausfuhr  an¬ 
genommen.  Durch  die  Durchführung  des  ver¬ 
schärften  U-Boot-Krieges  war  der  Außenhandel 
zeitweilig  schwer  getroffen  worden.  Nach  einer 
amerikanischen  Schätzung  lagerten  Ende  April 
1917  in  den  amerikanischen  Häfen  mehr  als 
1  Million  t  Stahl  und  Stahlwaren,  die  mangels 
ausreichenden  Schiffsraums  nicht  ausgeführt  wer¬ 
den  konnten.  Stahl  und  Geschosse,  die  für  Frank¬ 
reich  bestimmt  waren,  wurden  zum  größten  Teil 
auf  französischen  Schiffen  verfrachtet.  Um  einen 
rascheren  Warenverkehr  nach  Europa  zu  ermög¬ 
lichen,  ernannte  das  Schiffahrtsamt  (Shipping- 
Board)  einen  dreigliedrigen  Ausschuß,  der  das 
Verfügungsrecht  über  sämtliche  in  amerikanischen 
Häfen  anwesende  Schiffe  erhielt.  Die  zur  Ver¬ 
schiffung  aufgestapelten  Ladungen  wurden  dem 
ersten  zur  Ausfahrt  fertigen  Schiff  übertragen, 
einerlei,  ob  es  amerikanischen  Ursprungs  war  oder 
den  Verbündeten  gehörte'.  Eine  nicht  geringe 
Hilfe  boten  die  japanischen  Schiffahrtsgesellschaf¬ 
ten  für  den  atlantischen  Seeverkehr.  Besonders 
nachdem  das  Stahlausfuhrverbot  ergangen  war, 
versuchten  die  Japaner  gegen  Lieferung  von 
Schiffsraum  Stahl  zu  erhalten.  So  boten  auch  An¬ 
fang  1918  die  Leiter  von  7  japanischen  Schiffs¬ 
werften  300  000  t  Schiffsraum  an  als  Gegenleistung 
für  200  000  t  amerikanischen  Stahls.  Einer  späte¬ 
ren  Meldung  vom  März  zufolge  soll  Japan  sogar 
150  000  t  Schiffsraum  bedingungslos  zur  Verfü¬ 
gung  gestellt  haben. 

In  zusammenfassender  Weise  gibt  die  nach¬ 
stehende  Zahlentafel  (3)  eine  Uebersicht  über  die 
Entwickelung  der  amerikanischen  Preise  im  Welt¬ 
kriege.  Die  Steigerung  erreichte  den  Höhepunkt 
im  September  1917.  Hochofenkoks  verteuerte  sich 
innerhalb  2  Jahren  um  rund  750%,  Gießereikoks 
um  mehr  als  560%.  Der  Grund  für  diese  Erschei¬ 
nung  lag  nicht  nur  in  ungenügender  Kohlenförde¬ 
rung,  sondern  auch  in  der  unregelmäßigen  Wa¬ 
gengestellung  für  die  Kohlengruben  und  Kokereien. 
Roheisen  stieg  durchschnittlich  um  300%  im 
Preise.  Da  die  Erzversorgung  ausreichend  gewe¬ 
sen  zu  sein  scheint,  so  dürfte  die  Roheisengewin¬ 
nung  und  auch  der  Preis  hauptsächlich  von  der 
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ungleichmäßigen  Versorgung  mit  Brennstoffen  und 
der  stürmischen  Nachfrage  der  verarbeitenden 
Werke  beeinflußt  worden  sein.  Die  Stahlwerke 
hatten  Preisaufschläge  von  300 — 400%  zu  ver¬ 
zeichnen,  da  bei  Stahl  die  starke  Nachfrage  der 
Verbandsstaaten  maßgebend  war.  Die  Preisbil¬ 
dung  von  Schrott  kann  man  gegenüber  den  hohen 
Preisen  der  übrigen  Erzeugnisse  noch  als  mäßig 
bezeichnen,  sie  entspricht  ungefähr  derjenigen  des 
Roheisens.  Ganz  unverhältnismäßig  war  die 
Preissteigerung  bei  den  Behälterblechen,  für  die 
mehr  als  das  8fache  des  Friedenspreises  gezahlt 
wurde,  besonders  von  den  Japanern  ,die  Bleche 
um  jeden  Preis  kauften. 

Bei  so  außerordentlich  hohen  Preisen  erscheint 
es  als  eine  Tat  von  größter  wirtschaftlicher  Be¬ 
deutung,  daß  die  amerikanische  Regierung  zu  einer 
so  weitgehenden  Manahme  geschritten  ist,  wie 
sie  in  der  Festsetzung  von  Höchstpreisen  vorliegt. 
Die  Herabsetzung  schwankte  zwischen  30  und 
60%  der  hohen  Preise  vom  September  1917.  Die 
Höchstpreise  betrugen  dennoch  in  ihrer  ersten  Fest¬ 
setzung  ungefähr  das  dreifache  des  Preises  von  An¬ 
fang  1915,  nur  für  Koks  waren  sie  noch  höher,  weil 
hierfür  sogar  ein  Zuschlag  von  250 — 300%  ge¬ 
währt  wurde.  Allein  die  Höchstpreise  standen 
wohl  für  viele  Werke  nur  auf  dem  Papier,  da 
zweifellos  bei  der  großen  Nachfrage  manche  Fir¬ 
men  nicht  nur  für  Monate,  sondern  für  ein  Jahr 
und  länger  ihre  Erzeugung  im  Voraus  verkauft 
hatten.  Damit  hängt  es  wohl  auch  zusammen, 
daß  trotz  der  Einführung  niedriger  Preise  der  An¬ 
reiz  zur  Steigerung  der  Leistungen  nicht  verloren 
gegangen  war.  Durch  die  Uebernahme  der  ame¬ 
rikanischen  Eisenbahnen  in  staatliche  Verwaltung 
war  ja  das  Verkehrswesen  geregelt  worden.  In¬ 
folgedessen  konnten  die  Werke  regelmäßiger  mit 
Roh-  und  Hilfsstoffen  versehen  und  die  rechtzei¬ 
tige  Anfuhr  der  Erzeugnisse  sichergestellt  wer¬ 
den.  Sonst  wäre  wohl  die  Leistung  der  Hochofen¬ 
werke  viel  stärker  zurückgegangen. 

Ein  völlig  anderes  Bild  zeigt  die  Kriegswirt¬ 
schaft  der  Eisenindustrie  in  Deutschland,  das  auf 
der  Grundlage  des  Verbandswesens  einen  Mittel¬ 
weg  zwischen  der  straffen  Zentralisation  der  eng¬ 
lischen  Schwerindustrie  und  dem  auf  bloßen  Ver¬ 
ständigungen  beruhenden  Zusammengehen  der 
amerikanischen  Industriellen  mit  den  Wünschen 
der  Regierung  einschlug. 

III.  Deutschland. 

1.  Kohlenpreise. 

Während  im  Jahre  1913  die  Hochkonjunktur 
für  die  Erzeugnisse  der  Eisen-  und  Stahlindustrie 
ebenso  wie  der  Kohlenpreise  auf  dem  Weltmarkt 
schon  im  Rückgang  begriffen  war,  konnten  sich 
die  Preise  des  Rheinisch-Westfälischen  Kohlen¬ 
syndikats  das  ganze  Jahr  über  sogar  auf  einem 


höheren  Stand  behaupten  als  im  Vorjahr.  Darin 
kam  die  Preispolitik  der  Syndikate  zum  Ausdruck, 
die  auch  in  Zeiten  wirtschaftlichen  Tiefstandes 
die  Preise  auf  gleichmäßiger  Höhe  zu  halten  be¬ 
müht  sind,  um  den  in  ihnen  zusammengeschlosse¬ 
nen  Unternehmern  plötzliche  Verluste  zu  ersparen. 
Die  deutsche  Kohle  stand  damals  im  Preise  etwa 
in  der  Mitte  zwischen  englischer  und  amerika¬ 
nischer  Kohle,  Kokskohle  kostete  14  Mk.  die  Tonne 
(zu  1000  kg),  Hochofenkoks  bester  Marke  18,50 
Mark. 

Die  politischen  Wirren  auf  dem  Balkan  und  die 
der  Unternehmungslust  ungünstige  Gestaltung  des 
Weltmarktes  schränkten  jedoch  die  Nachfrage 
nach  Brennstoffen  soweit  ein,  daß  auch  das  Koh¬ 
lensyndikat  seine  Preise  der  Marktlage  anpassen 
mußte  und  im  1.  Vierteljahr  1914  den  Preis  für 
Kohle  und  Koks  um  1  Mk.  bezw.  1,50  Mk.  für  die 
Tonne  ermäßigte.  Die  Lage  des  Kohlenbergbaues 
war  zu  Beginn  des  Jahres  1914  ziemlich  ungün¬ 
stig.  Der  Absatz  verschlechterte  sich  von  Monat 
zu  Monat,  da  die  Eisenindustrie,  deren  Verbrauch 
sonst  etwa  53%  der  Förderung  betragen  hatte, 
nur  mit  eingeschränktem  Betriebe  arbeitet.  Außer¬ 
dem  war  die  Zufuhr  durch  verschiedentliche 
Verkehrsstörungen  behindert,  sodaß  die  Gruben 
teilweise  Feierschichten  einzulegen  genötigt  wa¬ 
ren  und  große  Vorräte  auf  die  Halden  gestürzt 
werden  mußten. 

Eine  wesentliche  Besserung  der  Absatzver¬ 
hältnisse  trat  im  2.  Vierteljahr  1914  ein,  da  die 
Sperre  der  Main-Schiffahrt  sowie  des  Maas- 
Schelde-Kanals  bevorstand  und  die  Verbraucher 
sich  vorher  genügend  einzudecken  suchten.  In 
Oberschlesien  hielt  dagegen  die  Uebererzeugung 
an  und  nötigte  zur  Ansammlung  größerer  Vor¬ 
räte  und  daraus  folgenden  Preisabschlägen,  be¬ 
sonders  da  der  Versand  unter  dem  niedrigen 
Wasserstand  der  Oder  zu  leiden  hatte. 

In  den  Syndikatspreisen  kommen  die  einzelnen 
Schwankungen  der  Marktlage  nicht  zum  Aus- 
Ausdruck.  Sogar  der  Ausbruch  des  Weltkrieges, 
der  doch  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  auch 
der  Kohlenindustrie  von  Grund  auf  umstürzte, 
hatte  auf  die  Preisbildung  keine  unmittelbare  Wir= 
kung.  Dabei  war  der  Kohlenbergbau  durch  die 
weitgreifenden  Einziehungen  seiner  Arbeiter  zum 
Heeresdienst  schwer  getroffen,  die  Förderung  be¬ 
trug  in  den  ersten  Kriegsmonaten  nur  etwa  zwei 
Drittel  der  sonstigen  Durchschnittsleistung.  Etwas 
ausgeglichen  wurde  der  Ausfall  der  Förderung 
allerdings  durch  die  in  den  vergangenen  Monaten 
angesammelten  reichlichen  Vorräte,  die  bei  der 
starken  Nachfrage  einen  tatsächlichen  Mangel  zu 
verhindern  vermochten.  Dennoch  machte  die 
Versorgung  zeitweilig  Schwierigkeiten.  Im  Westen 
war  das  Eisenbahnnetz  wochenlang  der  Beförde¬ 
rung  privater  Güter  verschlossen,  in  Oberschle- 
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sien  stockten  die  Kohlenzufuhren  zwar  auch,  je¬ 
doch  bewährte  sich  in  diesen  Zeiten  die  ober- 
schlesiche  Schmalspurbahn,  sodaß  bei  den  mei¬ 
sten  Werken  eine  völlige  Stillegung  vermieden 
werden  konnte. 

Von  Oktober  1914  an  besserten  sich  auch  die 
Verkehrsverhältnisse  des  Westens,  die  Gruben 
konnten  ihre  gesamte  Förderung  zum  Versand 
bringen  und  darüber  hinaus  die  angesammelten 
Vorräte  abstoßen.  Besonders  in  Schlesien  war 
die  Nachfrage  nach  Brennstoffen  außerordentlich 
rege,  da  die  oberschlesische  Kohlenindustrie  auch 
den  Bedarf  der  Ostseeländer  befriedigen  mußte, 
die  früher  zum  großen  Teil  von  England  beliefert 


auf.  Zwischen  Kohle  und  Koks  bestand  nunmehr 
nur  noch  ein  Preisunterschied  von  1  Mk.  gegen 
3,50  Mk.  in  gewöhnlichen  Zeiten.  Im  Sommer  1915 
war  der  angestrebte  Zweck  erreicht,  der  Koksver- 
braueh  hatte  den  gewünschten  Umfang  angenom¬ 
men  und  ein  Mangel  an  Brennstoffen  war  fürs. erste 
nicht  zu  befürchten.  Die  steigenden  Selbstkosten  und 
die  Lohnerhöhungen  der  Arbeiter  veranlaßten  im 
Dezember  eine  weitere  Steigerung  des  Preises, 
die  das  Verhältnis  von  Kohle  zu  Koks  wieder  auf 
2  Mk.  für  die  Tonne  festsetzte,  wobei  man,  wie 
ersichtlich,  den  Koks  verhältnismäßig  etwas  billi¬ 
ger  ließ,-  um  seine  Verwendung  möglichst  zu 
fördern. 


390 - 

320 

290  ^ 

Deufcc/r/aricf. 

a  Hokskotr/e,  ftfrein/and-M/estfa/en 
i  Giessereiroheisendl,  ßHe/nt.  -IVestfl 
c  Hämatit,  9keiniana/-Wes{fa/en 
d  Thomasknüppei,  Oberhauses  ' 
e  Fiußsf abeisen,  Fheiniand-West/hien 
f  Kesse/biectj,  Fheiniand-Westfa/en 
in  MJ1A.  1  zu  7900kg 

TH 

i 

:  h 

! 

i 

L 

- 

-Xi 

2<7W 

iT 

n 

i 

[“■ 

-r 

.... 

-f  ) 

1  1 

j 

/GO 

■fun  *■ 

4 

1  ‘  ~ 

/ 

1 

— 5 

r 

/TU 

■ron 

rl 

21 

,s‘ 

/Zu  - 

- 

3' 

r 

— s 

rr 

/GO 

P/7  i 

«... 

fj 

-f 

.... 

t 

CO  ■T 

rn  i 

3- 

.... 

oo 

90  - 

-41 

u 

-rd. 

1 

1 

1 

1  I  27  JT..I  I  I  JT..I  , 

r  j 

¥  i 

T..I  I  MW..  I 

I  M  JT..I 

1  M 

T  ir. 

7973  797V-  7979  7979  797 7  7979 


worden  waren  und  die  nun  ohne  die  schlesische 
Zufuhr  einer  Kohlennot  gegenüberstanden.  Die  Ge¬ 
stellung  von  Sonderzügen  zur  Abhilfe  erwies  sich 
ais  unzulänglich,  nur  die  andauernd  freie  Oder- 
sciiiffahrt  bot  einige  Erleichterung.  Infolge  der 
allgemeinen  Verteuerung  der  Gestehungskosten 
bob  die  oberschlesiche  Kohlenindustrie  am  1.  Nov. 
W14  die  für  die  einzelnen  Bezirke  bestehenden 
Preiskonventionen  auf  und  beschloß  eine  mit 
Wirkung  vom  1.  Januar  1915  ab  gültige  allge¬ 
meine  Erhöhung  ihrer  Verkaufspreise. 

Bei  der  großen  Nachfrage  der  Heeresverwal¬ 
tung  und  der  eingeschränkten  Förderung  besserte 
sich  die  Lage  der  Kohlenindustrie  anhaltend.  Sehr 
erfreulich  war  es,  daß  die  Eisenbahnverwaltungen 
in  richtiger  Erkenntnis  des  Erforderlichen  zur 
Verwendung  von  Koks  an  Stelle  von  Kohle  über¬ 
gingen,  und  so  den  Ausfall  des  Industriever= 
brauchs  einigermaßen  wettmachten.  Im  Interesse 
einer  vermehrten  Herstellung  von  Nebenprodukten 
wurde  die  Koksgewinnung  mehr  und  mehr  aus¬ 
gedehnt.  Da  jedoch  die  Verbraucher  nicht  in  dem 
notwendigen  Maße  zur  Verwendung  von  Koks  in 
ihren  Betrieben  übergingen,  so  ermäßigte  das 
Kohlensyndikat vim  2.  Vierteljahr  1915  den  Preis 
für  Hochofenkoks  um  1,50  Mk.  für  die  Tonne  und 
setzte  den  Kohlenpreis  um  denselben  Betrag  her- 


Mit  der  Zunahme  der  Beschäftigung  der  Eisen¬ 
industrie  und  dem  großen  Bedarf  der  Heeres-  und 
Marineverwaltung  besserte  sich  die  Lage  der 
Kohlenindustrie  wesentlich,  die  Nachfrage  wurde 
sogar  so  umfangreich,  daß  sie  nur  mit  Aufbietung 
aller  Kräfte  der  verringerten  Belegschaft  bewäl¬ 
tigt  werden  konnte.  Dazu  kam  zu  Beginn  des 
Herbstes  die  Nachfrage  nach  Hausbrandkohle,  die 
unter  allen  Umständen  gedeckt  werden  mußte. 
Neue  Aufgaben  erwuchsen  der  oberschlesischen 
Kohlenindustrie  aus  der  Versorgung  der  besetzten 
Gebiete  im  Osten.  Ihre  Lösung  gelang  ohne 
Schwierigkeit  durch  die  neugegründete  Kriegs- 
Kohlengesellschaft.  Infolge  der  englischen  Aus¬ 
fuhrverbote  für  Brennstoffe  nahm  auch  die  Aus¬ 
fuhr  nach  dem  neutralen  Ausland,  besonders  nach 
den  nordischen  Ländern  eine  günstige  Entwick¬ 
lung. 

Wie  gewöhnlich  brachte  der  Herbst  einen 
empfindlichen  Wagenmangel  bei  gleichzeitigem 
niedrigen  Rheinwasserstand  und  erschwerte  so 
den  Abtransport  der  geförderten  Kohlenmenge  be¬ 
trächtlich.  Auf  den  Halden  sammelten  sich  wieder 
größere  Bestände  an.  Im  Osten  war  die  Nach¬ 
frage  äußerst  lebhaft,  da  die  Landwirtschaft  be¬ 
deutende  Mengen  Kohle  zu  Getreidedrusch,  Kar¬ 
toffeltrocknung,  Zuckerfabrikation  usw.  benötigte. 
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Die  Preise  erfuhren  jedoch  außer  dem  üblichen 
Winterzuschlag  keine  Aenderung.  Die  Ausfuhr 
rach  dem  neutralen  Ausland  hätte  sich  übrigens 
noch  weit  günstiger  gestalten  können,  wenn  das 
Verkehrswesen  besser  gearbeitet  hätte.  Indessen 
gelangten  erhebliche  Mengen  nach  Oesterreich 
und  Russisch-Polen.  Auch  im  1.  Vierteljahr  1916 
hielt  der  Wagenmangel  an,  umso  nachteiliger 
wurde  die  Sperrung  des  Fahrwassers  im  Binger 
Loch  empfunden.  Die  Nachfrage  blieb  unverän¬ 
dert  dringend,  jedoch  ließ  der  Mangel  an  Arbeits¬ 
kräften  eine  völlige  Ausnutzung  der  Marktlage 
nicht  zu,  wenn  auch  ein  Rückgang  in  der  Förde¬ 
rung  nicht  eigentlich  zu  verzeichnen  war.  Im  Fe¬ 
bruar  erhöhte  das  Kohlensyndikat  die  Preise  für 
Kohle  und  Koks  um  1  Mk.  bezw.  1,50  Mk.  für 
die  Tonne,  entsprechend  den  ständig  steigenden 
Selbstkosten.  Obgleich  im  Sommer  die  Wagen¬ 
zuführung  sich  ausreichend  gestaltete,  blieb  die 
Erzeugung  dennoch  hinter  dem  Verbrauch  zurück. 
Mit  Rücksicht  auf  den  dringenden  Inlandsbedarf 
wurde  daher  der  Absatz  nach  dem  Auslande 
möglichst  eingeschränkt.  Dieser  Zustand  ver¬ 
schlimmerte  sich  noch  im  Herbst  und  Winter  in¬ 
folge  des  unausbleiblichen  Wagenmangels,  der 
nur  zeitweise  durch  die  Mögilchkeit  der  Be¬ 
nutzung  des  Schiffahrtsweges  gehoben  wurde. 
Die  Regierung  versuchte  durch  verschiedene 
Maßnahmen  Erleichterung  zu  schaffen,  sie  grün¬ 
dete  z.  B.  eine  Schiffahrtsgruppe  für  die  Oder¬ 
schiffahrt,  um  einen  ausreichenden  und  regel¬ 
mäßigen  Schiffsverkehr  zu  sichern,  außerdem  hat¬ 
ten  die  Kohlenausgleichstellen  für  gleichmäßige 
Belieferungen  der  Verbraucher  zu  sorgen  und 
schließlich  versuchte  man  vermittels  Reklamatio¬ 
nen  eingezogener  Arbeiter  die  Förderung  zu  stei¬ 
gern.  Im  Interesse  einer  ausreichenden  Gewin¬ 
nung  von  Nebenprodukten  wurden  den  Koks¬ 
werken  wohl  genügend  Wagen  zur  Verfügung  ge¬ 
stellt,  nur  hätte  die  Kohlenzuteilung  seitens  der 
Gruben  etwas  befriedigender  sein  müssen. 

Zu  Beginn  des  Jahres  1917  verlangten  die  ge¬ 
stiegenen  Selbstkosten  wiederum  eine  Erhöhung 
der  Preise,  die  bei  Kohle  1-  Mk.  betrug,  bei  Koks 
dagegen  mit  3  Mk.  angesetzt  wurde,  sodaß  nun 
zwischen  Kohle  und  Koks  ein  Preisunterschied 
von  5  Mk.  für  die  Tonne  bestand.  In  den  Handel 
gelangten  nur  geringe  Mengen  Koks.  Neben  den 
großen  Aufträgen  der  Heeresverwaltung  wurden 
erhebliche  Mengen  Bvennstoffe  von  den  Nähr¬ 
mittel-  und  Munitionsfabriken  gefordert.  Auch  das 
2.  Vierteljahr  brachte  eine  Erhöhung  der  Preise, 
die  jetzt  19,50  Mk.  bezw.  25  Mk.  für  die  Tonne 
erreicht  hatten  gegenüber  13  Mk.  bezw.  17  Mk. 
im  Jahre  1914. 

Die  Besserung  der  Verkehrsverhältnisse  im 
Frühjahr  und  die  Entlassung  einer  größeren  Zahl 
von  Arbeitern  aus  dem  Heeresdienst  hatten  den 
Erfolg,  daß  das  Kohlensyndikat  im  Mai  1917  einen 


Versand  verzeichnen  konnte,  der  den  jedes  frühe¬ 
ren  Kriegsmonats  übertraf.  Obgleich  jedoch  alle 
Mittel  angewandt  wurden,  um  die  Erzeugung  zu 
steigern,  war  es  nicht  möglich,  auch  nur  den 
dringendsten  Bedarf  völlig  zu  decken.  Um  des¬ 
halb  die  vorhandenen  Kohlenmengen  zu  strecken, 
erließen  die  kriegsamtlichen  Kohlenverteilungs¬ 
stellen  Lieferungsbeschränkungen,  damit  wenig¬ 
stens  die  verfügbaren  Vorräte  gleichmäßig  auf 
die  Verbraucher  verteilt  werden  konnten. 

Während  bisher  im  Interesse  der  kohlenver¬ 
brauchenden  Industrie  die  Eisenbahnen  für  den 
Transport  von  Kohlen  Ausnahmetarife  gewährt 
hatten,  wurden  diese  im  Juli  1917  teils  gänzlich 
aufgehoben,  teils  erheblich  eingeschränkt.  Das 
bedeutete  eine  Frachterhöhung  von  etwa  20%, 
wozu  kurz  darauf  noch  die  Verkehrssteuer  in 
Höhe*  von  etwa  7%  des  Wertes  hinzutrat.  Von 
schwerwiegendster  Bedeutung  war  indessen  für 
die  gesamte  Industrie  die  Einführung  der  Kohlen¬ 
steuer  durch  das  Gesetz  vom  8.  April  1917  mit 
Wirkung  vom  1.  August  1917  ab.  Sie  beträgt  20% 
des  Verkaufspreises  und  ist  vom  Käufer  zu  tra¬ 
gen.  Bei  einem  Kohlenpreise  von  19,50  Mk.,  wie 
er  damals  gerade  erzielt  wurde,  kam  also  die 
Tonne  Kohle  zuzüglich  der  Steuer  auf  etwa 
23,50  Mk,  zu  stehen,  Koks  auf  30  Mk.  Die  ver¬ 
schiedenen  Steigerungen  der  Selbstkosten  und  die 
Frachterhöhungen  bewirkten  zu  Beginn  des  Sep¬ 
tembers  eine  neue  Preisverteuerung,  sodaß  sich 
die  Preise  einschließlich  der  Kohlensteuer  nun¬ 
mehr  auf  25,50  Mk.  bezw.  33,60  Mk.  für  Kohle  und 
Koks  stellten. 

•  Besonders  mit  Rücksicht  auf  die  Verbraucher 
von  Hausbrandkohle,  übte  die  Regierung  fortge¬ 
setzt  einen  starken  Druck  auf  die  Verkäufer  aus, 
um  einer  allzu  heftigen  und  plötzlichen  Preis¬ 
steigerung  vorzubeugen  und  andererseits  auf  diese 
Weise  die  Einführung  von  Höchstpreisen  um¬ 
gehen  zu  können.  Die  verschiedenen  Maßnahmen 
der  Regierung  bewirkten  denn  auch,  daß  trotz 
des  stärkeren  Wagenmangels  der  Versand  im 
Winter  1917  doch  beträchtlich  höher  war  als  im 
Vorjahr.  Die  Leistungsfähigkeit  der  oberschle¬ 
sischen  Kohlenindustrie  erreichte  schon  fast  den 
Stand  der  Friedenszeit,  dennoch  war  an  eine  voll¬ 
ständige  Befriedigung  der  Nachfrage  nicht  zu 
denken. 

Seit  dem  Herbst  1917  zeigt  die  Entwicklung 
der  Kohlenpreise  eine  große  Beständigkeit.  Ob¬ 
gleich  für  Brennstoffe  Höchstpreise  nicht  bestan¬ 
den,  so  war  doch  die  Regierung  in  der  Frage 
der  Preisfestsetzung  in  ständiger  Fühlung  mit  den 
Syndikaten  und  verstand  es  durch  Entgegenkom¬ 
men  auf  beiden  Seiten  einen  Ausgleich  der  In¬ 
teressen  zu  schaffen.  So  kam  z.  B.  am  26.  März 
1918  ein  Beschluß  des  Rheinisch-Westfälischen 
Kohlensyndikats  zustande,  wonach  die  damals 
gültigen  Richtpreise  für  das  kommende  Viertel- 


jahr  unverändert  bleiben  sollten  auf  Grund  der 
Zusage  der  Reichsregierung,  daß  dem  Syndikat 
der  Gewinn  aus  dem  Auslandsgeschäft  in  gleichem 
Umfange  wie  bisher  erhalten  bleiben  sollte. 

Die  immer  weiter  steigenden  Selbstkosten 
machten  aber  zu  Ende  des  Jahres  1918  doch  noch 
einmal  eine  Erhöhung  des  Preises  notwendig  und 
so  beschloß  am  3.  August  1918  eine  Versamm¬ 
lung  der  Zechenbesitzer,  die  Richtpreise  für  die 
letzten  4  Monate  des  Jahres  zu  erhöhen  und  zwar 
für  Kohlen  um  2,40  Mk.  und  für  Koks  um  3,40  Mk. 
für  die  Tonne. 

Wenn  man  die  mannigfaltigen  Schwierigkeiten 
in  Betracht  zieht,  mit  denen  die  Kohlenindustrie 
während  des  Krieges  zu  kämpfen  hatte,  so  kann 
man  wohl  die  Preisentwickelung  nicht  unbillig 
nennen.  In  der  kritischen  Zeit  bei  Kriegsausbruch 
und  während  der  Umstellung  der  Friedens-  in 
die  Kriegswirtschaft  hat  das  Rheinisch-Westfäli¬ 
sche  Kohlensyndikat  seine  Verkaufspreise  auf 
dem  niedrigen  Stande  belassen,  den  sie  seit.  Ja¬ 
nuar  1914  einnahmen  und  dadurch  zu  einer  gleich¬ 
mäßigen  Fortführung  der  Wirtschaft  *  in  hohem 
Grade  beigetragen.  Die  allmählichen  Steigerungen 
der  Preise  lassen  sich  mit  den  zunehmenden 
Selbstkosten  wohl  völlig  rechtfertigen.  Erst  im 
Jahre  1917  wurden  die  Preise  in  mehrfachen 
Stufen  beträchtlich  erhöht,  die  Gründe  dafür  lagen 
aber  nicht  so  sehr  in  den.  wirtschaftlichen  Ver¬ 
hältnissen  des  Kohlenbergbaues  oder  der  Aus¬ 
nutzung  der  Kriegskonjunktur  als  vielmehr  in  der 
Erhöhung  der  Transportkosten.  Besonders  kann 
man  die  Kohlensteuer  nicht  als  Preisverteuerung 
im  eigentlichen  Sinne  ansehen,  ohne  den  Steüer- 
zuschlag  stellten  sich  die  Preise  von  Ende  1918 
auf  etwa  29  Mk.  für  die  Kohle  und  rund  37  Mk. 
für  Koks,  Preise,  die  allerdings  gegenüber  der 
letzten  Friedenszeit  einen  Aufschlag  von  ungefähr 
100%  darstellten. 

Mehr  jedoch  als  die  Festsetzung  niedriger 
Verkaufspreise  liegt  im  Interesse  der  gesamten  In¬ 
dustrie  die  Regelmäßigkeit  und  die  möglichste 
Gleichmäßigkeit  der  unvermeidlichen  Preissteige¬ 
rung,  die  ein  Vorteil  der  Syndikatspreise  ist. 
Durch  den  neuen  Syndikatsvertrag  vom  1.  April 
1917  wurde  eine  völlige  Geschlossenheit  sämt¬ 
licher  Zechen  des  Niederrheinisch-Westfälischen 
Bezirks  hergestellt.  Für  die  zukünftige  Wirtschaft 
wird  das  Vorhandensein  von  großen,  gut  ausge¬ 
bauten  Industrieverbänden  von  weittragendster 
Bedeutung  sein  und  gerade  die  Tätigkeit  des 
Kohlensyndikats  während  des  Krieges  zeigt  die 
Aufgabe  der  Syndikate  in  der  Vermeidung  hefti¬ 
ger  Konjunkturschwankungen  zur  gleichmäßigen 
Gestaltung  des  Wirtschaftslebens. 

2.  Eisenpreise. 

Unter  den  gleichen  Mißständen  wie  die  Kohlen¬ 
industrie  hatte  auch  der  Eisen-  und  Stahlmarkt 


in  den  letzten  Monaten  vor  dem  Kriege  zu  leiden. 
Die  einzelnen  Werke  machten  sich  heftige  Kon¬ 
kurrenz  in  der  Erlangung  von  Aufträgen  und 
drückten  damit  die  Preise  auf  einen  außerordent¬ 
lich  tiefen  Stand.  Während  bei  den  nicht  syndi¬ 
zierten  Erzeugnissen  der  -Eisenindustrie  das  all¬ 
mähliche  Sinken  der  Preise  deutlich  wahrnehm¬ 
bar  war,  hielten  die  Syndikate  die  Verkaufspreise 
noch  längere  Zeit  hoch!  Auf  diese  Weise  blieben 
die  Preise  der  Rohstoffe  und  Halbfabrikate,  für 
die  Verbände  mit  eigenen  Verkaufsorganisationen 
bestanden,  ziemlich  unverändert,  die  weiterver¬ 
arbeitenden  Werke  dagegen  hatten  häufig  schwere 
Verluste  zu  verzeichnen,  da  sie  die  Rohstoffe  zu 
den  hohen  Syndiaktspreisen  einkauften,  ihre  eige¬ 
nen  Verkaufspreise  dagegen,  die  nicht  unter  dem 
Schutze  eines  Syndikats  standen,  den  verhältnis¬ 
mäßig  niedrigeren  Marktpreisen  anpassen  mußten. 

Die  Lage  der  Eisenindustrie  war  also  vor  dem 
Kriege  nicht  allzu  günstig.  Der  Markt  litt  noch 
immer  unter  zu  großer  Leistungsfähigkeit  und 
unter  dem  Mangel  an  Verständigung  gerade  bei 
den  Herstellern  hochwertiger  Erzeugnisse.  Erneut 
wurden  deshalb  die  Bestrebungen  zur  Syndizie¬ 
rung  der  sogen.  B-Produkte  aufgenommen.  Ehe 
man  jedoch  zu  einem  Abschluß  gelangte,  traten 
Ereignisse  ein,  die  diese  Sorgen'  vorläufig  in  den 
Hintergrund  rückten.  Die  Verhandlungen  über 
die  Erneuerung  des  Walzdrahtverbandes  und  des 
Weißblechverkauf  s-Comptoirs  schwebten  noch, 
als  Anfang  August  der  Krieg  ausbrach.  In  der 
Erregung  der  ersten  Kriegswochen  fehlte  die 
ruhige  Ueberlegung,  es  traten  Gegensätze  hervor, 
die  sich  unter  anderen  Verhältnissen  leicht  hätten 
iiberbrücken  lassen,  damals  jedoch  zur  Auflösung 
der  Verbände  führten. 

Für  die  Grundstoffe  der  Eisenindustrie  sowie 
für  ihre  ersten  Verarbeitungsstufen  bestehen  seit 
längerer  oder  kürzerer  Zeit  schon  Verbände,  die 
nicht  nur  die  Produktion  zu  regeln  suchen,  son¬ 
dern  sich  auch  mit  dem  Verkauf  der  von  ihren 
Mitgliedern  hergestellten  Waren  befassen.  Der 
Eisenerzhandel  ist  auf  diese  Weise  im  Sieger¬ 
länder  Eisensteinverein  zusammengefaßt.  Dieser 
setzte  zu  Beginn  des  3.  Vierteljahres  1914  seine 
Verkaufspreise  der  Marktlage  entsprechend  her¬ 
unter,  sodaß  Rohspat  auf  12,10  Mk.,  Rostspat 
auf  18,40  Mk.  die  Tonne  zu  stehen  kam.  Mit 
Kriegsausbruch  stockte  natürlich  sofort  die  Zu¬ 
fuhr  aus  Uebersee,  nur  aus  Schweden  erfolgte 
die  Versorgung  mit  Eisenerz  ohne  Unterbrechung. 
Der  Ausfall  mußte  sich  immerhin  empfindlich  be¬ 
merkbar  machen,  da  Deutschland  vor  dem  Kriege, 
im  Jahre  1913,  vom  Auslande  14  024  317  t  Erz 
bezogen  hatte,  wogegen  seine  eigene  Förderung 
im  Jahre  1913  nur  28  607  900  t  betrug,  die  sich  im 
ersten  Kriegsjahr  noch  dazu  auf  20  505  300  t  ver¬ 
ringerte.  Allerdings  befanden  sich  teilweise  grö¬ 
ßere  Vorräte  auf  den  Hochofenwerken.  In  Ober- 


Schlesien  z.  B.  rechnete  man,  daß  die  auf  den 
Werken  lagernden  Bestände  einen  etwa  drei¬ 
monatlichen  eingeschränkten  Betrieb  ermöglichen 
würden.  Einigermaßen  entgegengewirkt  wurde 
dem  eintretenden  Mangel  in  der  Versorgung  fer¬ 
ner  durch  größere  Angebote  aus  Lothringen  und 
Luxemburg,  deren  Zufuhr  allerdings  durch  die 
Sperrung  der  Eisenbahnstrecken  im  Westen  sehr 
erschwert  wurde. 

Auf  der  einen  Seite  war  die  Förderung  an 
Eisenerz  im  Jahre  1914  erheblich  zurückgegaugcn 
infolge  der  zahlreichen  Einziehungen  der  Berg¬ 
arbeiter  zum  Heeresdienst,  andererseits  blieb  die 
Nachfrage  nach  wie  vor  sehr  stark,  da  man  eine 
Verminderung  der  Roheisenerzeugung  möglichst 
zu  verrrteiden  trachtete.  Die  inländischen  Gruben 
wurden  in  stärkerem  Maße  herangezogen,  ohne 
daß  man  ihre  Förderung  beträchtlich  heben 
konnte.  Manche  Gruben  waren  schon  in  der 
Mitte  des  Jahres  1915  bis  zum  Jahresende  1916 
ausverkauft.  Indessen  ging  die  Versorgung  der 
Hochofenwerke  ohne  besondere  Schwierigkeilen 
vor  sich.  Da  sehr  lange  Kontrakte  abgeschlossen 
wurden,  blieben  auch  die  Preise  für  längere  Zeit¬ 
räume  unverändert.  Die  westlichen  Gruben  er¬ 
höhten  im  2.  und  3.  Vierteljahr  1915  den  Preis 
für  Rohspat  um  insgesamt  2,20  Mk.  für  die  Tonne, 
Postspat  dagegen  nur  um  80  Pfennig,  sodaß  im 
4.  Vierteljahr  Rohspat  auf  14,40  Mk.  und  Rost¬ 
spat  auf  24,50  Mk.  ab  Grube  zu  stehen  kam  gegen 
einen  Preis  von  12,20  Mk.  bezw.  18,40  Mk.  zu 
Kriegsausbruch.  Auch  in  Oberschlesien  erfuhren 
die  Eisenpreise  um  dieselbe  Zeit  eine,  kleine  Her¬ 
aufsetzung.  Der  Einmarsch  unserer  Heere  im 
Osten  erlaubte  den  oberschlesischen  Werken  die 
Eisenerzschätze  Russisch-Polens  zu  ihrer  Versor¬ 
gung  mit  heranzuziehen.  Indessen  fehlten  auch 
bei  Ausnutzung  aller  vorhandenen  Möglichkeiten 
an  einheimischen  Erzen  doch  die  hochwertigen 
Eisenerze,  besonders  manganhaltige  Eisensteine 
und  Schlacken,  die  gerade’  für  die  qualifizierten 
Eisen-  und  Stahlsorten  dringend  benötigt  wurden. 

Die  Knappheit  an  Eisenerz  nahm  im  Herbst 
1916  immer  größeren  Umfang  an  und  die  Preise 
stiegen  dementsprechend.  Als  daraufhin  im  Früh¬ 
jahr  1916  der  Siegerländer  Eisensteinverein  für 
seine  Verkäufe  im  3.  Vierteljahr  eine  Preiserhö¬ 
hung  von  4  Mk.  für  die  Tonne  beschlossen  hatte, 
wurde  er  durch  die  Regierung  veranlaßt,  die 
Preissteigerung  wieder  aufzuheben  und  für  die 
Dauer  des  zweiten  Halbjahres  mit  einem  Aufschlag 
von  nur  50  Pfg.  zu  verkaufen,  wobei  allerdings 
die  länger  laufenden  Abschlüsse  zu  billigeren 
Preisen  einstweilen  außer  Kraft  gesetzt  wurden. 
Für  diese  wurde  vom  1.  Juli  ab  ebenfalls  der  all¬ 
gemeine  Preis  von  26  Mk.  für  die  Tonne  gezahlt, 
wodurch  ein  gewisser  Ausgleich  geschaffen  war. 
Die  Nassauer  Gruben  verkauften  ihre  Förderung 
für  das  ganze  Jahr  1917  zu  Preisen,  die  zwischen 


24  und  25  Mk.  schwankten,  während  in  Ober¬ 
schlesien  16  Mk.  für  die  Tonne  nicht  überschritten 
wurde. 

Im  Sommer  1916  gelang  es  den  Siegerländer 
und  Nassauer  Gruben  ihre  Förderung  zu  steigern, 
sodaß  sie  wieder  80 — 90%  der  normalen  Aus¬ 
beute  erreichte.  Trotzdem  zogen  die  Preise  im¬ 
mer  wieder  von  neuem  an.  Daher  wurden  gegen 
Ende  des  Jahres  1916  im  Einverständnis  mit  dem 
Kriegsministerium  für  Siegerländer  und  Nassauer 
Erze  Grundpreise  festgesetzt,  die  eine  gewisse 
Gewähr  für  gleichmäßige  Preisbildung  boten.  Die 
neuen  Grundpreise  stellten  gegenüber  den  vori¬ 
gen  Preisen  eine  Erhöhung  von  etwa  6  Mk.  für 
Rohspat  und  7  Mk.  für  Rostspat  dar. 

Während  im  Osten  schon  seit  längerer  Zeit 
Erze  aus  Russisch-Polen  in  die  deutschen  Hoch¬ 
öfen  geführt  worden  waren,  konnte  man  nun  auch 
aus  dem  besetzten  Gebiet  im  Westen  der  deut¬ 
schen  Industrie  Rohstoffe  beschaffen.  Im  Januar 
1917  wurden  die  ersten  Kähne  mit  Minette  von 
der  Schutzverwaltung  der  französischen  Berg¬ 
werke  und  Hüttenbetriebe  in  oberrheinischen 
Häfen  beladen.  Ueberhaupt  spielte  der  Wasser¬ 
weg  beim  Bezug  von  Eisenerzen  eine  wichtige 
Rolle.  Es  war  daher  wesentlich,  daß  Ende  Mai 
1917  die  Schiffahrt  von  Lulea  wieder  eröffnet 
wurde  und  auf  diese  Weise  schwedisches  Erz 
nach  Deutschland  gelangen  konnte,  allerdings  zu 
ziemlich  hohen  Preisen,  die  von  dem  ungünstigen 
Stand  unserer  Valuta  und  der  Steigerung  der 
Schiffsfrachten  beeinflußt  waren.  Um  die  Eisen¬ 
bahnlinien  möglichst  zu  entlasten,  ging  man  daran, 
größere  Mengen  Minette  an  oberrheinischen 
Plätzen  umzuschlagen,  auch  wurden  seit  Juli 
1917  Ilseder  Erze  auf  dem  Wasserwege  versandt. 

Mit  Eintritt  des  Winters  verschlimmerten  sicn 
die  Verhältnisse  im  Erzbezuge  wesentlich.  In¬ 
folge  Frostwetters  wurde  die  Schiffahrt  von  Lulea 
am  25.  Oktober  eingestellt.  Ende  November  ver¬ 
ringerte  sich  die  Wagengestellung  auch  auf  den 
Minettegruben,  sodaß  ein  Teil  der  Förderung  auf 
die  Halden  gestürzt  werden  mußte,  und  auch  die 
Zufuhe  nach  den  Siegerländer  Werken  war  be¬ 
hindert.  Außerdem  fehlte  es  an  Röstkoks,  um 
die  bisherigen  Mengen  an  Rostspat  herzustellen. 
Unter  diesen  Umständen  erhöhte  sich  der  Preis 
für  Spateisenstein  am  1.  Januar  1918  von  neuem, 
sodaß  jetzt  die  Preise  für  Rohspat  bezw.  Rostspat 
auf  28,60  Mk.  bezw.  39  Mk.  für  die  Tonne  standen 
gegenüber  12,10  Mk.  und  18,20  Mk.  zu  Anfang 
des  Krieges.  In  besonders  starkem  Maße  ver¬ 
teuerte  sich  das  phosphorsaure  schwedische  Erz. 
Infolgedessen  wurden  die  Werke  mit  den  Ab¬ 
schlüssen  sehr  zurückhaltend. 

Der  Friedensschluß  mit  Rußland  hatte  zuerst 
die  Hoffnung  auf  reichlichere  Versorgung  mit 
russischen  Manganerzen  erweckt,  nach  denen 
starke  Nachfrage  vorhanden  war,  da  die  Heeres- 
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Verwaltung  große  Mengen  hochwertiger  Eisen- 
und  Stahlerzeugnisse  beanspruchte.  Daraus  er¬ 
klärt  sich  auch  die  außer  ordentliche  Preissteige¬ 
rung  von  Haematit-Roheisen  gegenüber  der  ver¬ 
hältnismäßig  maßvollen  Entwickelung  von  Gieße¬ 
rei-Roheisen. 

Die  Roheisenerzeugung  betrug  im  deutschen 
Zollgebiet  (deutsches  Reich  einschl.  Luxemburg) 
in  Tonnen  zu  1000  kg  im  Jahre 


1913: 

19  309  172 

1916: 

13  284  738 

1914: 

14  389  547 

1917: 

13  142  247 

1915: 

11  789  931 

1918: 

11  863  522 

Die  Einfuhr  an  Roheisen  nach  Deutschland 
war  nur  gering,  sie  erreichte  im  letzten  Jahr  vor 
dem  Kriege  rund  125  000  t  und  bestand  meist 
aus  englischem  Spezialeisen.  Demgegenüber  war 
im  Jahre  1913  eine  Ausfuhr  an  Roheisen  in  Höhe 
von  runcf  800  000  t  zu  verzeichnen. 

Trotz  der  sinkenden  Konjunktur  setzte  der 
Roheisenverband  im  Jahre  1913  seine  Verkaufs¬ 
preise  nicht  herab,  sie  hielten  sich  vielmehr  das 
ganze  Jahr  über  auf  ihrem  höchsten  Stand,  der 
für  Gießerei-Roheisen  Nr.  III  in  Rheinland-West¬ 
falen  80  Mk.  und  für  Haematit  81  Mk.  betrug. 

Zu  Beginn  des  Jahres  1914  wurde  jedoch. eine 
allgemeine  Herabsetzung  der  Roheisenpreise  so¬ 
wohl  in  Rheinland-Westfalen  als  auch  in  Ober¬ 
schlesien  notwendig,  die  durchschnittlich  50  Pfg. 
bis  1  Mk.  für  die  Tonne  betrug.  Der  Markt 
schien  sich  für  kurze  Zeit  beleben  zu  wollen,  die 
politischen  Befürchtungen  ließen  indessen  ein 
Vertrauen  auf  anhaltende  Besserung  nicht  auf- 
kommen.  Die  Ausfuhr  war  sehr  lebhaft,  erzielte 
aber  nur  geringe  Preise.  Diese  leichte  Befesti¬ 
gung  des  Eisenmarktes  hing  mit  der  Herabsetzung 
des  Reichsbankdiskonts  von  5  auf  414  und  4% 
zusammen;  trotzdem  blieb  die  Unternehmungslust 
auch  weiterhin  nur  schwach,  besonders  der  Bau¬ 
markt  lag  sehr  darnieder  und  litt  unter  der 
schwierigen  Beschaffung  von  Hypothekengeldern. 
Der  Abruf  beschränkte  sich  auf  den  notwendig¬ 
sten  Bedarf,  die  Erzeugung  übertraf  daher  die 
Nachfrage  bei  weitem,  sodaß  die  gemischten 
Werke  sich  genötigt  sahen,  die  Mengen,  die  ihren 
eigenen  Bedarf  überschritten,  dem  Roheisen-Ver¬ 
band  zur  Verfügung  zu  stellen.  Die  Marktlage 
verschlechterte  sich  im  Sommer  des  Jahres  1914 
so  sehr,  daß  eine  abermalige  Ermäßigung  der 
Preise  zu  Beginn  des  3.  Vierteljahres  nötig  wurde. 

Der  Ausbruch  des  Krieges  veränderte  mit 
einem  Schlage  die  Lage  der  Eisenindustrie  von 
Grund  auf.  Schon  Ende  Juli  wurde  der  Roheisen¬ 
markt  lebhafter,  da  sich  zahlreiche  Verbraucher 
vorsichtigerweise  mit  Vorräten  einzudecken  such¬ 
ten.  Infolge  der  Einziehungen  zum  Heeresdienst 
konnte  sich  indessen  die  Roheisengewinnung  nicht 
mehr  auf  der  gleichen  Höhe  halten,  sodaß  sich 
trotz  der  Unterbindung  der  Ausfuhr  —  ins  neu¬ 
trale  Ausland  gingen  nur  geringe  Mengen  — •  bei 
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der  außerordentlich  starken  Nachfrage  ein  vor¬ 
übergehender  Mangel  geltend  machte,  der  noch 
verschärft  wurde  durch  die  fast  völlige  Sperrung 
des  Eisenbahnweges  in  den  ersten  5  Wochen. 
Diese  Tatsachen  bedingten  eine  erhebliche  Steige¬ 
rung  der  Selbstkosten,  die  Ende  August  eine 
Erhöhung  des  Verkaufspreises  um  5  Mk.  zur 
Folge  hatte.  •  | 

Im  Oktober  besserten  sich  die  Verkehrsver¬ 
hältnisse  im  Westen  und  damit  kam  auch  in  den 
Gang  der  Industrie  wieder  eine  größere  Gleich¬ 
mäßigkeit.  Im  Osten  waren  allerdings  die  Eisen¬ 
bahnlinien  aus  militärischen  Gründen  auch  im 
November  dem  privaten  Verkehr  noch  häufig  ver¬ 
schlossen,  erst  mit  dem  Fortschreiten  der  Hin- 
denburg-OffensiVe  stellte  sich  wieder  eÜi  regel¬ 
mäßiger  Verkehr  ein.  Unter  .  diesen  Umständen 
konnten  sich  die  Preise  in  Oberschlesien,  das  mit 
dem  starken  Wettbewerb  der  westlichen  Werke 
zu  kämpfen  hatte,  vielfach  nicht  halten.  Doch 
behielten  sie  für  Spezialeisen  ihre  steigende  Ten¬ 
denz  bei,  besonders  auf  Grund  der  Nachfrage 
der  Heeresverwaltung,  die  große  Aufträge  für 
Haematit-Roheisen  ausgegeben  hatte.  Da  aber 
nicht  genügend  Haematit  vorhanden  war,  mußte, 
soweit  es  möglich  war,  Gießerei-Roheisen  zum 
Ersatz  herangezogen  werden.  Auch  die  Gießereien 
waren  im  allgemeinen  mit  Heeresaufträgen  gut 
beschäftigt.  Ueberhaupt  berechnete  man  in  dem 
ersten  Kriegswinter  die  Leistungsfähigkeit  der 
Werke  auf  etwa  60—70%  der  Friedens-Erzeu¬ 
gung,  obgleich  ungefähr  40%  der  gesamten  Arbei¬ 
terschaft  eingezogen  und  nur  unzureichend  durch 
ungelernte  oder  weibliche  Arbeitskräfte  ersetzt 
worden  waren.  Die  Selbtskosten  hatten  sich  da¬ 
gegen  stetig  in  steigender  Richtung  entwickelt. 

Die  Nachfrage  nach  Roheisen  war  so  stark,  daß 
nicht  nur  sämtliche  Aufträge  aus  dem  Ausland 
abgelehnt  werden  mußten,  vielmehr  war  man  ge¬ 
nötigt,  selbst  Roheisen  aus  dem  neutralen  Aus¬ 
land  zu  beziehen,  um  den  Ansprüchen  der  Ab¬ 
nehmer  nur  einigermaßen  gerecht  zu  werden.  Wo 
etwa  noch  Bestände  vorhanden  gewesen  waren, 
wurden  sie  nun  gänzlich  geräumt.  Der  Roheisen¬ 
verband  beschloß  unter  diesen  Verhältnissen  für 
das  3.  Vierteljahr  1915  eine  neue  Preiserhöhung, 
die  sich  für  Haematit,  Bessemer  und  cu-armes 
Stahleisen  auf  15  Mk.,  für  die  übrigen  Gießerei- 
Eisensorten  auf  7,50  Mk.  für  die  Tonne  belief. 
Der  Bedarf  an  Ferro-silicium  erfuhr  infolge  der 
Knappheit  in  Haematit  und  hochsiliziertem  Eisen 
eine  weitere  Steigerung,  die  die  Preise  entspre¬ 
chend  beeinflußte. 

Da  die  Eisenindustrie  zu  ihren  Hauptabneh¬ 
mern  die  Heeresverwaltung  zählte  und  in  ihrer 
Produktion  vollständig  auf  deren  Bedarf  an 
'Kriegsmaterial  zugeschnitten  war,  so  mußte  die 
Marktlage  in  hohem  Grade  von  den  Ereignissen 
an  der  Front  beeinflußt  werden.  Wenn  auch  die 
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Nachfrage  nach  Kriegsmaterial  andauernd  drin¬ 
gend  war,  so  erreichte  sie  doch  zu  Zeiten  ihren 
Höhepunkt,  je  nachdem  die  militärischen  Opera¬ 
tionen  es  verlangten.  Nach  den  Kämpfen  im 
Osten,  die  den  ganzen  Sommer  1915  hindurch  an¬ 
hielten,  machte  sich  im  Herbst  ein  Nachlassen 
des  Heeresbedarfs  bemerkbar.  Die  Preise  stiegen 
vorläufig  nicht  mehr.  Man  konnte  deshalb  zu 
Anfang  des  Jahres  1916  ehe;  daran  denken,  die 
Wünsche  des  neutralen  Auslandes  zu  befriedigen, 
umsomehr  als  die  hohen  Preise,  die  man  für  diese 
Auslandslieferungen  beanspruchen  konnte,  es  er¬ 
möglichten,  die  Inlandspreise  verhältnismäßig  nie¬ 
drig  zu  belassen.  Hauptsächlich  war  es  Gießerei- 
Roheisen,  das  ans  Ausland  abgegeben  werden 
konnte,  während  in  Spezialsorten  nach  wie  v^or 
Knappheit  herrschte,  sodaß  man  sogar  zu  einer 
Regelung  des  Verbrauchs  im  Inlande  schreiten 
mußte. 

Die'  Leistung  der  Hochofenwerke  war  schon 
fast  bis  an  die  Grenze  der  Möglichkeit  gesteigert, 
trotzdem  suchte  man  die  Gewinnung  noch  weiter 
zu  vergrößern,  um  der  im  Sommer  1916  wieder 
mit  aller  Macht  .einsetzenden  Nachfrage  gerecht 
zu  werden.  Indessen  mußten  immer  längere  Lie¬ 
ferfristen  ausbedungen  und  immer  höhere  Preise 
gefordert  werden.  Mit  Wirkung  vom  1.  August 
1916  ab  wurde  der  Preis  für  Haematit  und  cu- 
armes  Stahleisen  um  je  20  Mk.  für  die  Tonne  er¬ 
höht.  Die  übrigen  Preise  blieben  unverändert. 
Für  die  Belieferungen  der  Verbraucher  mit  Ferro- 
mangan  und  Ferro-silicium  gab  die  Behörde  in 
Uebereinstirnmung  mit  der  Industrie  besondere 
Bestimmungen  heraus,  die  eine  gerechte  und 
zweckmäßige  Verteilung  der  vorhandenen  Men¬ 
gen  beabsichtigten. 

Der  Winter  1916  stand  unter  dem  Zeichen 
■außerordentlichen  Brennstoffmangels,  wodurch  die 
Erzeugung  an  Roheisen  stark  beeinträchtigt 
wurde,  während  der  Heeresbedarf  überall  größte 
Anstrengungen  erforderlich  machte  und  die  Werke 
redlich  bemüht  waren,  ihr  Teil  an  der  Durchs 
führung  des  Munitionsprogrammes  beizutragen. 
Seit  Monaten  schon  wurde  Roheisen  ausschließlich 
an  die  Heeresverwaltung  abgegeben. 

Nachdem  Verkehrsschwierigkeiten  und  rasche 
Steigerung  der  Selbstkosten  zu  Beginn  des  Jah- 
les  1917  eine  neue  Erhöhung  der  Preise  notwendig 
gemacht  hatten,  die  für  Gießerei-Roheisen  III  in 
Rheinland-Westfalen  etwa  24  Mk.,  für  Haematit 
26  Mk.  betrug,  besserte  sich  im  Laufe  des  Früh¬ 
jahrs  die  Roheisenerzeugung  beträchtlich,  jedoch 
zeigte  andererseits  auch  die  Nachfrage  keine  Nei¬ 
gung  sich  zu  vermindern  oder  auch  nur  in  den 
Grenzen  ihres  bisherigen  Umfanges  zu  bleiben. 
Der  Inlandsbedarf  war  so  stark,  daß  man  die 
Lieferung  an  das  Ausland  wiederum  einschränkcy 
mußte  und  die  Ausfuhrmengen  zu  kontingentieren 


genötigt  war.  Auch  im  zweiten  Vierteljahr  1917 
verteuerte  sich  Haematit  nicht  unwesentlich,  wäh¬ 
rend  der  Preis  für  Gießerei-Roheisen  nur  um 
SO  Pfg.  für  die  Tonne  heraufgesezt  wurde. 

Die  Möglichkeit  einer  weiteren  Steigerung  der 
Roheisengewinnung  fand  ihre  Grenze  an  einer 
Verfügung  des  Reichskommissars  vom  Sommer 
1917,  gemäß  welcher  die  Belieferung  der  Hoch¬ 
ofenwerke  mit  Brennstoffen  gewissen  Einschrän¬ 
kungen  unterlag.  Diese  Maßnahme  wirkte  sehr 
ungünstig  zu  einer  Zeit,  wo  die  Heeresverwal¬ 
tung  jede  Tonne  Eisen  beanspruchte  und  vom 
Ausland  dringende  Bestellungen  Vorlagen,  die  zu 
befriedigen  sehr  im  Interesse  unserer  Valuta  ge¬ 
legen  hätte.  Verkäufe  wurden  nur  monatlich  vor¬ 
genommen,  längere  Abschlüsse  kamen  nicht  zu¬ 
stande,  da  die  Preise  sich  innerhalb  kurzer  Fri¬ 
sten  ständig  änderten.  Indessen  war  das  Roh¬ 
eisensyndikat  bestrebt,  seine  Verkaufspreise  trotz 
der  wiederholten  Einschränkung  der  Roheisen¬ 
erzeugung  möglichst  gleichbleibend  zu  erhalten. 
Nur  für  diejenigen  Sorten,  die  aus  Siegerländer 
Eisenstein  hergestellt  wurden,  durfte  der  aus  der 
Verteuerung  dieser  Erze  sich  ergebende  Zuschlag 
erhoben  werden. 

Im  Sommer  1917  hatten  die  Preise  sämtlicher 
Eisen-  und  Stahlerzeugnisse  einen  Stand  er¬ 
reicht,  der  gegenüber  den  letzten  Friedensmona¬ 
ten  eine  ganz  erhebliche  Steigerung  aufwies. 
Trotzdem  schon  im  Jahre  1915  von  den  Verbrau¬ 
chern  allgemein  eine  behördliche  Regelung  der 
Preisbildung  gefordert  worden  war,  hatte  sich  die 
Regierung  lange  Zeit  nicht  zu  grundsätzlichem 
Eingreifen  veranlaßt  gesehen,  aus  der  Einsicht 
heraus,  daß  die  Erhöhung  der  Preise  im  engsten 
Zusammenhang  piit  der  Steigerung  der  Selbst¬ 
kosten  stand.  Im  Laufe  des  Jahres  1916  suchte 
sie  erstmalig  Einfluß  auf  die  Preisgestaltung  zu 
gewinnen,  indem  sie  gegen  eine  beabsichtigte 
Preiserhöhung  Einspruch  erhob.  Damit  war  der 
erste  Schritt  getan  zu  einer  kommenden  behörd- 
li'chen  Preisregelung,  die  aber  nicht  im  Wege 
des  Gesetzes  zustande  kam,  sondern  durch  Ver¬ 
einbarung  mit  der  Industrie.  Die  Kriegsrohstoff¬ 
abteilung  des  Kriegsministeriums  veranlaßte  zu 
diesem  Zwecke  die  Gründung  des  Stahlbundes  zu 
Düsseldorf,  der  zum  ersten  Male  im  Jahre  1917 
eine  .  Preisliste  herausgab,  die  vorläufig  nur  die 
Preise  der  Walzwerk-Erzeugnisse  regelte.  Der 
Zweck  dieser  Preisbeschränkungen  lag  haupt¬ 
sächlich  im  Interesse  der  Heeresverwaltung,  die 
für  ihre  Käufe  die  bestehenden  Preise  zu  hoch 
fand.  Allerdings  hatte  die  Behörde  dem  Willen 
Ausdruck  gegeben,  die  vom  Stahlbund  festgesetz¬ 
ten  Preise  sollten  auch  für  private  Inlandsver¬ 
käufe  Geltung  besitzen,  jedoch  fehlte  es  ihr  an 
der  Macht,  diese  Bestimmung  auch  tatsächlich 
durchzuführen,  da  die  Preisliste  des  deutschen 
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Stahlbundes  nicht  die  Eigenschaft  einer  mit  Ge¬ 
setzeskraft  ausgestatteten  Höchstpreisverordnung 
besaß.  Es  ergab  sich  daher  die  Notwendigkeit, 
auch  die  zur  Herstellung  der  Walzwerks-Erzeug¬ 
nisse  verwandten  Eisen-  und  Stahlerzeugnisse 
einer  einheitlichen  Regelung  zu  unterwerfen.  Dies 
geschah  durch  eine  Bekanntmachung  sämtlicher 
Generalkommandos  vom  26.  Juni  1917,  die  unter 
Hinweis  auf  das  Gesetz  über  den  Belagerungszu¬ 
stand  Höchstpreise  für  Eisen  und  Stahl  wie  folgt 
festsetzte: 

„Für  Roheisen,  Rohstahl,  Halbzeug  und  Er¬ 
zeugnisse  aus  Eisen  und  Stahl,  gewalzt  oder  ge¬ 
zogen,  dürfen  keine  höheren  Preise  gefordert  oder 
gezahlt  werden,  als  die  vom  Deutschen  Stahl¬ 
bund  in  einer  von  der  Kriegsrohstoffabteilung  des 
Kriegsministeriums  genehmigten  Preisliste  jeweils 
festgesetzten  Preise.“ 

Diese  Preisliste  zerfiel  in  zwei  Teile,  die  einer¬ 
seits  die  Erzeugerpreise,  andererseits  die  Händ¬ 
lerpreise  regelten.  Dem  Handel  wurden  allge¬ 
meine  Zuschläge  zugebilligt,  deren  Höhe  ver¬ 
schieden  war,  je  nach  der  Lieferung  unmittelbar 
vom  Werk  an  den  Verbraucher  oder  bei  Lager¬ 
verkäufen.  Die  Preise  waren  außerdem  nicht 
derart  feststehend,  daß  erhebliche  Erhöhungen 
der  Selbstkosten  nicht  hätten  berücksichtigt  wer¬ 
den  können.  Dem  wurde  schon  durch  die  Ver¬ 
öffentlichung  einer  allmonatlichen  Ergänzung  der 
Preisliste  Rechnung  getragen,  außerdem  durch 
die  Bestimmung,  daß  die  Höchstpreise  auf  lau¬ 
fende  Verträge  keinen  Einfluß  hätten,  insofern,  als 
der  Verkäufer  nur  berechtigt  war,  den  im  Kauf¬ 
abschluß  genannten  Preis  zu  verlangen,  wenn 
nicht  der  Käufer  den  höheren  Preis  nachträglich 
bewilligte. 

Auf  die  Ausfuhr  fanden  die  Höchstpreise  keine 
Anwendung,  da  man  den  Ausfuhrhandel,  wenig¬ 
stens  so  weit  es  die  vorhandene  Produktion  er¬ 
laubte  im  Interesse  der  deutschen  Währung  auf¬ 
recht  zu  erhalten  bestrebt  war.  Zudem  war  die 
behördliche  Regelung  der  Preise  vor  allem  im 
Interesse  der  Inlandsverbraucher  geschehen,  ..  in 
der  richtigen  Erkenntnis,  daß  bei  der  fast  völli¬ 
gen  Unterbindung  der  Einfuhr  und  der  aufs 
Aeußerste  gesteigerten  Nachfrage  nach  Eisen- 
und  Stahlerzeugnissen  die  Bewirtschaftung  ein¬ 
heitlich  nach  Zweckmäßigkeits-  und  Billigkeits¬ 
gründen  zu  regeln  sei  und  daß  etwaiger  Aus¬ 
nutzung  der  Notlage  zu  Ungunsten  des  Verbrau¬ 
chers  aufs  entschiedenste  entgegenzutreten  sei. 
In  dieser  Beurteilung  der  Verhältnisse  waren 
sich  Industrie  und  Behörde  vollkommen  einig,  so- 
daß  sie  in  der  Festsetzung  der  Höchstpreise 
Hand  in  Hand  arbeiteten. 

Die  erste  Zeit  der  behördlichen  Preisrege- 
lung  hatte  verschiedene  Schwankungen  aufzuwei¬ 
sen,  ehe  man  zu  einem  den  tatsächlichen  Ver- 
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hältnissen  angemessenen  Preise  gelangte.  Seit 
Anfang  1918  blieben  indessen  die  Roheisenpreise 
in  Rheinland  und  Westfalen  für  einige  Monate 
unverändert.  Gießerei-Roheisen  III  stand  auf 
136,50  Mark  für  die  Tonne,  während  Haematit 
223  Mark  erzielte.  Das  bedeutete  gegenüber 
den  Preisen  von  1914  bei  Gießerei-Roheisen 
eine  Steigerung  um  rund  95%,  wogegen  der 
Preisaufschlag  für  Haematit  entsprechend  dem 
Mangel  an  -geeigneten  Erzen  etwa  180%  betrug, 
sodaß  der  Preisunterschied  zwischen  Gießerei¬ 
eisen  und  Haematit,  der  in  Friedenszeiten  etwa 
10  Mk.  für  die  Tonne  ausmachte,  sich  damals 
zu  über  80  Mk.  verbreiterte. 

Die  geringe  Steigerung  der  Eisenerzpreise  im 
.Januar  1918  blieb  ohne  Wirkung  auf  die  Preis¬ 
bildung  für  Roheisen,  trotzdem  die  Hochöfen 
außerdem  unter  Wagenmangel  und  Knappheit  an 
Brennstoffen  empfindlich  zu  leiden  hatten.  Auch 
die  Befürchtung,  der  zu  Ende  Januar  in  Berlin 
ausgebrochene  Streik  möchte  die  Versorgung  der 
Heeresverwaltung  ungünstig  beeinflussen,  war 
grundlos;  der  Ausstand  wurde  nach  kurzer  Zeit 
beigelegt.  Der  Bedarf  an  Eisen-  und  Stahl-Er¬ 
zeugnissen  aller  Art  blieb  jedoch  nach  wie  vor 
überaus  stark  und  konnte,  was  den  Handel  an¬ 
langte,  nur  ungenügend  gedeckt  werden,  da  der 
Heeresbedarf  an  erster  Stelle  stand.  Für  private 
Lieferungen  mußten  die  Käufer  mit  unbegrenz¬ 
ten  Lieferfristen  rechnen. 

Da  der  Friedensschluß  im  Osten  die  erhoffte 
Einleitung  der  allgemeinen  Friedensverhandlungen 
nicht  im  Gefolge  hatte,  so  wurden  im  Westen 
■die  Anstrengungen  verdoppelt,  um  dort  einen  ent¬ 
scheidenden  Schlag  führen  zu  können.  Zu  diesem 
Zweck  war  eine  abermalige  Steigerung  der  Er¬ 
zeugung  notwendig,  teilweise  sogar  unter  Um¬ 
stellungen  im  Produktionsverfahren.  Die  Behör¬ 
den  griffen  zu  einschneidenden  Maßnahmen  in 
Bezug  auf  die  Regelung  der  Produktion.  Die  ge¬ 
steigerte  Nachfrage  führte  indessen  nicht  zu  neuen 
Preiserhöhungen,  trotzdem  den  Roheisenpreisen 
seit  Juli  1917  nur  geringe  Aufschläge  zugebiiligt 
worden  waren.  Eine  Nachprüfung  der  Höchst¬ 
preise,  die  von  den  Industriellen  beantragt  wor¬ 
den  war  in  der  Hoffnung  auf  eine  Erhöhung, 
blieb  ohne  Erfolg.  Die  Regierung  ging  auf  die 
vorgeschlagene  Steigerung  nicht  ein,  obgleich  die 
Unternehmer  die  Preise  für  vollkommen  unzu¬ 
reichend  erklärten.  Der  Kampf  um  höhere  Preise 
füllte  das  ganze  Jahr  1918  aus,  von  den  Unter¬ 
nehmern  mit  Lohnsteigerungen  und  vermehrten 
Herstellungskosten  begründet,  von  der  Regierung 
abgelehnt  in  der  Ansicht,  daß  die  Gewinne  der 
Unternehmungen  ohnehin  reichlich  genug  seien. 
So  bestand  eine  stete  Spannung  in  der  Industrie, 
die  jedoch  in  der  Preisbildung  kaum  zum  Aus¬ 
druck  kam.  Die  ungeheure  Anspannung  der  In¬ 
dustrie  ließ  zu  Ende  des  Frühjahrs  etwas  nach, 
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wenn  auch  die  Werke  noch  auf  Monate  hinaus 
mit  Aufträgen  versehen  waren,  wobei  besonders 
der  Bedarf  an  Qualitätsroheisen  eine  große  Rolle 
spielte.  Infolge  guter  Belieferung  mit  Erzen 
und  Brennstoffen  war  es  vor  allem  in  Süddeutsch¬ 
land  möglich,  die  Roheisenerzeugung  zu  stei¬ 
gern,  sodaß  nun  auch  minder  dringende  Aufträge 
ausgeführt  werden  konnten,  zumal  der  Heeres¬ 
bedarf  in  manchen  Artikeln  abgenommen  hatte. 
Um  jedoch  eine  gerechte  Verteilung  an  die  pri¬ 
vaten  Verbraucher  zu  ermöglichen,  übernahm  es 
der  Roheisenverband  im  Einverständnis  mit  der 
Kriegsrohstoffabteilung,  den  Verbrauch  zu  ratio¬ 
nieren.  Der  Bezug  von  Roheisen  wurde  abhängig 
gemacht  von  einer  durch  die  Bautenprüfungsstelle 
ausgestellten  Drin«glichkeitsbescheinigung.  Diese 
Bezugscheine  halfen  jedoch  den  Händlern  nicht 
viel,  wenn  nicht  der  gute  Wille  der  Werke  oder 
alte  Beziehungen  das  Uebrige  taten. 

Die  Verhandlungen  über  neue  Preiserhöhun¬ 
gen  wurden  unterdessen  weitergeführt,  obgleich 
wenig  Aussicht  auf  Erfolg  bestand,  da  die  Regie¬ 
rung  gewillt  war,  bis  Kriegsende  weitere  Preis¬ 
steigerungen  zu  vermeiden.  Der  Grund  für  diese 
Zurückhaltung  der  Behörden  lag  in  der  Erkennt¬ 
nis,  daß  man  in  den  ersten  Kriegsjahren  zu  frei¬ 
gebig  mit  Preiserhöhungen  bei  den  Grundstufen 
gewesen  war.  Bei  den  andauernd  steigenden  Löh¬ 
nen  und  der  ungeheuren  Nachfrage  war  es  da¬ 
mals  schon  zu  spät,  die  eingeschlagene  Richtung 
der  Preisentwickelung  zu  hemmen.  So  konnte 
man  im  Sommer  1918  eine  Neuregelung  der  Roh¬ 
eisenpreise  nicht  umgehen,  die  für  Gießereiroh¬ 
eisen  III  eine  Heraufsetzung  um  nicht  weniger 
als  20  Mk.  für  die  Tonne  bedeutete. 

Die  Schwierigkeiten  in  der  Wagengestellung,  * 
die  durch  die  Inanspruchnahme  der  Transport¬ 
mittel  von  Seiten  der  Landwirtschaft  regelmäßig 
im  Herbst  verursacht  wurden,  traten  im  Herbst 
1918  nicht  in  gleich  ungünstiger  Weise  hervor, 
da  größere  Vorräte  an  Brennstoffen  vorhanden 
waren.  Auch  der  Umschwung  in  den  politischen 
Verhältnissen,  der  im  Oktober  seinen  Anfang 
nahm,  war  vorläufig  ohne  Bedeutung  für  die 
Eisenindustrie.  Die  teilweise  Einschränkung  der 
Erzeugung,  durch  das  Auftreten  der  Grippe-Epide¬ 
mie  veranlaßt,  fand  ihren  Ausgleich  in  der  ver¬ 
minderten  Nachfrage,  da  die  Bestellungen  der 
Heeresverwaltung  bis  auf  einen  geringen  Rest 
fortfielen.  Die  Höchstpreise  behielten  trotzdem 
vorläufig  ihre  Geltung,  da  die  Kriegswirtschaft  zur 
Umstellung  auf  den  Friedensbedarf  lange  Zeit 
beanspruchte.  Für  Roheisen  war  die  Preis¬ 
entwickelung  mit  dem  Höchstpreis  von  156  Mk. 
für  die  Tonne  für  die  Kriegszeit  abgeschlossen. 
Die  Kurve  zeigt  zu  Beginn  des  Krieges  verhältnis¬ 
mäßig  starke  Steigerungen,  die  von  Mitte  1915 
bis  Ende  1915  eine  Periode  unveränderter  Gleich¬ 


mäßigkeit  Platz  machten,  um  sich  im  folgenden 
Jahre  sprunghaft  nach  oben  zu  bewegen,  sodaß 
mit  einer  letzten  Anspannung  im  Jahre  1918  ein 
Preis  erreicht  war,  der  mehr  als  das  doppelte  des 
letzten  Friedenspreises  darstellte. 

Die  außerordentliche  Steigerung  des  Haematit- 
preises,  dem  die  Preise  der  übrigen  hochwertigen 
Röheisensorten  entsprachen,  ist  auf  die  starke 
Nachfrage  der  Heeresverwaltung  nach  hochwerti¬ 
gem  Stahl  zurückzuführen.  Die  Flußstahlerzeu¬ 
gung  im  deutschen  Zollgebiet  hat  sich  im  Gegen¬ 
satz  zur  Roheisenerzeugung  nach  einem  erheb¬ 
lichen  Rückgang  zu  Kriegsbeginn  seit  dem  Jahre 
1916  wieder  wesentlich  zu  steigern  vermocht.  Sie 
betrug  in  Tonnen  zu  1000  kg: 


1913: 

18  935  089 

1916: 

16  182  520 

1914: 

14  946  212 

1917: 

16  587  360 

1915: 

13  258  054 

1918: 

14  979  505 

Der  nie  vollkommen  zu  befriedigenden  Nach¬ 
frage  nach  Stahl  haben  sich  auch  die  Preise  ange¬ 
paßt.  Nachdem  der  Stahlwerksverband  kurz  nach 
Kriegsausbruch  den  Preis  für  Thomasknüppel  von 
95  Mk.  auf  102,50  Mk.  erhöht  hatte,  wurde  erst 
wieder  im  März  1915  eine  neue  Steigerung  um 
7,50  Mk.  für  die  Tonne  vorgenommen.  Die  Aus¬ 
fuhrvergütung,  die  bisher  den  Werken  gezahlt 
worden  war,  mußte  indessen  bei  dieser  Herauf¬ 
setzung  der  Inlandspreise  fortfallen.  Auch  im 
2.  Vierteljahr  verteuerte  sich  Halbzeug  um  5  Mk. 
infolge  der  stetig  steigenden  Selbstkosten  und  der 
unbegrenzten  Nachfrage.  Die  neuen  politischen 
Ereignisse  im  Mai  1915,  die  Kriegserklärung  Ita¬ 
liens,  veranlaßten  eine  weitere  Einschränkung  des 
Auslandsabsatzes,  was  einerseits  im  Sinne  einer 
ausreichenden  Versorgung  des  Inlandsmarktes  als 
Erleichterung  empfunden  wurde,  andererseits  aber 
die  Verbesserung  unserer  Valuta  weiter  er¬ 
schwerte.  Indessen  vermochte  auch  die  geringe 
Vermehrung  des,  Angebots  nicht  zu  verhindern, 
daß  zwischen  Angebot  und  Nachfrage  eine  immer 
stärkere  Spannung  entstand,  die  zu  Beginn  des 
Jahres  1916  eine  neue  Steigerung  der  Preise  zur 
Folge  hatte,  die  für  vorgewalzte  Blöcke  5  Mk.,  für 
Knüppel  7,50  Mk.  und  für  Platinen  10  Mk.  für  die 
Tonne  betrug. 

Halbzeug  war  bis  dahin  der  allgemeinen  Auf¬ 
wärtsbewegung  der  Preise  am  wenigsten  gefolgt. 
Die  Preise  der  Fertigerzeugnisse  standen  in  gar 
keinem  Verhältnis  mehr  zu  den  immer  noch  ver¬ 
hältnismäßig  niedrigen  Halbzeugpreisen.  Indessen 
stiegen  die  Selbstkosten  sehr  stark,  die  Nachfrage 
blieb  unvermindert  heftig  und  die  Auslandsver¬ 
käufe,  die  bis  dahin  zugunsten  der  Inlandskäufer 
mit  höheren  Preisen  ausgestattet  worden  waren, 
mußten  mit  Rücksicht  auf  den  Inlandsverbrauch 
mehr  und  mehr  eingeschränkt  werden.  So  brachte 
das  3.  Vierteljahr  1916  wiederum  eine  Preis¬ 
erhöhung  für  Thomasknüppel,  diesmal  um  nicht 


weniger  als  20  Mk.  *  für  die  Tonne.  Damit  war 
aber  der  Preissteigerung  für  längere  Zeit  Genüge 
getan,  bis  zum  April  1917  fand  keine  Aenderung 
statt,  und  zwar  geschah  dies  unter  dem  Druck  der 
Regierung,  die  gegen  eine  nochmalige  Erhöhung 
der  Verkaufspreise  im  Jahre  1916  Einspruch  er¬ 
hob.  Inzwischen  hatte  sich  die  Versorgung  der 
Verbraucher  dank  der  angespannten  Bemühungen 
des  Stahlwerksverbandes  erheblich  gebessert,  das 
Jahr  1917  stand  mit  einer  Flußstahlerzeugung  von 

16  587  360  t  nicht  allzuweit  hinter  der  Gewinnung 
des  letzten  Eriedensjahres  mit  18  935  089  t  zurück, 
wobei  man  in  Betracht  ziehen  muß,  daß  das  Jahr 
1913  ein  Jahr  der  Hochkonjunktur  war  und  die 
Erzeugung  im  Jahre  1912  auch  nicht  mehr  als 

17  311  998  t  erreichte.  Diese  Höhe  der  Leistung 
ließ  sich  indessen  im  Jahre  1918  nicht  aufrecht  er¬ 
halten,  vielmehr  verursachte  die  Kohlenknappheit 
in  Verbindung  mit  Arbeitermangel  und  verminder¬ 
ter  Leistungsfähigkeit  einen  starken  Rückgang  der 
Flußstahlerzeugung. 

Bis  1917  war  die  Entwickelung  der  Halbzeug¬ 
preise  in  verhältnismäßig  mäßigen  Grenzen  geblie¬ 
ben.  Thomasknüppel  verteuerten  sich  von  Kriegs¬ 
beginn  an  bis  Januar  1917  um  etwa  45  Mk.,  d.  i. 
nicht  einmal  50%.  Dann  setzte  allerdings  eine 
plötzliche  Steigerung  ein,  indem  am  1.  April  1917 
der  Preis  für  Thomasknüppel  um  50  Mk.  für  die 
Tonne  erhöht  wurde.  Diese  erhebliche  Verteue¬ 
rung  war  die  Antwort  auf  die  von  der  Regierung 
im  Sommer  1916  vorgenommene  Unterdrückung 
der  geplanten  Heraufsetzung.  Da  die  Verkaufs¬ 
preise  anscheinend  den  Herstellungskosten  immer 
noch  nicht  entsprachen,  sah  sich  die  Behörde  ge¬ 
nötigt,  bei  Einführung  der  Höchstpreise  im  Som¬ 
mer  1917  einen  nochmaligen  Aufschlag  auf  den 
Knüppelpreis  von  10  Mk.  für  die  Tonne  zu  bewil¬ 
ligen.  Auf  diesem  Stand  von  202,50  Mk.  hielt  sich 
der  Preis  das  ganze  Jahr  1918  über. 

Die  Erzeugung  an  Walzwerkprodukten  gestal¬ 
tete  sich  während  des  Krieges  wie  folgt: 


1913: 

16  698  950 

1916: 

13  197  694 

1914: 

13  165  589 

1917: 

11  346  138 

1915: 

11  243  360 

1918: 

10  127  149 

Den  vermehrten  Arbeitskosten  entsprechend, 
die  sich  bei  der  Herstellung  des  Stabeisens  er¬ 
geben,  verteuerte  sich  Stabeisen  in  noch  höherem 
Grade  als  Halbzeug.  Dieses  Erzeugnis,  für  das 
vor  dem  Kriege  ein  Syndikat  nicht  bestand  und 
das  somit  dem  freien  Wettbewerb  preisgegeben 
war,  befand  sich  zu  Beginn  des  Jahres  1914  in 
einer  sehr  ungünstigen  Lage.  Der  allgemeine  Tief¬ 
stand  auf  dem  Weltmarkt  rief  eine  starke  Kon¬ 
kurrenz  der  in-  und  ausländischen  Werke  hervor 
und  drückte  andauernd  auf  die  Preise.  Flußstab¬ 
eisen  (Rheinland-Westfalen)  stand  vor  Kriegsaus¬ 
bruch  auf  dem  allgemeinen  Weltmarktpreis  von 


95  Mk.  für  die  Tonne.  Die  Industrie  befürchtete 
für  die  Stabeisen  herstellenden  Werke  schwere 
wirtschaftliche  Folgen.  In  Oberschlesien  lagen 
die  Verhältnisse  etwas  günstiger,  insofern,  als  für 
die  dortigen  Werke  die  Ausfuhr  nach  den  Donau¬ 
staaten  und  nach  Rußland  einigen  Verdienst 
brachte.  Die  wirtschaftliche  Notlage  veranlaßte 
die  Industriellen,  die  Bestrebungen  zur  Syndizie¬ 
rung  der  B-Produkte  von  neuem  aufzunehmen,  je¬ 
doch  setzte  man  von  vornherein  nicht  allzu  große 
Hoffnungen  auf  eine  erfolgreiche  Durchführung. 
Vielmehr  gingen  bei  der  Ungewißheit  über  den 
Ausgang  der  Verhandlungen  die  Preise  immer  wei¬ 
ter  zurück.  Da  brach  plötzlich  der  Krieg  aus  und 
wurde  für  viele  Werke  zur  Rettung.  Die  Syndi¬ 
zierungsverhandlungen  wurden  unterbrochen,  die 
einzelnen  Werke  suchten  selbständig  ihre  Lage 
zu  bessern.  S.ehr  bald  wurden  für  neue  Abschlüsse 
auf  Grund  der  höheren  Herstellungskosten  Mehr¬ 
preise  gefordert  und  bewilligt.  Infolge  der  Ueber- 
lastung  der  Eisenbahnwege  ruhte  in  den  ersten 
Kriegswochen  der  Versand  mit  Ausnahme  der 
Heereslieferungen  vollständig.  Auch  die  ober¬ 
schlesischen  Werke  sahen  sich  bei  der  notwen¬ 
digen  Einschränkung  ihrer  Leistungsfähigkeit  und 
den  gestiegenen  Rohmateriaipreisen  zu  einer  Er¬ 
höhung  ihrer  Verkaufspreise  veranlaßt,  die  sich 
jedoch  auf  die  Dauer  nicht  behaupten  konnte,  da 
die  elsaßlothringischen  Werke  ihre  Tätigkeit  wie¬ 
der  aufnahmen  und  in  den  Wettbewerb  eintraten. 
Bei  dem  eingeschränkten  Betriebe  konnten  in¬ 
dessen  die  Werke  im  allgemeinen  recht  zufrieden 
sein.  Die  Preise  waren  infolge  des  Mangels  an 
jeglicher  Verständigung  der  Fabrikanten  starken 
Schwankungen  unterwarfen,  sie  besserten  sich  je¬ 
doch,  nachdem  Ende  Januar  1915  eine  Einigung 
.  unter  den  Industriellen  zustandegekommen  war, 
für  Stabeisen  Mindestpreise  festzusetzen,  die  in 
kurzen  Abständen  erhöht  wurden.  Wenn  nicht 
die  Selbstkosten  in  noch  stärkerem  Maße  gestie¬ 
gen  wären,  hätte  man  den  erzielten  Erlös  als 
recht  befriedigend  ansehen  können. 

Als  im  2.  Vierteljahr  1915  die  Roheisen-  und 
Halbzeugpreise  erhöht  wurden,  schritt  man  auch 
zu  einer  Heraufsetzung  der  Stabeisenpreise.  Die 
Beschäftigung  war  inzwischen  sehr  gut  gewor¬ 
den,  vielfach  klagten  die  privaten  Bezieher  über 
zu  langsame  Lieferung,  da  sie  hinter  den 
äußerst  dringenden  Heeresaufträgen  zurückstehen 
mußten.  Die  oberschlesische  Industrie  stand  in 
regen  Handelsbeziehungen  zu  den  Nordstaaten, 
die  früher  zum  größten  Teil  von  England  versorgt 
worden  waren.  Auch  nach  dem  neutralen  Balkan 
war  die  Ausfuhr  bis  auf  vorübergehende  Störun¬ 
gen  recht  lebhaft. 

Die  Leistungsfähigkeit  der  westlichen  Werke 
steigerte  sich  im  Sommer  1915  beträchtlich,  wäh¬ 
rend  der  Verbrauch  an  Stabeisen  für  kurze  Zeit 


konstant  blieb.  Als  jedoch  im  November  einzelne 
Großhändlerfirmen  bei  Lieferungen  für  die  Eisen¬ 
bahnverwaltungen  auffallend  niedrige  Preise  for¬ 
derten,  erhob  sich  bei  den  übrigen  Werken  hefti- 
der  Widerspruch,  zumal  sich  schon  eine  Zurück¬ 
haltung  der  Käufer  bemerkbar  machte.  Trotzdem 
mußten  die  oberschlesischen  Werke  gegen  Ende 
des  Jahres  1915  einen  geringen  Abschlag  der  In¬ 
landspreise  vornehmen,  da  viele  der  weiter  ver¬ 
arbeitenden  Handwerksbetriebe  infolge  von  Ein¬ 
ziehungen  zum  Heeresdienst  geschlossen  waren 
und  Handel  und  Verbraucher  sich  tatsächlich  im 
Kauf  sehr  zurückhaltend  benahmen.  Dagegen 
blieb  das  Auslandsgeschäft  in  Stabeisen  ziemlich 
rege,  bis  im  Januar  1916  der  dringende  Inlands¬ 
bedarf  eine  Einschränkung  der  Ausfuhr  notwendig 
machte,  die  nun  von  Fall  zu  Fall  besonderer  Er¬ 
laubnis  bedurfte.  Diese  Formalitäten  würden  je¬ 
doch  von  der  Industrie  als  außerordentlich  störend 
empfunden  und  verminderten  die  Ausfuhrmenge 
vielleicht  noch  mehr  als  nötig  gewesen  wäre. 

Die  Stabeisenpreise  waren  von  Kriegsbeginn  an 
bis  zur  Mitte  des  Jahres  1916  gewaltig  gestiegen; 
in  Rheinland- Westfalen  kostete  die  Tonne  Fluß¬ 
stabeisen  damals  etwa  190  Mk.  gegen  95  Mk.  im 
Juli  1914,  während  man  in  Oberschlesien  die 
Tonne  mit  240  Mk.  statt  120  Mk.  bezahlte,  der 
Aufschlag  von  genau  100%  verriet  also  eine  ganz 
gleichmäßige  Entwickelung  in  beiden  Gebieten. 
Die  Sprunghaftigkeit  der  Preisentwickelung  wurde 
indessen  von  den  Industriellen  selbst  als  ungün¬ 
stig  empfunden.  Der  Marktlage  fehlte  die  Ein¬ 
heitlichkeit,  wie  sie  bei  Roheisen  und  Halb¬ 
zeug  vorherrschte,  deren  Preisbildung  in  Verbän¬ 
den  geregelt  wurde.  Um  sich  die  Vorteile  einer 
solchen  Organisation  der  Produktion  und  des  Ab¬ 
satzes  ebenfalls  zu  verschaffen,  wurde  am  9.  Juni 
1916  beschlossen,  die  frühere  Stabeisenkonvention 
wieder  auf  leben  zu  lassen.  Von  da  an  läßt  sich 
die  auffallende  Gleichmäßigkeit  der  Preisbildung 
feststellen,  die  unter  dem  Einfluß  der  Regierung 
bis  Mitte  des  Jahres  1917  keine  Aenderung  der 
Verkaufspreise  eintreten  ließ,  trotzdem  die  Nach¬ 
frage  nach  Stabeisen  auch  im  Herbst  1916  unver¬ 
ändert  stark  blieb.  Die  sofort  zu  liefernden  Men¬ 
gen  mußten  den  Beständen  entnommen  werden, 
da  die  Werke  mit  Aufträgen  reichlich  besetzt  wa¬ 
ren  und  zur  Ausführung  neuer  Bestellungen  sehr 
lange  Lieferfristen  ausbedingen  mußten. 

Die  neue  Stabeisenkonvention  hatte  den  Preis 
für  Flußstabeisen  auf  195  Mk.  für  die  Tonne  fest¬ 
gesetzt.  Erst  im  Juli  1917,  als  sich  die  Selbst¬ 
kosten  wesentlich  verteuert  hatten  und  die  Werke 
infolge  unzureichender  Belieferung  mit  Brennstof¬ 
fen  teilweise  eine  Einschränkung  ihrer  Betriebe 
vornehmen  mußten,  wurde  ihnen  bei  Einführung 
der  Höchstpreise  eine  neue  Preiserhöhung  zuge¬ 
standen,  die  Flußstabeisen  auf  den  Stand  von 
235  Mk.  für  die  Tonne  brachte. 


Die  Versorgung  der  Stabeisenwerke  mit  Halb¬ 
zeug  ließ  zu  Anfang  des  Jahres  1918  viel  zu  wün¬ 
schen  übrig,  trotzdem  die  Hochöfen  und  Stahl¬ 
werke  unter  höchster  Anspannung  arbeiteten.  Als 
die  Werke  daraufhin  unter  Hinweis  auf  die  seit¬ 
dem  erheblich  gestiegenen  Produktionskosten  einen 
Antrag  auf  Neuregelung  der  Stabeisenpreise  stell¬ 
ten,  wurden  sie  von  der  Regierung  abschlägig  be- 
schieden.  Einen  Ausgleich  fanden  die  Fabrikanten 
z.  T.  in  den  sehr  lohnenden  Preisen,  die  vom  Aus¬ 
land  für  Stabeisen  bezahlt  wurden,  indessen  wa¬ 
ren  die  Mengen,  die  gemäß  einem  gegenseitigen 
Wirtschaftsabkommen  ins  Ausland,  vorzüglich  nach 
Holland,  gelangten,  infolge  des  dringenden  Be¬ 
darfs  im  Inlande  nur  unbedeutend.  Umso  weniger 
konnte  den  zahlreichen  Auslandsbestellungen  ent¬ 
sprochen  werden,  als  sich  die  Transportverhält¬ 
nisse  zu  Beginn  des  Jahres  1918  infolge  der 
schlechten  Witterung  sehr  ungünstig  gestalteten, 
und  die  Werke  nicht  mehr  in  genügender  Weise 
mit  Rohstoffen  und  Brennmaterial  versorgt  wer¬ 
den  konnten.  Das  Abkommen  mit  Holland,  dem¬ 
zufolge  wir  uns  zur  Lieferung  von  Trägern  ver¬ 
pflichteten,  wurde  Ende  Januar  bis  zum  1.  Juli 
1918  verlängert.  Im  März  besserten  sich  zwar  die 
Transportverhältnisse,  die  Erzeugung  konnte  in¬ 
dessen  nur  um  ein  geringes  gesteigert  werden,  die 
Stabeisenwerke  waren  mit  Aufträgen  geradezu 
überlastet.  Träger  und  Formeisen  wurden  nur 
noch  für  nachweisbaren  Heeresbedarf  abgegeben. 
Da  die  Herstellung  verschiedener  Eisen-  und  Stahl¬ 
erzeugnisse  im  Herbst  1918  gesteigert  werden 
konnte,  so  war  es  möglich,  die  vom  Ausland  vor¬ 
liegenden  Aufträge  später  in  größerem  Umfange 
zu  berücksichtigen. 

Bei  Formeisen  lagen  die  Marktverhältnisse  we¬ 
sentlich  ungünstiger  als  bei  Stabeisen.  Denn  wäh¬ 
rend  für  letzteres  bei  der  Heeresverwaltung  und 
in  der  Kriegsindustrie  starke  Nachfrage  herrschte, 
findet  Formeisen  hauptsächlich  im  Baugewerbe 
Verwendung  uud  die  Bautätigkeit  lag  in  der  ersten 
Kriegszeit  arg  darnieder.  Schon  im  Anfang  des 
Jahres  1917,  beim  Nachlassen  der  Hochkonjunktur, 
lag  das  Formeisengeschäft  fast  gänzlich  still.  Erst 
als  die  Verwaltung  der  größeren  Gemeinden,  be¬ 
sonders  in  Berlin  und  im  Osten  Deutschlands,  sich 
der  Beschaffung  von  Hypothekengeldern  annahm, 
erlangte  die  Bautätigkeit  im  Sommer  1914  wieder 
größeren  Umfang.  Der  Winter  unterbrach  jedoch 
wie  üblich  die  Bautätigkeit  und  legte  somit  auch 
das  Formeisengeschäft  lahm.  Die  Preise  hatten 
sich  bis  zum  Februar  1915  noch  nicht  verändert, 
erst  Ende  dieses  Monats  trat  zugleich  mit  der  Auf¬ 
hebung  der  Ausfuhrvergütung  ein  Preisaufschlag 
von  10  Mk.  für  die  Tonne  ein.  Auch  in  Ober¬ 
schlesien  besserte  sich  im  Frühjahr  der  Absatz, 
erreichte  aber  nur  annähernd  die  Hälfte  des  Um¬ 
fanges  vom  Jahre  1914.  Wenn  auch  der  Winter 
einen  erheblichen  Rückgang  in  der  Verkaufstätig- 
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keit  mit  sich  gebracht  hatte,  so  schienen  doch  die 
Konstruktionswerkstätten  .und  Waggonbauanstal¬ 
ten  weiter  gut  beschäftigt  zu  sein.  Auch  die  Hee¬ 
resverwaltung  gab  größere  Aufträge  für  Eisen¬ 
bahnprofile  in  Arbeit.  Oberschlesien  half  sich 
durch  Verladungen  nach  Russisch-Polen  und  dem 
neutralen  Ausland  über  die  stille  Zeit  hinweg.  Die 
Preise,  die  im  2.  Viertelfähr  1915  eine  Erhöhung 
von  10  Mk.  für  die  Tonne  erfahren  hatten,  wurden 
Ende  Januar  nochmals  mit  einem  gleichen  Auf¬ 
schlag  belastet  infolge  der  steigenden  Selbstkosten. 
Die  Verkaufspreise  für  das  3.  Vierteljahr  1916 
standen  nun  auf  160  Mk.  für  die  Tonne. 

Im  Frühjahr  1916  belebte  sich  der  Formeisen- 
markt  besonders  infolge  der  erfreulichen  Zunahme 
der  Auslandsverkäufe.  Auch  beanspruchten  die 
Wiederaufbauarbeiten  der  zerstörten  Gebiete  in 
Ostpreußen  größere  Mengen  Baumaterial.  Trotz 
des  dringenden  Bedarfs  blieben  die  Preise  unver¬ 
ändert,  doch  wurden  mit  Rücksicht  auf  die  An¬ 
forderungen  der  Heeresverwaltung  nur  geringe 
Mengen  für  privaten  Bedarf  abgegeben.  Während 
zu  Beginn  des  Krieges  die  Formeisenwerke  z.  T. 
schwer  unter  ungenügender  Beschäftigung  zu  lei¬ 
den  hatten,  konnten  sie  im  Sommer  1916  der 
Nachfrage  keineswegs  mehr  entsprechen.  Dazu 
kam  noch,  daß  im  Anfang  des  Jahres  1917  die 
Erzeugung  an  Formeisen  weitgehend  eingestellt 
werden  mußte,  um  nicht  das  Rohmaterial  dringen¬ 
deren  Zwecken  zu  entziehen.  Da  die  Selbstkosten 
indessen  auch  bei  eingeschränktem  Betriebe  gleich 
hoch  blieben,  so  war  eine  Steigerung  des  Preises 
m  der  Folge  unvermeidlich.  Der  Formeisenmarkt 
hatte  während  des  ganzen  Krieges  unter  der  Be¬ 
nachteiligung  gegenüber  anderen  Eisen-  und  Stahl¬ 
erzeugnissen  zu  leiden.  Denn  da  Formeisen  nur  in 
ganz  geringen  Mengen  für  den  Heeresbedarf  in 
Betracht  kam,  so  war  es  selbstverständlich,  daß 
die  private  Nachfrage  hinter  den  dringenden  An¬ 
forderungen  der  Heeresverwaltung  in  jeder  Bezie¬ 
hung  zurückstehen  mußte. 

Anders  verhielt  es  sich  mit  den  Erzeugnisse^ 
der  Blechindustrie,  die  besonders  vom  Schiffsbau 
in  starkem  Maße  verlangt  wurden.  Wie  fast  alle 
fertigen  Eisen-  und  Stahlerzeugnisse,  die  mit  dem 
Wettbewerb  irri  Auslande  rechnen  mußten,  standen 
Bleche  zu  Beginn  des  Jahres  1914  sehr  niedrig 
im  Preise.  Von  Januar  bis  Juni  sank  der  Grund¬ 
preis  für  Feinblech  von  150  Mk.  auf  120  Mk.,  also 
um  20%.  Auch  Grobblech  stand  mit  T 13  Mk.  für 
die  Tonne  sehr  tief,  dieser  Preis  soll  sogar  relativ 
niedriger  gewesen  sein  als  für  irgend  ein  anderes 
Fabrikat.  Die  Syndikatsverhandlungen  übten  kei¬ 
neswegs  einen  günstigen  Einfluß  auf  die  Preisbil¬ 
dung  aus,  da  man  über  ihren  Ausgang  noch  sehr 
im  Unklaren  war.  Viele  Werke  arbeiteten  in  den 
letzten  Monaten  vor  dem  Kriege  sogar  mit  Ver¬ 
lust.  Dies  änderte  sich  bei  Kriegsausbruch  mit 


einem  Schlage,  als  die  Lieferungen  für  die  Heeres¬ 
verwaltung  vergeben  wurden.  Besonders  Fein¬ 
blech  wurde  als  Kriegsmaterial  stark  verlangt 
und  stieg  sofort  im  Preise.  Aber  auch  die  gröbe¬ 
ren  Sorten  hatten  Vorteil  von  den  Bestellungen 
der  Heeresverwaltung,  zumal  nachdem  infolge  des 
Vorgehens  des  Schiffbaustahlkontors  eine  kleine 
Aufbesserung  der  Preise  durchgesetzt  worden  war. 
Die  höheren  Preise  konnten  sich  jedoch  vorläufig 
noch  nicht  behaupten,  da  das  Arbeitsbedürfnis  der 
Grobblechwalzwerke  sehr  groß  war  und  daraus 
eine  heftige  Konkurrenz  erwuchs.  Die  deutsche 
Grobblechindustrie  war  nämlich  in  Friedenszeiten 
vollkommen  auf  die  Herstellung  von  Auslandsware 
eingerichtet  gewesen  und  konnte  daher  ihren  Be¬ 
trieb  nicht  sofort  und  ohne  große  Kosten  auf  eine 
geringere  Erzeugung  einstellen.  Von  der  gesamten 
Eisen-  und  Stahlindustrie  litt  dieser  Zweig  am 
heftigsten  unter  der  Unterbindung  der  Ausfuhr. 
Weit  günstiger  stand  Feinblech,  das  bei  dem  Man¬ 
gel  an  Weißblech  vielfach  an  dessen  Stelle  ver¬ 
wandt  wurde.  Die  Schwierigkeiten,  die  der  Grob¬ 
blechindustrie  durch  Ausfuhrverbote  bereitet  wur¬ 
den,  konnten  Anfang  1915  durch  Verständigungen 
der  Werke  untereinander  teilweise  beseitigt  wer¬ 
den.  Neben  der  Grobblechausfuhrvereinigung,  die 
den  Handel  mit  dem  Auslande  regelte,  wurde 
gleichzeitig  für  das  Inland  eine  Grobblechkonven¬ 
tion  gegründet,  die  für  angemessene  Preise  auf 
dem  Inlandsmarkt  zu  sorgen  hatte.  Dieser  betrug 
im  2.  Vierteljahr  1915  für  Grobblech  über  140  Mk., 
für  Mittelblech  150 — 155  Mk.  und  für  Feinblech 
165  Mk.  für  die  Tonne.  Gegen  Ende  des  Sommers 
besserten  sich  die  Ausfuhrmöglichkeiten  und 
brachten  erheblichen  Verdienst  bei  höheren  Prei¬ 
sen,  die  der  ausgezeichneten  Tätigkeit  der  Grob¬ 
blechvereinigung  zuzuschreiben  waren.  Zwischen 
Inlands-  und  Auslandspreisen  bestand  ein  wesent¬ 
licher  Unterschied,  indem  nämlich  zugunsten  der 
inländischen  Verbraucher  das  neutrale  Ausland, 
das  bei  dem  Ausfall  der  englischen  Lieferungen 
auf  Deutschland  angewiesen  war,  höhere  Preise 
zahlen  mußte.  Im  Dezember  wurde  außerdem  die 
Vereinigung  für  den  Inlandsabsatz  an  Grobblech 
noch  fester  als  bis  dahin  zusammengeschlossen, 
während  die  Preise  für  Feinblech  sich  auch  ohne 
Verständigung  trotz  erheblicher  Steigerung  der 
Herstellungskosten  auf  befriedigender  Linie  hiel¬ 
ten.  Auch  für  Weißbleche  und  Qualitätsbleche 
waren  die  erzielten  Preise  recht  günstig.  Viel¬ 
fach  fanden  nämlich  an  Stelle  von  Kupferblechen 
und  sonstigen  Metallen  Stanzbleche  aus  Flußeisen 
und  Stahl  Verwendung. 

Die  Grobblechinlandsvereinigung  arbeitete  sehr 
zum  Nutzen  der  Werke,  die  gesamte  Erzeugung 
gelangte  durch  ihre  Hand  zum  Verkauf,  wodurch 
sich  eine  gleichmäßige  Beschäftigung  der  Betriebe 
und  ein  Eingehen  auf  die  besonderen  Wünsche 
der  Kunden  ermöglichte.  Ein  erheblicher  Teil  der 
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Gewinnung  ging  ins  Ausland,  das  die  dafür  ge= 
forderten  Preise  anstandslos  bewilligte.  Als  irn 
Sommer  1916  von  der  Behörde  die  Auswechselung 
von  Gegenständen  aus  Sparmetallen  durch  solche 
aus  Eisenblech  angeordnet  wurde,  erhob  sich  eine 
stürmische  Nachfrage  nach  Feinblechen.  Die  Aus¬ 
fuhr  feinerer  Blechsorten,  es  kamen  hauptsächlich 
solche  in  der  Stärke  von  1 — 3  mm  in  Frage,  wurde 
bis  auf  weiteres  eingestellt.  Die  Folge  dieser 
Maßnahme  war  eine  sprunghafte  Preissteigerung 
und  erst  im  Juni,  nachdem  die  Auswechselung 
vollzogen  war,  beruhigte  sich  die  Marktlage  wie¬ 
der  einigermaßen.  Von  dem  einmal  erreichten 
hohen  Stand  gingen  jedoch  die  Preise  nur  wenig 
zurück,  besonders,  da  im  Frühjahr  1916  von  der 
Itilandsvereinigung  Mindestpreise  aufgestellt  wor¬ 
den  waren.  Die  Vorbereitungen  zum  uneinge¬ 
schränkten  U-Boot-Kri^g  riefen  eine  starke  Nach¬ 
frage  nach  Kessel-  und  Schiffsblechen  hervor,  die 
sich  infolgedessen  entsprechend  verteuerten.  Auch 
die  Nachfrage  nach  Feinblechen  war  kaum  mehr 
zu  decken,  trotzdem  blieben  auf  allgemeinen  Be¬ 
schluß  der  Walzwerke  die  Preise  für  das  dritte 

Vierteljahr  1916  unverändert. 

• 

Das  ganze  Jahr  1916  über  hielt  das  Mißver¬ 
hältnis  zwischen  Angebot  und  Nachfrage  auf  dem 
Blechmarkt  an,  wobei  die  Herstellung  dünnerer 
Bleche  hauptsächlich  durch  den  Mangel  an  gelern¬ 
ten  Facharbeitern  behindert  war.  Die  Werke  wa¬ 
ren  bis  an  die  Grenze  ihrer  Leistungsfähigkeit 
auf  Monate  hinaus  mit  Aufträgen  versehen  und 
konnten  doch  den  Bedarf  auch  nicht  annähernd 
befriedigen.  Eine  weitere  Verschlimmerung  der 
Verhältnisse  ergab  sich  zu  Anfang  des  Jahres 
1917,  als  die  Erzeugung  an  Grobblechen  einge¬ 
schränkt  werden  mußte,  weil  die  Stahlgewinnung 
zum  größten  Teil  auf  noch  dringenderen  Bedarf 
zu  verarbeiten  war.  Aus  demselben  Grunde  wurde 
auch  die  zur  Ausfuhr  freigegebene  Menge  erheb¬ 
lich  verringert. 

Von  Juli  1916  bis  März  1917  hatten  sich  die 
Grobblechpreise  unverändert  auf  einem  Stand  von 
215  Mk.  für  die  Tonne  gehalten.  Dagegen  konnte 
nun  die  Regierung  den  Druck,  den  sie  im  Stillen 
auf  die  Preisentwickelung  ausgeübt  hatte,  nicht 
länger  aufrecht  erhalten  und  mußte  der  Steige¬ 
rung  der  Selbskosten  Rechnung  tragen.  Die  Er¬ 
höhung  der  Preise  war  eine  ganz  bedeutende. 
Grobblech  erreichte  mit  einem  Aufschlag  von 
65  Mk.  für  die  Tonne  schon  fast  den  Preis  von 
Feinblech.  Trotzdem  in  Feinblech  die  Erzeugungs¬ 
menge  der  letzten  Friedenszeit  überschritten  war, 
blieb  immer  noch  ein  Teil  des  Bedarfs  ungedeckt. 
In  immer  stärkerem  Maße  wurden  Qualitätsbleche 
zum  Ersatz  von  Kupfer,  Messing  und  Nickel  her¬ 
angezogen.  Zu  Gunsten  der  einheimischen  Belie¬ 
ferung  mußte  man  im  Frühjahr  1917  die  Ausfuhr 
von  Blechen  unter  5  mm  gänzlich  verbieten.  So¬ 


weit  eine  Ausfuhr  an  Fein-  und  Mittelblechen 
überhaupt  noch  zu  verzeichnen  war,  war  sie  in 
ihrem  Umfange  bedingt  durch  den  Umfang  unserer 
Einfuhr.  Da  auch  für  Grobblech  Verladungen  nach 
dem  Auslande  kaum  mehr  stattfanden,  so  ließ  der 
Druck  auf  die  Grobblechindustrie  etwas  nach,  da¬ 
gegen  blieb  die  Nachfrage  nach  Feinblech  nach  wie 
vor  dringend,  doch  konnte  der  Bedarf  der  Heeres¬ 
verwaltung  stets  voll  gedeckt  werden.  Bis  Ende 
1918  blieben  die  Preise  für  Grob-  und  Feinbleche 
unverändert.  Grobblech  stand  mit  320  Mk.  für  die 
Tonne  sogar  über  Feinblech,  für  das  in  der  Stärke 
von  über  3  mm  310  Mk.,  unter  3  mm  295  Mk. 
gezahlt  wurde.  Gegenüber  den  Preisen  der  letz¬ 
ten  Friedenszeit  war  das  ein  Aufschlag  von  183% 
bei  Grobblech  und  rund  150%  bei  Feinblech. 

Trotz  des  Vorhandenseins  einer  Absatzorgani¬ 
sation,  des  Walzdrahtverbandes,  waren  die  Preise 
für  Walzdraht  im  Anfang  des  Jahres  1914  sehr 
gedrückt,  ohne  daß  die  Werke  indessen  über  einen 
Mangel  an  Beschäftigung  klagen  konnte.  Die 
Drahtwalzwerke  waren  sogar  verhältnismäßig 
besser  beschäftigt  als  die  übrigen  Walzwerke, 
weil  hier  der  Verkauf  in  einer  Hand  lag  und  auch 
der  Absatz  nach  dem  Auslande  syndiziert  war. 
Der  Wettbewerb  unter  den  einzelnen  Fabrikanten 
war  jedoch  sehr  rege  und  man  fürchtete  daher, 
eine  Erneuerung  des  Walzdrahtverbandes,  der 
Ende  1914  ablaufen  sollte,  nicht  zustande  zu  brin¬ 
gen.  Bei  Kriegsausbruch  war  die  Lage  in  der 
Drahtindustrie  ungewiss.  Es  wurden  alleidings 
sofort  größere  Mengen  Walzdraht  für  Kriegs¬ 
zwecke  angefordert,  doch  konnte  man  bei  der 
Ungewißheit  über  das.Fortbestehen  des  Verbandes 
nicht  übersehen,  wie  sich  die  Produktionsbedin¬ 
gungen  in  der  Folgezeit  gestalten  würden  .Mitten 
in  die  Verhandlungen  über  die  Weiterführung  des 
Verbandes  traf  die  Nachricht  vom  Ausbruch  des 
Krieges.  In  der  erregten  Stimmung  der  ersten 
Kriegsmonate  fehlte  Zeit  und  Ruhe  zu  objektivem 
Betrachten  der  Lage  und  so  kam  es  zur  tatsäch¬ 
lichen  Auflösung  des  Walzdrahtverbandes  am 
31.  Oktober  1914.  Vom  1.  November  ab  war  der 
Verkauf  freigegeben.  Ebenso  wie  die  Grobblech¬ 
industrie,  war  auch  die  Walzdrahterzeugung  in 
der  Friedenszeit  zum  großen  Teil  auf  die  Ausfuhr 
angewiesen.  Dieser  Ausfall  wurde  nun  ziemlich 
durch  die  umfangreichen  Aufträge  der  Heeresver¬ 
waltung  ausgeglichen,  zumal  die  Drahtwalzwerke 
ihren  Betrieb  teilweise  einschränken  mußten,  da 
viele  ihrer  Facharbeiter  eingezogen  waren  und  un¬ 
gelernte  Kräfte  in  der  Drahtindustrie  schwer  ver¬ 
wendet  werden  können.  Unter  dem  Druck  der 
Ungewißheit  über  die  weitere  Entwickelung  des 
Marktes  .setzte  nach  Auflösung  des  Walzdrahtver¬ 
bandes  ein  scharfer  Wettbewerb  ein,  da  jeder 
seine  Kräfte,  die  der  Verband  zum  Vorteil  aller 
beschränkt  hatte,  voll  ausnutzen  wollte.  Doch 
war  bei  der  verringerten  Erzeugung  für  alle 
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Werke  ausreichend  Beschäftigung  vorhanden, 
denn  wenn  auch  der  Bedarf  des  Baugewerbes 
nachgelassen  hatte,  so  boten  die  Anforderungen 
der  Heeresverwaltung  vollkommenen  Ersatz  dafür. 
Im  ersten  Vierteljahr  1915  hatte  der  Versand  wie¬ 
der  eine  angemessene  Höhe  erreicht  und  sich  dem 
1.  Vierteljahr  1914  gegenüber  sogar  gesteigert. 
Der  Preis  für  Walzdraht,  aus  Flußeisen  hergestellt, 
hatte  im  ersten  Halbjahre  1914  auf  117,50  Mk.  für 
die  Tonne  gestanden.  Erst  im  April  1915  wurde 
der  Preis  entsprechend  den  teuren  Halbzeugpreisen 
erhöht.  Allmählich  machte  sich  indessen  doch  der 
Ausfall  der  Auslandsaufträge  bemerkbar,  für  die 
ein  genügender  Ersatz  im  Inlandsverbrauch  nicht 
vorhanden  war.  Die  zeitweise  Ueberfüllung  des 
Marktes  veranlaßte  jedoch  kein  Sinken  der  Preise, 
sondern  nur  ein  längeres  Verweilen  auf  dem  ein¬ 
mal  erreichten  Stand.  Der  Winter  und  das  Ruhen 
der  Bautätigkeit  lähmten  das  Drahtgeschäft;  mit 
Beginn  des  Frühjahrs  setzte  aber  auch  hier  eine 
Besserung  ein  und  die  Preise  bewegten  sich  in 
steigender  Richtung.  Aus  dem  anfänglich  über¬ 
großen  Angebot  wurde  bald  ein  Ueberwiegen 
der  Nachfrage,  sodaß  auch  für  Walzdraht 
Schwierigkeiten  in  der  Belieferung  der  Verbrau¬ 
cher  entstanden  und  immer  längere  Lieferfristen 
ausbedungen  werden  mußten.  Wie  die  übrigen 
Zweige  der  Eisenindustrie,  so  waren  auch  die 
Walzwerke  im  Jahre  1917  durch  Kohlenmangel 
und  Verkehrsschwierigkeiten  in  der  Aufrecht¬ 
erhaltung  ihrer  Betriebe  stark  beeinträchtigt.  Der 
Großhandel  konnte  garniclit  mehr  versorgt  wer¬ 
den,  was  erzeugt  wurde,  beanspruchte  die  Heeres¬ 
verwaltung.  Der  Preis,  der  im  Januar  1917  auf 
200  Mk.  für  die  Tonne  gestiegen  war,  erfuhr  einen 
weiteren  Aufschlag  von  40  Mark  im  April  1918. 
Nachdem  der  Preis  im  4.  Vierteljahr  1918  noch¬ 
mals  um  10  Mk.  erhöht  worden  war,  hielt  sich 
Walzdraht  bis  Ende  des  Jahres  1918  unverändert 
auf  250  Mk.  für  die  Tonne. 


II.  Teil. 

Vergleichende  Darstellung 
der  Preisentwicklung  in  Deutschland, 
England  und  den  Vereinigten 
Staaten. 

In  diesem  Teil  der  Arbeit  soll  ein  Vergleich 
gezogen  werden  zwischen  der  Entwickelung  der 
Eisenpreise  in  den  einzelnen  Ländern,  wie  sie  im 
vorigen  Teil  dargestellt  wurde..  Es  handelt  sich 
darum,  die  Gründe  aufzusuchen,  die,  einerseits 
durch  die  allgemeine  Lage  des  Weltmarktes  be¬ 
stimmt,  eine  in  großen  Zügen  gleichmäßige  Preis¬ 
bildung  in  den  genannten  Ländern  bedingten,  an¬ 


dererseits  die  aus  geographischen,  wirtschaft¬ 
lichen  und  politischen  Gegebenheiten  im  Einzelnen  *k' 

stark  divergierende  Entwickelung  veranlaßten. 

1.  Ursachen,  die  in  den  einzelnen  Ländern 
gleichen  Einfluß  auf  die  Preisbildung 
ausübten. 

a)  Der  Rückgang  der  Hochkonjunktur 

im  Jahre  1913. 

Ein  Beweis  für  den  engen  Zusammenhang,  der 
in  Friedenszeiten  zwischen  dem  Wirtschaftsleben 
der  einzelnen  Nationen  bestand,  ist  die  Tatsache, 
daß  mit  dem  Abflauen  der  Hochkonjunktur  im 
Jahre  1913  auf  sämtlichen  Märkten  ein  gleicher 
Rückgang  der  Eisenpreise  einsetzte,  wenigstens 
soweit  sie  nicht  durch  Syndikate  der  freien 
Preisbildung  entzogen  waren.  Es  war  nicht  mög¬ 
lich,  auf  dem  einen  Markte  den  Preis  eines  Pro¬ 
duktes  zu  ermäßigen,  ohne  daß  das  Ausland  zur 
gleichen  Maßnahme  genötigt  war.  Diese  Verbun¬ 
denheit  der  Preisbildung  läßt  sich  für  alle  drei 
Länder  deutlich  feststellen  .bei  Stabeisen  und 
Blech,  während  die  Grundstoffe  der  Eisenindustrie 
in  Deutschland  durchweg  syndiziert  sind  und  da¬ 
her  anderen  Gesetzen  der  Preisentwickelung  fol¬ 
gen.  Die  Preise  hatten  im  Jahre  1913  auf  allen 
Märkten  einen  so  außerordentlich  tiefen  Stand  er¬ 
reicht,  daß  man  eine  schwere  Krise  befürchten  y 

mußte,  als  unerwartet  der  Krieg  ausbrach  und  so¬ 
wohl  für  die  kriegführenden  wie  auch  für  die  neu¬ 
tralen  Länder  die  Wirtschaftslage  vollkommen  ver¬ 
änderte. 

b)  Die  Aufhebung  des  Handelsverkehrs. 

Ebenso  wie  die  Verbundenheit  der  Märkte  eine 
Nivellierung  der  Preisbildung  mit  sich  gebracht 
hatte,  so  mußte  andererseits  die  Lösung  der  Ge¬ 
meinsamkeit  in  jedem  Lande  diejenigen  Momente 
frei  zur  Auswirkung  gelangen  lassen,  die  sich  aus 
seinem  eigensten  Charakter  ergeben.  Die  Auf¬ 
hebung  des  Handelsverkehrs  an  sich  traf  indessen 
die  einzelnen  Volkswirtschaften  insofern  in  glei¬ 
cher  Weise,  als  sie  nun  in  Produktion  und  Kon¬ 
sumtion  auf  sich  selbst  angewiesen  waren.  Nicht 
nur  die  ausreichende  Versorgung  mit  Rohstoffen 
und  Industrieerzeugnissen  war  in  Frage  gestellt, 
die  Unterbindung  der  Ausfuhr  konnte  für  die  In¬ 
dustrie  ebenso  nachteilige  Folgen  haben.  Zwischen 
Deutschland,  England  und  den  Vereinigten  Staa¬ 
ten  bestand  vor  dem  Kriege  ein  reger  Handels¬ 
verkehr  in  den  Erzeugnissen  der  Eisenindustrie. 
Deutschland  bezog  von  England  außer  größeren 
Mengen  Steinkohle  hauptsächlich  einige  feinere 
Qualitäten  von  Roheisen  und  Weißblech.  Dagegen 
war  der  Wert  unserer  Ausfuhr  an  Eisenerzeug¬ 
nissen  erheblich  höher  und  steigerte  sich  vor  deiri 


Kriege  von  Jahr  zu  Jahr.  Zwischen  Deutschland 
und  den  Vereinigten  Staaten  fand  ein  Austausch 
von  Eisen-  und  Stahlwaren  zwar  nicht  statt,  wohl 
aber  bezogen  wir  von  dort  größere  Mengen  Me¬ 
talle,  deren  Fehlen  im  Kriege  teilweise  durch  Ver¬ 
wendung  von  Eisen  ersetzt  werden  mußte. 

c)  Die  gesteigerte  Nachfrage  nach  Kriegsmaterial. 

Die  Unterbindung  oder  zum  mindesten  Ein¬ 
schränkung  der  Ausfuhr  hatte  wohl  in  keinem 
Lande  eine  Schädigung  der  Industrie  in  der  Weise 
zur  Folge,  daß  sie  die  vorhandenen  Erzeugungs¬ 
möglichkeiten  nicht  voll,  hätte  ausnutzen  können, 
der  Nachteil  traf  vielmehr  die  Volkswirtschaft  im 
Ganzen,  da  vielfach  die  Möglichkeit  genommen 
war,  durch  Lieferung  von  Industrieerzeugnissen 
die  Einfuhr  dringend  benötigter  Rohstoffe,  vor 
allem  auch  von  Lebensmitteln  zu  veranlassen. 


halten.  Das  verminderte  Angebot  an  Arbeitskräf¬ 
ten  hatte  eine  Steigerung  des  Preises  der  Arbeit, 
d.  h.  des  Lohnes  zur  Folge,  die  noch  verstärkt 
wurde  durch  die  Teuerung  der  Lebensmittelpreise. 
Außerdem  war  der  Reiz  zu  immer  neuen  Forde¬ 
rungen  der  Arbeiter  in  den  teilweise  gewaltigen 
Kriegsgewinnen  der  Unternehmer  zu  suchen.  Das 
Streben  nach  Ausnutzung  der  Konjunktur  war 
auf  beiden  Seiten  gleich  stark  vorhanden. 

Die  verbündeten  Mächte,  deren  Wirtschaft 
auch  im  Kriege  gewisse  Zusammenhänge  behielt, 
weisen  auch  in  den  Kriegspreisen  zuweilen  ge¬ 
meinsame  Züge  auf.  So  war  z.  B.  die  Fest¬ 
setzung  von  Höchstpreisen  in  England  von  einem 
entsprechenden  Rückgang  der  amerikanischen 
Eisenpreise  begleitet,  da  man  in  den  Vereinigten 
Staaten  ein  Nachlassen  der  englischen  Aufträge 
befürchtete. 


Der  Eisenmarkt  hatte  unter  der  Unterbindung  der 
Ausfuhr  nicht  zu  leiden,  denn  der  Bedarf  an  Eisen- 
und  Stahlerzeugnisse  hatte  sich  zwar  mit  Kriegs¬ 
ausbruch  grundlegend  verschoben,  eine  Verringe¬ 
rung  der  Nachfrage  war  jedoch  nirgends  einge¬ 
treten,  vielmehr  arbeiteten  die  Industrien  der 
kriegführenden  Länder  mit  höchster  Anspannung, 
um  die  Mittel  zur  Durchführung  des  Krieges  bereit 
zu  halten  und  auch  Amerika  stellte  seine  Eisen¬ 
industrie  von  Kriegsbeginn  an  in  den  Dienst  der 
kriegführenden  Mächte. 

d)  Die  Steigerung  der  Arbeiterlöhne. 


Weit  mehr  als  diese  allgemeinen  wirtschaft¬ 
lichen  Kriegserscheinungen,  die  den  Weltmarkt 
auch  nach  seiner  Auflösung  noch  in  gewissem 
Grade  als  Ganzes  trafen,  traten  im  Kriege  die¬ 
jenigen  Momente  zutage,  die  den  besonderen  Cha¬ 
rakter  der  einzelnen  Volkswirtschaft  zum  Aus¬ 
druck  brachten.  Im  Preise  jeder  Ware,  der  ab¬ 
hängig  ist  von  Angebot  und  Nachfrage,  nicht  nur 
der  in  dieser  Ware  eingegangenen  Rohstoffe,  son¬ 
dern  der  im  Zusammenhang  steht  mit  den  Prei¬ 
sen  sämtlicher  in  der  Volkswirtschaft  erzeugten 
Güter,  ist  daher  ein  Maßstab  gegeben  für  die  Ent¬ 
wickelung  der  einzelnen  Wirtschaften. 


Diesem  in  allen  Ländern  außerordentlich  gestei¬ 
gerten  Bedarf  an  Kriegsmaterial  entsprach  in  glei¬ 
cher  Weise  eine  Verteuerung  der  Herstellungs¬ 
kosten,  die  neben  der  schwierigeren  Beschaffung 
der  Rohstoffe  hauptsächlich  aus  der  erheblichen 
Steigerung  der  Arbeiterlöhne  hervorging.  In  den 
beiden  kriegführenden  Ländern,  Deutschland  und 
England,  verursachten  die  Einziehungen  zum 
Heeresdienst  einen  empfindlichen  Mangel  an  Ar¬ 
beitern,  der  es  teilweise  nicht  erlaubte,  die  Er¬ 
zeugung  im  gewohnten  Umfange  aufrecht  zu  er- 


2.  Ursachen,  die  eine  Verschiedenheit 
der  Preise  bedingten. 

Der  Preis  einer  Ware  bildet  sich  auf  der 
Grundlage  der  Produktionskosten  unter  der  Ein¬ 
wirkung  von  Angebot  und  Nachfrage.  Die  Pro¬ 
duktionskosten  wiederum  setzen  sich  zusammen 
aus  den  Preisen  der  zur  Herstellung  benötigten 
Roh-  und  Hilfsstoffe,  sowie  aus  den  Kosten  der 
Arbeitslöhne.  Diese  Produktionskosten  werden 
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natürlich  in  verschiedenen  Ländern  verschieden 
hoch  sein,  wenn  nicht  durch  den  weltwirtschaft¬ 
lichen  Verkehr  ein  Ausgleich  stattfindet.  Schon 
die  Preise  der  zur  Verwendung  gelangenden  Roh¬ 
stoffe  sind  ungleich,  je  nach  ihrem  Vorkommen 
in  dem  betreffenden  Lande. 

a)  Das  Vorhandensein  von  Roh-  und  Hilfsstoffen. 

Nach  den  Schätzungen  des  im  Jahre  1913  in 
Kanada  abgehaltenen  12.  Internationalen  Geolo¬ 
gen- Kongresses  kann  man  für  die  für  uns  in  Be¬ 
tracht  kommenden  Länder  mit  folgenden  Vor¬ 
ratsmengen  an  Steinkohlen  und  Braunkohlen 
rechnen:  Deutschland  423  356  Millionen  t,  Groß¬ 
britannien  und  Irland  189  533  Millionen  t,  Amerika 
5  105  528  Millionen  t.  Deutschland  ist  in  Bezug 
auf  seinen  Kohlenvorrat  das  reichste  Land  Euro* 
pas,  zumal  die  voraussichtliche  Förderungsdauer 
zwischen  200  und  1000  Jahren  liegt.  Dasjenige 
Gebiet,  das  die  größte  Schichtmächtigkeit  besitzt 
(5000  Meter),  das  Steinkohlengebiet  in  Preußisch- 
Oberschlesien,  übertrifft  diesen  Durchschnitt  noch 
ganz  erheblich.  In  England  war  vor  dem  Kriege 
die  Förderziffer  allerdings  höher  als  in  Deutsch¬ 
land,  jedoch  ist  damit  bei  der  weit  geringeren  Vor¬ 
ratsmenge  nur  eine  kürzere  Lebensdauer  bedingt. 
Die  jährliche  Förderung  betrug  1913: 

in  Deutschland .  278  627  000  t 

in  Großbritannien  ....  292  010  000  t 
in  den  Vereinigten  Staaten  517  148  000  t 

Als  Ersatz  für  Kohle  gelangt  in  den  Vereinigten 
*Staaten  .  in  hohem  Grade  natürliches  Gas,  für 
manche  Zwecke  auch  Petroleum  in  der  Eisen¬ 
industrie  zur  Verwendung. 

Während  Deutschland  hinsichtlich  seiner  Ver¬ 
sorgung  mit  Brennstoffen  für  lange  Zeit  Schwie¬ 
rigkeiten  nicht  begegnen  wird,  steht  es  mit  seinen 
im  Boden  ruhenden  Eisenerzschätzen  zwar  auch 
an  erster  Stelle  unter  den  europäischen  Ländern, 
trotzdem  ist  die  jährliche  Förderung  bei  weitem 
nicht  mehr  ausreichend  zur  Deckung  des  einhei¬ 
mischen  Bedarfs.  Folgende  Zahlen  geben  die 
Eisenerzvorräte  sowie  die  jährliche  Fördermenge 
vor  dem  Kriege  wieder: 


Eisenerzvorrat 

Menge  Eiseninhalt  Förderung 
in  Mill.  t 


Deutschland 

3608 

1270 

35  941  000  t 

Großbritannien 

1300 

455 

16  254  000  J 

Verein.  Staaten 

4258 

2305 

62  972  000  t 

Dabei  ist  zu  beachten,  daß  das  in  Deutsch¬ 
land  gewonnene  Erz  nur  einen  durchschnittlichen 
Eisengehalt  von  32,17%  aufweist,  während  ame¬ 


rikanisches  Erz  meist  nicht  unter  50%  Eisen¬ 
gehalt  gefördert  wird.  Auch  das  englische  Cleve¬ 
land-Erz,  das  den  größten  Teil  des  Verbrauchs 
bestreitet,  enthält  nur  zwischen  30  und  35% 
Eisen.  Es  ist  also  ersichtlich,  daß  die  Gewin¬ 
nung  reinen  Eisens  in  Deutschland  und  England 
mit  weit  höheren  Kosten  verbunden  ist,  als  in 
den  Vereinigten  Staaten. 

b)  Die  Lage  der  Rohstoffgebiete. 

Die  Kosten  und  Preise  hängen  aber  nicht  allein 
von  dem  Vorhandensein  umfangreicher  Rohstoff¬ 
lager  ab,  auch  die  Lage  der  Rohstoffgebiete  wirkt 
auf  die  Preishöhe  mitbestimmend  ein,  insofern 
nämlich  im  Preise  des  Produktes  auch  die  Trans¬ 
portkosten  einbegriffen  sind.  Der  Umstand,  daß 
in  Großbritannien  Kohle  und'  Erz  dicht  beiein¬ 
ander  u:.d  außerdem  nahe  am  Meere  liegen,  hat 
wesentlich  zum  Aufschwung  der  englischen  Eisen¬ 
industrie  beigetragen.  Gerade  im  Kriege  wurde 
der  Transport  auf  dem  Wasserwege  bei  der 
Ueberlastung  der  Eisenbahnstrecken  häufig  zum 
rettenden  Ausweg.  Abgesehen  von  dem  Nachteil, 
der  Deutschland  aus  seiner  Binnenlage  erwächst, 
befinden  sich  auch  hier  Rohstoffgebiete  und  In¬ 
dustriezentrum  in  günstiger  Lage  zueinander,  so¬ 
wie  zu  den  französischen  Rohstoffgebieten,  die 
vor  dem  Kriege  zur  Belieferung  der  deutschen 
Hochöfen  in  starkem  Maße  herangezogen  wurden. 
Die  Regierung  nahm  auf  die  Bedeutung  billiger 
Transportkosten  insofern  Rücksicht,  als  für  Kohlen 
und  Erze  stets  die  niedrigste  Tarifklasse  angesetzt 
wurde.  Erst  im  Kriege  mußten  bei  der  allgemei¬ 
nen  Ueberlastung  der  Transportmittel  diese  Aus¬ 
nahmetarife  fallen.  Dagegen  treffen  wir  in  den 
Vereinigten  Staaten  Kohle  und  Eisen  im  allgemei¬ 
nen  nicht  in  nächster  Nachbarschaft  an.  In  den 
Südstaaten,  wo  dies  doch  der  Fall  ist,  ergeben 
sich  Schwierigkeiten  aus  dem  Klima  und  den  Ar¬ 
beiterverhältnissen  (Neger),  die  einer  Ausnutzung 
der  Lage  durch  die  Eisenindustrie  entgegenstehen. 
Dagegen  hat  das  Eisenerzgebiet  des  Oberen  Sees 
auf  Grund  billiger  Wasserfrachten  große  Bedeu¬ 
tung  für  die  amerikanische  Eisenindustrie  erlangt. 

c)  Die  Möglichkeit  der  Einfuhr  von  Rohstoffen. 

Trotzdem  Deutschland  das  kohlenreichste  Land 
Europas  ist,  hatte  es  vor  dem  Kriege  doch  eine 
ziemlich  starke  Einfuhr  an  Brennstoffen,  wobei  es 
sich  besonders  um  Spezialsorten  handelte.  Dieser 
Einfuhr  von  10,4  Millionen  t  stand  im  Jahre  1913 
eine  Ausfuhr  an  Steinkohlen  und  Koks  in  Höhe 
von  rund  4  Millionen  t  gegenüber.  Großbritannien 
erreichte  im  selben  Jahr  eine  Ausfuhr  von  rund 
75  Millionen  t  an  Steinkohlen  und  Koks.  Bei  dem 
Außenhandel  mit  Brennstoffen  handelte  es  sich  für 


Deutschland,  England  und  die  Vereinigten  Staaten 
zumeist  nur  um  einen  Ausgleich  für  den  Empfang 
oder  die  Lieferung  anderer  Waren.  Infolgedessen 
traten  durch  die  Unterbindung  des  Auslandsver¬ 
kehr  schädliche  Wirkungen  für  die  Inlandsversor¬ 
gung  nicht  ein.  Schlimmer  stand  es  mit  der  Be¬ 
lieferung  an  Eisenerz.  In  Deutschland  und  Eng¬ 
land,  sowohl  wie  in  den  Vereinigten  Staaten  ver¬ 
mag  die  Menge  der  einheimischen  Eisenerzförde¬ 
rung  dem  Bedarf  der  Eisenindustrie  längst  nicht 
mehr  zu  entsprechen.  Bei  einer  eigenen  Förde¬ 
rung  von  35  941  485  t  im  Jahre  1913  war  Deutsch¬ 
land  genötigt,  noch  14  024  318  t  Eisenerz  einzufüh¬ 
ren.  Der  Menge  nach  stammten  also  30%  der 
Versorgung  aus  dem  Auslande,  da  aber  die  aus- 


mit  reinem  Eisen  abzüglich  einer  geringen  Aus¬ 
fuhr  auf  12  130  389  t  stellte.  Wenn  Großbritannien 
schon  in  Friedenszeiten  nicht  in  dem  Maße  vora 
ausländischen  Erzbezug  abhängig  war,  wie 
Deutschland,  so  traf  auch  der  Krieg  die  englische 
Eisenindustrie  nicht  in  demselben  Grade,  denn 
England  standen  sowohl  reichlichere  Bezugsge¬ 
biete  als  auch  mehr  Schiffsraum  zur  Verfügung. 
Fast  unabhängig  vom  Auslande  hinsichtlich  der 
Eisenerzversorgung  sind  die  Vereinigten  Staaten, 
die  im  Jahre  1913  bei  einer  eigenen  Förderung 
von  35  188  823' t  Eiseninhalt  nur  1  513  946  t  ein¬ 
zuführen  brauchten,  wovon  der  größte  Teil  aus 
Amerika  selbst  stammte.  Nur  242  387  t  entfielen 
auf  schwedisches  Eisenerz. 


ländischen  Erze  von  weit  höherem  Eisengehalt 
waren  als  die  einheimischen,  durchschnittlich  53%, 
so  betrug  der  Anteil  der  Einfuhr  an  der  Versor¬ 
gung  mit  Eisen  über  40%.  Als  Lieferanten 
kamen  für  Deutschland  vor  allem  Schweden,  Spa- 
nien  und  Frankreich  in  Betracht.  Während  der 
Verkehr  mit  Schweden  auch  im  Kriege  notdürftig 
aufrecht  erhalten  werden  konnte,  fiel  der  Bezug 
spanischer  und  französischer  Erze  für  uns  voll¬ 
ständig  aus.  Dagegen  konnte  Großbritannien  die 
spanischen  Lager  zu  seiner  Versorgung  heran¬ 
ziehen.  Der  Transport  vollzog  sich  meist  auf 
Schiffen,  die  von  England  Kohle  nach  Südfrank¬ 
reich  brachten  und  sich  verpflichten  mußten,  auf 
der  Rückreise  spanisches  Erz  nach  England  zu 
bringen.  Vor  dem  Kriege  betrug  die  Einfuhr 
Großbritanniens  an  Eisenerz  der  Menge  nach 

7  424  239  t,  dem  Eiseninhalt  nach  3  904  510  t.  Dem 
stand  eine  Förderung  gegenüber  in  Höhe  von 

8  257  032  t  Eiseninhalt,  sodaß  sich  die  Versorgung 


Die  Verschiedenheit  in  der  Versorgung  mit 
Rohstoffen  mußte  notwendigerweise  bei  den  ein¬ 
zelnen  Ländern  verschiedene  Wirkung  auf  die 
Preise  der  Rohstoffe  und  damit  auch  auf  die  Pro¬ 
duktionskosten  ausüben.  Daß  die  deutschen  Preise 
entsprechend  der  fast  vollständigen  Unterbin¬ 
dung  des  Auslandsbezuges  nicht  noch  gewalti¬ 
ger  gestiegen  sind,  ist  dem  Umstande  zuzuschrei¬ 
ben,  daß  die  Rohstoffbewirtschaftung  in  Deutsch¬ 
land  fast  geschlossen  in  einigen  großen  Verbänden 
.zusammengefaßt  ist,  sodaß  sich  fürs  erste  sogar 
eine  behördliche  Preisregelung  erübrigte. 

d)  Das  Vorhandensein  brauchbarer  Betriebs¬ 
anlagen. 

Von  großem  Gewicht  für  die  Preisbildung 
waren  besonders  in  der  ersten  Zeit  die  Betriebs¬ 
kosten,  da  die  Werke  zum  großen  Teil  auf  die 
Erzeugung  von  Kriegsbedarf  umgestellt  werden 
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mußten.  In  den  Vereinigten  Staaten  war  diese 
Frage  nicht  so  schwerwiegend,  da  die  amerika¬ 
nische  Industrie  Zeit  hatte,  sich  der  Nachfrage 
der  Entente  anzupassen.  Dagegen  mußten  Deutsch¬ 
land  und  Großbritannien  bemüht  sein,  in  kürzester 
Zeit  die  Möglichkeiten  einer  ausreichenden  Ver¬ 
sorgung  mit  Kriegsmaterial  zu  schaffen.  Dank  der 
vorzüglichen  Einrichtung  der  deutschen  Betriebe, 
die  jede  neueste  Errungenschaft  der  Technik  und 
Organisation  unverzüglich  sich  zu  eigen  gemacht 
hatten,  ging  die  Umstellung  auf  die  Erzeugung  von 
Meeresbedarf  in  Deutschland  verhältnismäßig  rasch 
und  ohne  allzugroße  Kosten  vor  sich.  In  England 
dagegen,  wo  die  Unternehmer  nach  dem  großen 
Aufschwung  der  letzten  Jahrzehnte  des  vergange¬ 
nen  Jahrhunderts  teilweise  den  Ansporn  zu  wei¬ 
terem  Fortschritt  verloren  hatten,  war  eine  Um¬ 
stellung  der  Werke  vielfach  nicht  möglich,  sodaß 
die  Errichtung  völlig  neuer  Anlagen  nötig  wurde. 
Allerdings  wurden  diese  Kosten  zum  großen  Teil 
von  der  Regierung  übernommen,  sodaß  sie  in  den 
Preisen  nicht  in  dem  starken  Maße  zum  Ausdruck 
kamen. 

Nicht  nur  die  mehr  oder  minder  entwickelte 
technische  Einrichtung  der  Betriebe  bestimmte  zum 
Teil  die  Möhe  der  Produktionskosten,  auch  die 
Verschiedenheit  der  Organisation  war  nicht  ohne 
Einfluß  auf  die  Preise.  Deutschland  war  auch  in 
dieser  Beziehung  günstiger  gestellt  als  Großbri¬ 
tannien,  da  die  gemischten  Werke,  die  in  England 
nur  selten  zu  finden  sind,  den  Bezug  von  Roh- 
und  Halbfabrikaten  erleichtern  und  häufig  die 
Ausschaltung  von  Händlergewinnen  erlauben.  In¬ 
wiefern  das  Vorhandensein  von  Syndikaten  und 
Kartellen  die  Preisentwickelung  beeinflußt  hat,  soll 
in  einem  späteren  Zusammenhang  erörtert  werden. 

e)  Die  Arbeiterverhältnisse. 

Als  letzter  Bestandteil  der  Produktionskosten 
sind  noch  die  reinen  Arbeitskosten  zu  erwähnen, 
die  gerade  im  Kriege  von  ausschlaggebender  Be¬ 
deutung  für  viele  Industrien  wurden.  Hinsichtlich 
der  Beschaffung  von  Arbeitskräften  nimmt  wie¬ 
derum  Amerika  eine  besondere  Stellung  ein,  inso¬ 
fern,  als  es  die  ersten  Kriegsjahre  hindurch  nicht 
mit  Einziehungen  seiner  Arbeiter  zum  Heeres¬ 
dienst  zu  rechnen  brauchte.  Eine  Beschränkung 
der  Arbeiterzahl  trat  nur  insofern  ein,  als  die 
europäische  Einwanderung  sehr  bald  bis  auf  einen 
geringen  Rest  fortfiel  und  die  Vereinigten  Staaten 
durch  ein  Gesetz  der  Einwanderung  gelber  Arbei¬ 
ter  Schranken  zogen.  In  Deutschland  und  England 
dagegen  gereichte  der  Arbeitermangel  infolge  der 
zahlreichen  Einstellungen  in  den  Heeresdienst  von 
Anfang  des  Krieges  an  zu  schwerer  Beeinträchti¬ 
gung  der  Leistungsfähigkeit.  Nicht  nur  war  es  den 
Werken  in  den  meisten  Fällen  nicht  möglich,  den 
Betrieb  im  vollen  Umfange  aufrecht  zu  erhalten, 


auch  da,  wo  die  eingezogenen  Arbeiter  durch 
Frauen  oder  kriegsunfähige  Kräfte  ersetzt  wurden, 
war  die  frühere  Leistung  nicht  zu  erreichen.  Da¬ 
bei  mußten  die  minder  leistungsfähigen  Kräfte,  mit 
denen  die  Industrie  zu  arbeiten  gezwungen  war, 
in  den  meisten  Fällen  sogar  höher  entlohnt  wer¬ 
den,  als  es  in  Friedenszeiten  der  Fall  war.  Den 
ganzen  Krieg  Überbestand  die  Spannung  zwischen 
Arbeitnehmern  und  Arbeitgebern  und  der  Kampf 
um  höhere  Löhne.  Wenn  auch  zuzugeben  ist,  daß 
die  höheren  Preise  vor  allem  der  Lebensmittel 
eine  bessere  Bezahlung  der  Arbeiter  erforderten,  so 
entspricht  andererseits  ^nur  ein  geringer  Teil  der 
Lohnsteigerung  der  Verteuerung  des  Lebensunter¬ 
halts.  Im  letzten  Grunde  war  es  bei  der  Arbeiter¬ 
schaft  von  einem  gewissen  Punkte  an,  das  Bestre¬ 
ben  nach  dem  Beispiel  so  mancher  Unternehmer 
auch  ihrerseits  die  Kriegskonjunktur  auszunutzen 
und  bei  dem  Mangel  an  gelernten  Arbeitern  den 
Preis  der  Arbeit,  den  Lohn,  in  die  Höhe  zu  trei¬ 
ben.  Daß  diese  Löhne  bald  in  gar  keinem  Ver¬ 
hältnis  mehr  zur  Leistung  standen  und  Unter¬ 
schiede  in  der  Bezahlung  der  einzelnen  Arbeiter 
fast  gänzlich  schwanden,  war  eine  natürliche 
Folge.  Die  Unternehmer  konnten  sich  den  Lohn¬ 
forderungen  meist  nicht  verschließen,  da  ihnen  aus 
den  damit  verbundenen  Streiks  weit  größere 
Nachteile  erwuchsen,  andererseits  hatten  sie  auch 
kein  besonderess  Interesse  an  der  Niedrighaltung 
der  Löhne,  solange  die  Preise  ihrer  Produkte 
ihrem  eigenen  Ermessen  überlassen  waren.  Die 
Heeresverwaltung,  die  ja  Hauptabnehmer  der 
Eisenindustrie  war,  zahlte  jeden  Preis  und  die 
ausreichende  Versorgung  mit  Kriegsmaterial 
mußte  die  erste  Sorge  sein.  In  England  nahm  die 
Streikbewegung  besonders  heftigen  Charakter  an, 
die  jedesmal  beträchtliche  Lohnsteigerungen  im 
Gefolge  hatte. 

Um  den  drückenden  Mangel  an  Arbeitskräften 
abzuhelfen  und  die  Versorgung  der  Heeresverwal¬ 
tung  sicherzustellen,  wurde  im  Herbst  1916  durch 
das  Hilfsdienstgesetz  in  Deutschland  die  Arbeits¬ 
pflicht  für  alle  arbeitsfähigen  männlichen  Personen 
zwischen  17  und  60  Jahren  eingeführt  und  zwar 
sollten  in  erster  Linie  diejenigen  Betriebe  mit  Ar¬ 
beitern  versorgt  werden,  die  an  der  Munitions¬ 
beschaffung  beteiligt  waren.  Durch  die  Bestim¬ 
mung  über  den  Abkehrschein  war  es  nun  den  Ar¬ 
beitern  erschwert,  auf  Grund  bloßer  ungerecht¬ 
fertigter  Lohnforderungen  ihre  Arbeitsstätte  zu 
wechseln.  Den  Unternehmern  war  indessen  da¬ 
mit  nicht  sehr  viel  geholfen,  denn  bei  Verweige¬ 
rung  der  Entlassung  hatte  es  der  Arbeiter  immer 
in  der  Hand,  durch  sein  Verhalten  bei  der  Arbeit 
seine  Entlassung  zu  erzwingen.  Auch  war  der 
Steigerung  der  Löhne  mit  dieser  Maßnahme  durch¬ 
aus  kein  Riegel  vorgeschoben.  Sogar  die  Ge¬ 
werkschaften,  die  doch  teilweise  zu  der  richtigen 
Erkenntnis  gekommen  waren,  daß  die  ungesunde 


Entwickelung  der  Arbeiterlöhne  für  die  Zukunft 
die  schwersten  Folgen  nach  sich  ziehen  müsse, 
unterstützten  oftmals  die  Lohnforderungen  der 
Arbeiterschaft,  da  sie  darin  das  einzige  Mittel 
sahen,  die  Streikgefahr  und  die  Unzufriedenheit 
der  Arbeiter  zu  unterdrücken. 

f)  Die  Einschränkung  der  Erzeugung. 

Wenn  also  schon  die  Produktionskosten  der 
Eisenindustrie  infolge  der  Verteuerung  der  Roh¬ 
stoffe  und  der  Steigerung  der  Arbeitslöhne  eine 
ganz  gewaltige  Zunahme  erfahren  hatten,  so 
wurde  die  Tendenz  zur  Preissteigerung  der  Eisen- 
und  Stahlerzeugnisse  noch  erheblich  vermehrt 
durch  die  Verringerung  des  Angebotes  auf  der 


folge  der  mangelhaften  Versorgung  mit  Erz  und 
Brennstoffen.  Die  Erzeugung  verseht^  sich  in¬ 
dessen  in  der  Weise,  daß  auf  Kosten  von  Puddel- 
und  Gießerei-Roheisen  mehr  Wert  auf  die  Her¬ 
stellung  von  Haematit  und  basischem  Roheisen 
gelegt  wurde.  Infolgedessen  war  es  möglich,  die 
Flußstahlerzeugung  so  zu  steigern,  daß  sie  im 
Jahre  1916  sogar  die  Roheisenerzeugung  über¬ 
traf,  was  dem  ausgedehnten  Verbrauch  von 
Schrott  zuzuschreiben  ist,  Jedenfalls  hatte  die 
Flußstahlerzeugung  während  des  ganzen  Krieges 
keinen  Rückschlag  zu  verzeichnen.  Dagegen  litt 
die  deutsche  Eisen-  und  Stahlindustrie  ständig 
unter  der  Abnahme  der  Roheisenerzeugung,  die 
im  Jahre  1914  ihren  tiefsten  Stand  erreichte  und 
auch  seitdem  mit  geringen  Zunahmen  längst  nicht 
die  Menge  des  Jahres  1913  zu  erreichen  ver- 


einen  und  die  Steigerung  der  Nachfrage  auf  der 
anderen  Seite.  Nur  in  den  Vereinigten  Staaten 
war  es  möglich,  die  Leistungsfähigkeit  der  Eisen- 
und  Stahlwerke  zum  mindesten  auf  gleicher 
Höhe  zu  halten  wie  vor  dem  Kriege,  wenn  nicht 
sogar  erheblich  zu  steigern.  Ihre  Roheisen-Er¬ 
zeugung  erreichte  schon  im  Jahre  1915  fast  die 
Höhe  des  letzten  Friedensjahres  und  hat  sie  seit¬ 
dem  weit  übertroffen.  Verhältnismäßig  noch  stär¬ 
ker  war  die  Zunahme  der  Flußstahlerzeugung  und 
auch  die  Herstellung  von  Walzwerkerzeugnissen 
wurde  dem  Bedarf  vollkommen  gerecht.  Auf  die 
Verminderung  der  Leistungsfähigkeit  ist  also  die 
ungeheure  Preissteigerung  in  Amerika  nicht  zu¬ 
rückzuführen,  dagegen  konnte  selbst  bei  gesteiger¬ 
ter  Produktion  der  gewaltigen  Nachfrage  der 
Entente  nicht  entsprochen  werden.  England  und 
Deutschland  dagegen  vermochten  nicht  einmal 
das  Angebot  der  letzten  Friedensjahre  auf  den 
Markt  zu  bringen.  Trotzdem  in  Großbritannien 
die  Zahl  der  Hochöfen  ständig  vermehrt  wurde, 
war  es  doch  nicht  möglich,  die  Gewinnung  von 
Roheisen  auf  den  Friedensstand  zu  bringen  in¬ 


mochte.  Etwas  besser  stand  es  mit  der  Herstel¬ 
lung  von  Flußstahl,  aber  auch  hier  blieb  die  Ge¬ 
winnung  weit  hinter  dem  Jahre  1913  zurück. 

g)  Die  Versorgung  durch  die  Verbündeten 
und  Neutralen. 

Wenn  also  Deutschland  schon  in  seiner  ein¬ 
heimischen  Versorgung  so  stark  behindert  war, 
daß  es  dem  gesteigerten  Bedarf  nie  voll  entspre¬ 
chen  konnte,  so  fällt  noch  erschwerend  ins  Ge¬ 
wicht,  daß  es  auf  irgendwelche  Unterstützung 
vom  Auslande  nicht  rechnen  konnte.  Die  Ver¬ 
einigten  Staaten  waren  von  jeder  Einfuhr  unab¬ 
hängig  und  konnten  sogar  ihren  Verbündeten, 
England,  weitgehende  Unterstützung  angedeihen 
lassen.  England  mußte  zwar  erhebliche  Mengen 
an  Eisen-  und  Stahlerzeugnissen  an  Frankreich 
abgeben,  es  stand  ihm  jedoch  immer  die  Möglich¬ 
keit  offen,  seine  Ausfuhr  entsprechend  dem  grö¬ 
ßeren  eigenen  Bedarf  einzuschränken.  Wenn  je¬ 
doch  die  teilweise  Unterbindung  der  Einfuhr  in 
Großbritannien  eine  erhebliche  Verminderung  des 
Angebots  nicht  hervorrief,  so  mußten  doch  die 
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eingeführten  Waren  sehr  teuer  bezahlt  werden. 
Gegenüber  einem  Durchschnittswert  von  6,4  £ 
für  die  Tonne  Einfuhr  mußte  Großbritannien  im 
Jahre  1918  mehr  als  21  £  dafür  bezahlen. 

h)  Die  Transportverhältnisse. 

Die  regelmäßige  und  ausreichende  Versorgung 
des  Marktes  wurde  weiterhin  sehr  erschwert 
durch  die  Ungunst  der  Transportverhältnisse,  die 
in  Deutschland  durch  die  unmittelbare  Nähe  des 
Industriegebietes  beim  Kriegsschauplatz  hervorge¬ 
rufen  wurde.  Auch  in  Großbritannien  waren  die 
Eisenbahnstrecken  durch  Heerestransporte  stark 
in  Anspruch  genommen,  während  die  Küstenschiff¬ 
fahrt  durch  Minen  und  Unterseebootsgefahr  be¬ 
einträchtigt  war.  In  den  Vereinigten  Staaten  wurde 
die  Frage  der  Transportverhältnisse  ebenfalls 
dringend,  insofern,  als  die  privaten  Eisenbahnge¬ 
sellschaften  den  hohen  Ansprüchen,  die  die  rege 
Tätigkeit  der  Industrie  an  sie  stellte,  nicht  ge¬ 
wachsen  waren,  sodaß  eine  Besserung  erst  mit 
der  Uebernahme  in  staatliche  Verwaltung  eintrat. 

i)  Die  gesteigerte  Nachfrage. 

Die  Verringerung  oder  die  Unmöglichkeit,  die 
Leistungen  der  Eisen-  und  Stahlindustrie  zu  stei¬ 
gern,  mußte  natürlich  umso  schwerer  ins  Ge¬ 
wicht  fallen,  als  die  Nachfrage  nach  Eisen-  und 
Stahlerzeugnissen  den  Friedensbedarf  um  ein 
mehrfaches  übertraf.  Die  Versorgung  der  Heeres¬ 
verwaltung  mit  Kriegsmaterial  nahm  die  Kräfte 
der  Industrie  so  sehr  in  Anspruch,  daß  für  private 
Käufer  kaum  etwas  übrig  blieb.  Die  Vereinigten 
Staaten  stellten  ihre  Industrie  die  ersten  Kriegs¬ 
jahre  hindurch  in  den  Dienst  der  Entente,  erst  mit 
ihrem  Eintritt  in  den  Weltkrieg  wurde  auch  für 
sie  die  eigene  Versorgung  mit  Kriegsmaterial 
dringend.  England  und  Deutschland  dagegen  hat¬ 
ten  neben  dem  eigenen  ungeheuren  Verbrauch 
an  Kriegsmaterial  auch  noch  bedeutende  Mengen 
an  ihre  Verbündeten  abzugeben. 

k)  Die  Preispolitik  der  Unternehmer. 

Aus  den  bisher  angeführten  Unterschieden  in 
den  Produktionskosten,  sowie  in  Angebot  und 
Nachfrage  ergeben  sich  die  in  den  einzelnen  Län¬ 
dern  so  stark  voneinander  abweichenden  Preise, 
verstärkt  durch  die  Verschiedenheit  der  Preis¬ 
politik,  die  die  Unternehmer  befolgten.  Hier  ist 
es  wesentlich  die  Art  der  Absatzregelung,  die  zu 
berücksichtigen  ist.  In  Großbritannien  finden  wir 
vorwiegend  Einzelunternehmungen.  Nicht  nur  ist 
die  Herstellung  der  einzelnen  Erzeugnisse  meist 
räumlich  getrennt  —  es  fehlen  die  sogen,  gemisch¬ 


ten  Werke  — ,  sondern  auch  die  Fabrikanten 
einer  und  derselben  Produktionsstufe  stehen  nur 
selten  in  Verbindung  miteinander  hinsichtlich  der 
Regelung  von  Produktion  und  Absatz.  Die  Ent¬ 
stehung  von  Kartellen  und  Syndikaten  wird  in 
England  erschwert  durch  das  Gesetz,  das  die 
Verbände  „zur  Einschränkung  der  Gewerbefrei¬ 
freiheit“  sehr,  streng  behandelt.  Andererseits 
mangelt  auch  dem  individualistisch  gerichteten 
englischen  Unternehmen  vor  vornherein  das  Be¬ 
streben,  sich  mit  anderen  zusammenzuschließen 
und  endlich  fehlt  der  englischen  Eisenindustrie  der 
Schutzzoll,  der  eine  wesentliche  Voraussetzung 
zur  Bildung  von  Kartellen  ist.  Auch  in  den  Ver¬ 
einigten  Staaten  arbeitete  die  Gesetzgebung  gegen 
die  Entstehung  von  Kartellen,  die  Industriellen 
wußten  sich  aber  durch  das  Mittel  der  Trusts, 
die  dem  Verbote  nicht  unterstehen,  die  gleichen 
Vorteile  zu  verschaffen.  Die  Trusts  stellen  viel¬ 
mehr  eine  noch  weit  geschlossenere  Vereinigung 
dar  und  sind  in  ihrem  Vorgehen  mit  größerer 
Stoßkraft  ausgestattet,  da  den  einzelnen  Unter¬ 
nehmungen  innerhalb  des  Trusts  jede  Selbstän¬ 
digkeit  genommen  ist.  In  Deutschland  dagegen  ist 
die  eigentliche  Form  der  Kartelle  und  Syndikate 
zu  größter  Ausdehnung  in  der  Eisen-  und  Stahl¬ 
industrie  gediehen,  da  die  deutsche  Rechtsprechung, 
den  Standpunkt  vertritt,  daß  grundsätzlich  Kar¬ 
telle  weder  gegen  die  guten  Sitten,  noch  gegen 
das  Prinzip  der  Gewerbefreiheit  verstoßen.  Die 
Vereinigung  von  Fabrikanten  gleicher  Gewerbe 
soll  dem  Zwecke  dienen,  „einen  Gewerbebetrieb 
durch  Schutz  gegen  Entwertung  der  Gewerbs- 
erzeugnisse  und  die  sonstigen,  aus  Preisunter¬ 
bietungen  Einzelner  hervorgehenden  Nachteile 
lebensfähig  zu  erhalten.“  Die  vollkommenste 
Form  des  Kartells  ist  diejenige,  wo  die  Erzeugung 
der  einzelnen  Werke  kontingentiert  und  das  Ver¬ 
kaufsgeschäft  im  Syndikat  einheitlich  zusammen¬ 
gefaßt  ist.  So  lange  die  Preisverabredungen 
nicht  zum  Schaden  der  Konsumenten  in  eine  Aus¬ 
nutzung  der  Monopolstellung  ausarten,  ist  ihr 
volkswirtschaftlicher  Nutzen,  der  in  der  Gleich¬ 
mäßigkeit  der  Preisstellung  besteht,  nicht  zu  unter¬ 
schätzen.  Wenn  man  die  Preisentwickelung  glei¬ 
cher  Erzeugnisse  in  den  deutschen  Syndikaten 
mit  der  freidn  Preisbildung  auf  dem  Auslands¬ 
markt  vergleicht,  so  erkennt  man  leicht  den  Vor¬ 
teil,  der  der  deutschen  Industrie  sowie  den  Ver¬ 
brauchern  aus  der  Vermeidung  der  Marktschwan¬ 
kungen  erwachsen  mußte. 

Das  Rheinisch-Westfälische  Kohlensyndikat, 
das  in  seiner  jetzigen  Gestalt  seit  dem  Jahre 
1903  besteht,  umfaßt  mit  geringen  Ausnahmen  die 
gesamte  Förderung  des  Dortmunder  Kohlenbezirks 
und  ist  somit  ausschlaggebend  für  die  Versor¬ 
gung  der  Eisenindustrie  in  Rheinland-Westfalen. 
Betrachtet  man  die  Kurve  des  Kokspreises,  wie 
er  sich  während  des  Krieges  entwickelt  hat,  so 
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läßt  sich  bis  zu  Ende  des  Jahres  1917  eine  außer¬ 
ordentlich  maßvolle  Bewegung  feststellen.  Eng¬ 
lischer  Hochofenkoks,  Middlesbrough,  und  deut¬ 
scher  Hochofenkoks,  Rheinland, Westfalen,  sind  in 
der  Qualität  etwa  gleichwertig:  Die  verschiedene 
Entwickelung  des  deutschen  Syndikatspreises  und 
des  freien  Preises  auf  dem  englischen  Markt 
zeigte  sich  schon  bei  der  Hochkonjunktur,  deren 
Aufwärtsbewegung  deutscher  Koks  bei  weitem 
nicht  in  dem  Maße  folgte,  wie  das  englische  Er¬ 
zeugnis.  Infolgedessen  war  das  Kohlensyndikat 
auch  nicht  genötigt,  beim  Nachlassen  der  Kon¬ 
junktur  seine  Preise  herabzusetzen  und  konnte  so 
seinen  Abnehmern  eine  gleichmäßige  Versorgung 


Kohlenbergbaues  drohte  und  von  da  ab  stets  ein 
wachsames  Auge  auf  den  Kohlenmarkt  hatte. 
Die  Vereinigten  Staaten  waren  in  ihrer  Preis¬ 
bildung  stets  von  dem  englischen  Markt  als  ihrem 
Hauptabnehmer  abhängig,  sodaß  sich  zuerst  der 
Einfluß  staatlicher  Eingriffe  auch  bei  den  ame¬ 
rikanischen  Preisen  nachweisen  läßt.  Als  jedoch 
die  Nachfrage  nach  amerikanischem  Koks  über¬ 
aus  dringend  wurde,  konnte  auch  der  englische 
Höchstpreis  eine  sprunghafte  Aufwärtsbewegung 
des  amerikanischen  Preises  nicht  mehr  verhin¬ 
dern,  die  bis  zur  Einführung  von  Höchstpreisen 
in  den  Vereinigten  Staaten  anhielt.  Dagegen  ließ 
die  Preispolitik  des  deutschen  Kohlensyndikats 


bieten.  Der  Kriegsausbruch  hatte  vorerst  nur 
geringen  Einfluß  auf  die  Preisbildung,  da  alle 
drei  Länder  mit  Kohlen  reichlich  versehen  wa¬ 
ren.  Während  aber  in  Großbritannien  schon  An¬ 
fang  1915  eine  ganz  erhebliche  Aufwärtsbewe¬ 
gung  einsetzte  auf  Grund  steigender  Arbeitslöhne 
und  sonstiger  Gestehungskosten,  ist  in  Deutsch¬ 
land  vielmehr  eine  Herabsezung  des  Kokspreises 
zu  verzeichnen.  Der  Grund  dafür  - lag  in  dem 
Bestreben  des  Kohlensyndikats,  den  Koksver¬ 
brauch  zu  steigern,  um  auf  diese  Weise  eine 
Vermehrung  der  Nebenprodukte  zu  ermöglichen. 
In  Großbritannien  hatte  die  rasche  Preissteige¬ 
rung  den  Erfolg,  daß  die  Regierung  schon  im 
Sommer  1915  mit  staatlicher  Beaufsichtigung  des 


direkte  staatliche  Eingriffe  in  die  Preisfestsetzung 
vermeiden,  wenn  auch  eine  Verständigung  zwi¬ 
schen  Kartell  und  Regierung  bestand.  Bis  zu 
Ende  des  Jahres  1917  hielt  sich  der  deutsche 
Preis  weit  unter  dem  des  englischen  Erzeugnisses 
und  auch  seitdem  ist  der  höhere  Zuschlag  allein 
auf  Kosten  der  deutschen  Kohlensteuer  zu  setzen. 
Dazu  kam  noch  zu  gleicher  Zeit  die  Verkehrs¬ 
steuer  sowie  die  Aufhebung  der  Frachtvergün¬ 
stigung.  Trotzdem  wäre  der  deutsche  Koks  ab¬ 
züglich  der  Kohlensteuer  auch  Ende  1918  noch 
billiger  als  der  englische  gewesen. 

Auch  für  deutsches  Roheisen  war  die  Preis¬ 
bildung  dem  freien  Markt  entzogen  und  im  Roh¬ 
eisenverband  einheitlich  zusammengefaßt.  Erst 
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zu  Beginn  des  Jahres1  1914  paßte  dieser  seine 
Verkaufspreise  der  Marktlage  an,  jedoch  be¬ 
stand  auch  dann  noch  zwischen  den  deutschen 
Syndikatspreisen  und  den  amerikanischen  Roh¬ 
eisenpreisen  ein  Unterschied  von  10 — 20  Mk.  für 
die  Tonne,  während  alle  drei  Sorten  zu  Anfang 
des  Jahres  1913  einen  fast  gleichen  Preis  erzielt 
hatten.  Die  Entwickelung  der  englischen  und 
amerikanischen  Preise  vollzieht  sich  von  Herbst 
.1914  ab  in  steigender  Richtung  bis  zum  Früh¬ 
jahr  1915  zu,  wo  die  Einführung  der  englischen 
Höchstpreise  auch  in  den  Vereinigten  Staaten  für 
kurze  Zeit  einen  Rückschlag  hervorrief.  Die 
englische  Regierung  hat  den  Höchstpreis  für 
Roheisen  von  Anfang  1916  bis  Ende  des  Krieges 
nur  um  insgesamt  5  sh  für  die  Tonne  erhöht. 
Es  ist  jedoch  zu  berücksichtigen,  daß  sie  ande¬ 
rerseits  den  Hochofenwerken  einen  Produktions¬ 
zuschuß  von  20  Mk.  für  die  Tonne  zahlte.  Der 
deutsche  Roheisenverband  war  in  der  ersten 
Kriegszeit  ziemlich  leicht  zu  Preiserhöhungen  be¬ 
reit.  Die  Umstellung  auf  den  Kriegsbedarf  und 
die  Einschränkung  der  Erzeugung  hatten  eine 
Steigerung  des  Preises  im  Gefolge,  die  im  Som¬ 
mer  1915  fast  30%  des  letzten  Friedenspreises 
erreicht  hatte.  Da  es  bald  darauf  gelang,  die 
Gewinnung  von  Roheisen  zu  vermehren  und  da 
auch  die  Regierung  Einfluß  auf  die  Preisbildung 
zu  gewinnen  suchte,  so  blieb  das  Jahr  1916  von 
Preissteigerungen  fast  gänzlich  verschont.  Die 
künstlich  erzwungene  Gleichmäßigkeit  der  Preise 
entsprach  jedoch  nicht  dem  tatsächlichen  Ver¬ 
hältnis  von  Angebot  und  Nachfrage,  sodaß  als 
Ausgleich  eine  Erhöhung  des  Preises  um  25  Mk. 
im  Januar  1917  unvermeidlich  war  ,der  im  Mai 
nochmals  ein  geringer  Aufschlag  folgte.  Auch 
nachdem  im  Einverständnis  mit  den  Industriellen 
vom  Deutschen  Stahlbund  Höchstpreise  festge¬ 
setzt  worden  waren,  kamen  die  Roheisenpreise 
nicht  zur  Ruhe.  Da  die  Herstellung  im  Laufe  des 
Jahres  1918  immer  größeren  Schwierigkeiten  be¬ 
gegnete,  die  Nachfrage  dagegen  unvermindert 
stark  blieb,  so  mußte  der  Roheisenverband  noch¬ 
mals  eine  erhebliche  Steigerung  seiner  Preise 
vornehmen.  Mit  einem  Preise  von  156  Mk.  für 
die  Tonne  stand  deutsches  Gießereiroheisen  da¬ 
mals  etwa  auf  gleicher  Stufe  mit  dem  amerika¬ 
nischen  Erzeugnis,  das  sich  zu  Ende  1918  noch 
weiter  verteuerte,  während  englisches  Eisen  mit 
95  Mk.  weit  dahinter  zurückblieb. 

Trotzdem  in  Deutschland  und  den  Vereinig¬ 
ten  Staaten  die  Herstellung  von  Roheisen  mit 
weit  höheren  Kosten  verbunden  war  als  in  Eng¬ 
land,  so  verlief  doch  für  alle  drei  Länder  die 
Entwickelung  des  Halbzeugpreises  in  einer  Linie, 
die  zu  Ende  1918  einen  gleichen  Preis  ergab. 
Die  englischen  und  amerikanischen  Preise  hatten 
sich  im  Jahre  1913  dem  deutschen  Halbzeugpreis, 
wie  er  vom  Stahlwerksverband  festgesetzt  wor¬ 


den  war,  fast  vollständig  angepaßt.  Während 
sich  indessen  die  amerikanischen  Knüppel  bis 
Anfang  1916  noch  unter  den  deutschen  Preisen 
hielten,  die  sich  allmählich  auf  115  Mk.  für  die 
Tonne  gesteigert  hatten,  zahlte  man  für  eng¬ 
lisches  Halbzeug  um  diese  Zeit  schon  250  Mk. 
Die  Regierung  setzte  einen  Preis  von  207  Mk. 
für  die  Tonne  fest  und  sorgte  dafür,  daß  er  bis 
Kriegsende  unverändert  eingehalten  wurde.  In 
allmählicher  Entwickelung  erreichte  auch  das 
deutsche  Erzeugnis  zu  Ende  1917  einen  Preis  von 

202.50  Mk.,  die  Vereinigten  Staaten  dagegen 
konnten  nur  jdurch  eine  gewaltige  Herabsetzung 
des  auf  420  Mk.  gestiegenen  Preises  im  Septem¬ 
ber  1917  zu  einem  ähnlichen  Höchstpreis  von 

199.50  Mk.  gelangen. 

Während  Deutschland  in  denjenigen  Erzeug¬ 
nissen,  für  die  Syndikate  bestanden,  eine  Sonder¬ 
stellung  auf  dem  Weltmarkt  hinsichtlich  seiner 
Preisbildung  eingenommen  hatte,  kann  man  an¬ 
dererseits  genau  feststellen,  daß  die  Entwicklung 
der  auf  dem  freien  Markt  sich  bildenden  Preise 
vor  dem  Kriege  den  gleichen  Gesetzen  folgte. 
Deutsches  Stabeisen  machte  zu  Anfang  1913  den 
gleichen  Rückgang  mit,  wie  amerikanisches  und 
englisches  Stabeisen,  von  welchem  letzteren  es 
nur  durch  den  Unterschied  der  Qualität  im 
Preise  verschieden  war.  Ganz  gleichmäßig  verlief 
auch  die  sofortige  Preissteigerung  bei  Kriegs¬ 
ausbruch  in  England  und  Deutschland,  während 
die  Vereinigten  Staaten  sich  nach  einem  kurzen 
Rückgang  allmählicher  der  Kriegskonjunktur  an¬ 
paßten,  indessen  schon  im  Winter  1915  den  deut¬ 
schen  Preis  überflügelten.  Zu  gleicher  Zeit  mit 
der  englischen  Höchstpreisfestsetzung  trat  auch 
in  Deutschland  eine  Beruhigung  der  Marktlage 
ein,  während  in  Amerika  ein  Preissturz  erfolgte, 
der  aber  nicht  zu  verhindern  vermochte,  daß  der 
amerikanische  Preis  im  Jahre  1917  auch  das 
englische  Erzeugnis  weit  übertraf.  Die  Höchst¬ 
preise,  die  im  Jahre  1918  in  allen  drei  Ländern 
eingeführt  waren,  stellten  das  Verhältnis  der 
Preise  wieder  in  der  Weise  her,  wie  es  vor  dem 
Kriege  bestanden  hatte. 

Die  gleiche  Entwickelung  treffen  wir  auf  dem 
Blechmarkt  an,  der  auch  in  Deutschland  seinen 
Preis  im  Zusammenhang  mit  dem  Weltmarkt¬ 
preis  bildete.  Die  vielfachen  Nachteile,  die  sich 
aus  der  schwankenden  Preisentwickelung  für  die 
Hersteller  selbst  ergaben,  veranlaßte  indessen 
die  deutschen  Fabrikanten  während  des  Krieges 
sowohl  im  Inlandshandel  wie  für  das  Ausfuhr¬ 
geschäft  zu  Verbänden  zusammenzuschließen. 
Ganz  ungemein  war  die  Steigerung  der  Blech¬ 
preise  ih  den  Vereinigten  Staaten,  veranlaßt 
durch  den  starken  Bedarf  der  Japaner.  In  Groß¬ 
britannien  dagegen  blieb  der  von  der  Regierung 
festgesetzte  Höchstpreis  von  April  1916  bis 
Kriegsende  unverändert  bestehen. 


1.  Die  Preispolitik  der  Regierungen. 

Die  Stellung,  die  die  Regierung  zu  der  Ent¬ 
wickelung  der  Eisen-  und  Stahlpreise  in  den  ein¬ 
zelnen  Ländern  grundsätzlich  einnahm,  war  sehr 
verschieden.  Zuerst  einmal '  ist  ein  Unterschied 
zu  machen  zwischen  Großbritannien  und  Deutsch¬ 
land  einerseits  und  den  Vereinigten  Staaten  an¬ 
dererseits,  wenigstens  solange  diese  noch  nicht 
selbst  in  den  Weltkrieg  eingetreten  waren.  Die 
Vereinigten  Staaten  arbeiteten  von  Kriegsaus- 


nicht  wohl  überschritten  werden  dijrfcfe.  Als  da¬ 
her  in  den  Vereinigten  Staaten  die  Preise  der 
Brennstoffe  sich  übermäßig  verteuern  drohten 
und  damit  die  Produktionskosten  der  Eisen-  und 
Stahlindustrie  eine  Schmälerung  des  Gewinnes 
befürchten  ließen,  nahm  sich  die  Regierung  selbst 
der  Sache  der  Industrie  an.  Die  Erwägungen 
einer  etwaigen  Einführung  von  Höchstpreisen  hat¬ 
ten  den  Erfolg,  daß  im  März  1917  der  Kokspreis 
von  40  Mk.  auf  31  Mk.  für  die  Tonne  sank.  Als 
jedoch  tatsächlich  keine  einschneidenden  Maß¬ 


bruch  an  für  die  Versorgung  der  Entente,  deren 
Bedarf  von  Ende  1915  an  ausschlaggebend  für 
die  Richtung  der  amerikanischen  Produktion 
wurde.  Für  die  amerikanische  Eisenindustrie  be¬ 
deuteten  die  ersten  Kriegsjahre  •  eine  Hochkon¬ 
junktur,  wie  sie  in  den  letzten  Jahrzehnten  nicht 
dagewesen  war,  da  die  Verbündeten  die  einge¬ 
führten  Erzeugnisse  ziemliph  teuer  bezahlen  muß¬ 
ten.  Immerhin  standen  die  amerikanischen  Preise 
in  einem  gewissen  Zusammenhang  mit  den  eng¬ 
lischen  Preisen,  sodaß  eine  bestimmte  Grenze 


nahmen  ergriffen  wurden,  und  im  Mai  1917  die 
Kriegserklärung  an  Deutschland  erfolgte,  suchten 
die  Grubenbesitzer  schnell  noch  einen  möglichst 
hohen  Gewinn  herauszuschlagen.  Daher  bedeu¬ 
tete  die  endliche  Festsetzung  von  Höchstpreisen, 
die  im  September  J.917  auf  Grund  der*  Food, 
Feed  and  Fuel  Bill  erfolgte,  eine  Herabsetzung 
um  fast  60%.  Durch  Regelung  des  gesamten 
Kohlenabsatzes  in  einer  behördlichen  Vertriebs¬ 
stelle  gelang  es,  den  Preis  für  Koks  von  Herbst 
1917  bis  Kriegsende  vor  Steigerung  zu  bewahren. 
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Während  die  Regierung  sich  genötigt  gesehen 
hatte,  die  Preisbildung  der  Brennstoffe  gesetzlich 
zu  beschränken,  versuchte  sie  auf  dem  Gebiete 
der  Eisen-  und .  Stahlerzeugnisse  den  Weg  fried¬ 
licher  Vereinbarung  zu  beschreiten.  Für  Stahl 
hatte  sich  die  Regierung  Vorzugspreise  ausbedun¬ 
gen,  die  erheblich  unter  denjenigen  für  private 
Käufer  standen.  Indessen  waren  die  bestehenden 
Preise  so  hoch  geworden,  daß  sie  den  Preisen 
für  die  Verbündeten  füglich  nicht  mehr  zu  Grunde 
gelegt  werden  konnten.  Der  Präsident  erließ  da¬ 
her  einen  Aufruf,  in  dem  er  zur  Ermäßigung  des 
Preises  aufforderte.  Persönliche  Besprechungen 
zwischen  Regierungsvertretern  und  Industriellen 
hatten  im  September  das  Ergebnis,  daß  Höchst¬ 
preise  für  Eisen-  und  Stahlerzeugnisse  festgesetzt 
wurden,  unter  Vermeidung  des  Gesetzesweges. 
Die  Einheitlichkeit  der  Preisbildung,  die  von 
September  1917  ab  bei  allen  Erzeugnissen  zum 
Ausdruck  gelangt,  wurde  wesentlich  erleichtert 
durch  die  Uebernahme  der  Eisenbahnen  in  staat¬ 
liche  Verwaltung,  wodurch  die  Konkurrenz  der 
großen  Trusts  einen  ihrer  Stützpunkte  verlor. 

Für  die  Vereinigten  Staaten  wurde  die  Frage 
der  Preisbeschränkung  erst  von  Wichtigkeit,  als 
sie  sich  im  Jahre  1917  selbst  am  Kriege  beteilig¬ 
ten.  Großbritannien  und  Deutschland  dagegen 
mußten  von  Kriegsbeginn  an  darauf  sehen,  daß  die 
Versorgung  des  Heeres  und  der  Marine  in  aus¬ 
reichendem  Maße  vor  sich  ging,  ohne  daß  der 
Staat  mit  allzu  hohen  Kosten  belastet  wurde. 

Da  die  englische  Eisen-  und  Stahlindustrie  in 
Einzelwerke  zersplittert  war  und  die  Umstellung 
auf  die  Erzeugung  von  Heeresbedarf  für  die 
privaten  Unternehmer  oft  mit  allzu  großen  Kosten 
verbunden  war,  so  mußte  eine  einheitliche  Rege¬ 
lung  der  Produktion  von  der  Regierung  in  die 
Hand  genommen  werden.  Diese  tat  es  in  der 
Weise,  daß  sie  teils  neue  Werkstätten  einrichtete, 
in  denen  die  Herstellung  von  Kriegsmaterial  auf 
Staatskosten  vorgenommen  wurde,  teils  indem  sie 
die  vorhandenen  Anlagen  der  Aufsicht  des  Staa¬ 
tes  unterstellte  und  den  privatwirtschaftlichen 
Unternehmern  die  Stellung  von  Beamten  bei  einem 
gewissen  festen  Einkommen  sicherte.  Die  Ver¬ 
waltung  der  gesamten  Kriegsindustrie  lag  in  der 
Hand  des  Munitionsministeriums,  das  im  Mai  1915 
in$  Leben  gerufen  wurde.  Großbritannien  hatte 
sich  hiermit  eine  außerordentlich  straffe  Zentra¬ 
lisation  der  Heeresversorgung  in  der  Hand  des 
Staates  geschaffen. 

Auch  in  England  setzte  .die  staatliche  Rege¬ 
lung  zuerst  bei  der  Bewirtschaftung  der  Brenn¬ 
stoffe  ein.  Die  Androhung  der  staatlichen  Ueber- 
wachung  der  Förderung,  der  im  Juli  1915  das 
Kohlengrenzpreisgesetz  und  schon  im  Dezember 
desselben  Jahres  die  gesetzliche  Höchstpreisfest¬ 


setzung  folgte,  wurde  im  Jahre  1917  tatsächlich 
verwirklicht  durch  ein  Gesetz,  das  zwecks  rich¬ 
tiger  Verteilung  der  geförderten  Kohlenmenge  das. 
ganze  Land  in  eine  Anzahl  von  Kohlenversor¬ 
gungsgebieten  einteilte,  nachdem  schon  vorher  die 
zwangsweise  Verwaltung  einiger  Kohlengebiete 
durch  den  Staat  durchgeführt  worden  war.  Auch 
die  Förderung  einheimischen  Erzes,  sowie  die  Ein¬ 
fuhr  wurde  mit  der  Zeit  vollständig  dem  Muni¬ 
tionsministerium  unterstellt.  Naph  Einführung  der 
Höchstpreise,  die  für  Roheisen  schon  teilweise 
vom  Dezember  1915,  für  die  meisten  anderen  Er¬ 
zeugnisse  vom  April  1916  ab  Gültigkeit  besaßen, 
ist  es  der  englischen  Regierung  gelungen,  ohne  be¬ 
deutende  Erhöhungen  den  Preis  für  die  ganze 
Dauer  des  Krieges  festzuhalten.  Allerdings  befan¬ 
den  sich  die  Preise  damals  schon  auf  einer  Höhe, 
die  den  gestiegenen  Unkosten  und  der  dringenden 
Nachfrage  weit  voraus  geeilt  waren.  Außerdem 
hatte  die  englische  Eisen-  und  Stahlindustrie  in 
den  Auslandsverkäufen,  die  wesentlich  höhere 
Gewinne  einbrachten,  einen  guten  Ausgleich  für 
die  Preisbeschränkung  im  Inlande  gefunden.  Was 
den  englischen  Roheisenpreis  anbelangt,  so  ist  die 
Billigkeit  infolge  des  Produktionszuschiisses  der 
Regierung  nur  eine  scheinbare.  Der  Vorteil  der 
weitgehenden  Verstaatlichung  der  englischen 
Eisen-  und  Stahlindustrie,  liegt  darin,  daß  der 
Zwischenhandel  fast  gänzlich  ausgeschaltet  wurde 
und  daß  die  Produktion  ausschließlich  auf  die 
Befriedigung  des  Heeresbedarfs  zugeschnitten 
werden  konnte.  Da  die  englische  Steuerpolitik 
den  Grundsatz  verfolgte,  schon  während  des  Krie¬ 
ges  die  Staatsanleihen  zum  größten  Teil  zu  decken, 
so  war  es  von  geringer  Bedeutung,  ob  die  Aus¬ 
gaben  der  Regierung  etwas  höher  oder  niedriger 
waren.  Denn  daß  die  Produktionskosten  der 
staatlichen  Betriebe  höher  waren,  als  die  der  pri¬ 
vaten  Unternehmungen,  läßt  sich  leicht  nachwei- 
sen.  Außerdem  bedeutete  die  rasche  Zentralisa¬ 
tion  der  Industrie  einen  Zwang  für  das  freie  eng¬ 
lische  Unternehmertum,  ‘zu  dem  sich  die  Regie¬ 
rung  nur  in  der  größten  Not  entschlossen  hatte. 

Einen  Mittelweg  zwischen  bloßer  Verständigung 
von  Regierung  und  Industrie,  wie  es  in  den  Ver¬ 
einigten  Staaten  der  Fall  war  und  durchgreifender 
Verstaatlichung  wie  in  Großbritannien,  beschritt 
die  deutsche  Regierung.  Die  Vermeidung  völliger 
Verstaatlichung  wurde  ihr  ermöglicht  durch  die 
vorzügliche  technische  Einrichtung  der  Werke 
einerseits,  die  eine  Umstellung  der  Erzeugung 
ohne  Schwierigkeiten  und  ohne  bedeutende  Kosten 
vorzunehmen  erlaubte,  wie  andererseits  durch  das 
Vorhandensein  von.  Verbänden  auf  allen  Stufen 
der  Eisen-  und  Stahlproduktion,  wodurch  die  ein¬ 
heitliche  Zusammenfassung  der  Erzeugung  und  des 
Absatzes  vor  vornherein  schon  gegeben  war.  Es 
bedurfte  daher  nur  geringer  Einflußnahme  der  Re¬ 
gierung,  um  die  Preise  auf  einem  Stand  zu  halten, 
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der.  sowohl  den  Staatsbedarf  nicht  zu  sehr  be¬ 
lastete,  als  auch  die  privaten  Käufer,  soweit  sie 
berücksichtigt  werden  konnten,  vor  Uebervortei- 
lung  schützte.  Im  Gegensätze  zu  Großbritannien 
und  den  Vereinigten  Staaten,  wo  zuerst  eine  Rege¬ 
lung  der  Brennstoffpreise  vorgenommen  wurde, 
fand  in  Deutschland  eine  Höchstpreisfestsetzung 
für  Kohlen  und  Koks  nicht  statt.  Soweit  die  Re¬ 
gierung  die  Preisstellung  beeinflussen  zu  müssen 
glaubte,  geschah  dies  auf  dem  Wege  freiwilliger 
Vereinbarung  zwischen  ihr  und  dem  Rheinisch- 
Westfälischen  Kohlensyndikat.  Auch;  die  Preis- 
entwickelung  der  Eisen-  und  Stahlerzeugnissc 
selbst  suchte  man  zuerst  den  Verbänden  allein  zu 
überlassen,  wenn  auch  hier  von  Anfang  an  die 
Behörde  eine  gewisse  Aufsicht  ausübte.  Als  sich 
jedoch  der  Krieg  unerwartet  in  die  Länge  zog, 
sah  man  ein,  daß  eine  Entwickelung  in  demselben 
Maße  zu  unhaltbaren  Zuständen  führen  müsse  und 
daß  man  in  der  ersten  Kriegszeit  zü  freigebig  mit 
Preiserhöhungen  gewesen  war.  Als  daher  im 
Herbst  1916  eine  neue  Preissteigerung  für  fast 
sätfitliche  Erzeugnisse  geplant  war,  erhob  die  Re¬ 
gierung  Einspruch  und  erreichte  damit,  daß  die 
Preise  mehrere  Monate  hindurch  unverändert 
blieben.  Um  für  die  gesamte  Eisen-  und  Stahl¬ 
industrie  einheitliche  Bedingungen  zu  schaffen, 
schlossen  sich  im  Somme  r  1917  die  einzelnen  Ver¬ 
bände  im  deutschen  Stahlbund  zusammen,  der  im 
Einverständnis  mit  der  Regierung  Höchstpreise 
festsetzte.  Auf  diese  Art  blieb  den  einzelnen 
Werken  ihre  volle  Selbständigkeit  gewahrt,  die 
Beschränkungen  trafen  sie  nicht  härter  als  der 
Zwang,  dem  sie  sich  freiwillig  schon  vorher  in  den 
Verbänden  unterworfen  hatten.  Den  privaten  Un¬ 
ternehmern  blieb  die  Schaffensfreudigkeit  erhalten, 
sodaß  sie  für  die  ausreichende  Versorgung  des 
Heeres  mit  Anspannung  aller  Kräfte  sorgten.  Daß 
die  Preise  auch  bei  diesem  System  nicht  übör 
das  notwendige  Maß  hinausschritten,  zeigt  der 
Vergleich  mit  den  englischen  und  amerikanischen 
Preisen,  die  für  die  meisten  Erzeugnisse  den  deut¬ 
schen  Preis  übertrafen. 

Die  deutschen  Preise  vom  Januar  1919. 

Die  Revolution  hatte  die  ersten  Monate  hin¬ 
durch  die  bestehenden  Höchstpreise  als  gültig  an¬ 
erkannt.  Die  gewaltigen  Veränderungen,  die  in 
den  Löhnen  der  Arbeiterschaft  eintraten,  bewirk¬ 
ten  jedoch  eine  derartige  Steigerung  der  Produk¬ 
tionskosten,  daß  die  Werke  unbedingt  eine  Er¬ 
höhung  der  Verkaufspreise  fordern  mußten.  Da 
der  Heeresbedarf  nun  nicht  mehr  in  Frage  kam 
und  eine  Umstellung  auf  die  Erzeugung  von  Frie¬ 
densware  am  besten  durch  freie  Auswirkung  von 
Angebot  und  Nachfrage  sich  zu  vollziehen  schien, 
so  hob  die  Regierung  im  Einverständnis  mit  den 
Industriellen  am  1.  Januar  1919  die  bestehenden 
Höchstpreise  auf  und  stellte  den  freien  Markt 


wieder  her.  Die  Folge  davon  ,  war  ein  plötz¬ 
liches  Hinaufschnellen  der  während,  der  letzten 
Monate  gewaltsam  unterdrückten1  Preise,  das  jede 
im  Kriege  vorgekommene  Steigerung  bei  weitem 
iibertraf.  Hochofenkoks,  der  seit  Mitte  1918  auf 
37,20  Mk.  die  Tonne  gestanden  hatte,  kostete  nun 
58,90  Mk.  Das  bedeutet  eine  Steigerung  um 
21.70  Mk.  oder  rund  60%,  im  Gegensatz  zu  dem, 
Preise  vom  Juli  1914  beträgt  dagegen  die  Ver¬ 
teuerung  nicht  weniger  als  350%.  In  gleich  star¬ 
kem  Maße  trat  die  Preiserhöhung  für  Roheisen, 
Halbzeug,  Stabeisen  usw.  auf,  sie  betrug  durch¬ 
schnittlich  100  Mk.  für  die  Tonne  für  jede  Art 
Eisen-  und  Stahlwaren,  ganz  abgesehen  von  der 
bisher  erreichten  Preishöhe. 

Inzwischen  hat  die  Preissteigerung  immer  wei¬ 
tere  Fortschritte  gemacht,  vor  allem  veranlaßt 
durch  den  schlechten  Stand  unserer  Valuta. 
Unsere  Aufgabe  war  es  indessen  nur,  die  Ein= 
iliisse  der  Kriegsverhältnisse  auf  die  Preisbildung 
darzulegen,  sodaß  wir  die  Untersuchungen  mit  der 
Aufhebung  der  Kriegsbewirtschaftung  abschließen 
können.  Es  ist  unschwer  einzusehen,  daß  die 
augenblickliche  Entwickelung  der  Preise  zu 
schwersten  Schädigungen  der  Verbraucher  wie 
auch  der  Industrie  führen  muß.  Wir  müssen  da¬ 
her  mit  allen  Mitteln  darauf  hinarbeiten,  das 
Wirtschaftsleben,  das  durch  die  innerpolitischen 
Wirren  in  ein  Chaos  verwandelt  worden  ist,  wie¬ 
der  in  geordnete  Bahnen  zu  lenken  und  unseren 
alten  Platz  auf  dem  Weltmarkt  wieder  zu  er¬ 
ringen.  Was  die  Frage  der  Konkurrenzfähigkeit 
unserer  Industrie  angeht,  so  wird  sie  durch  die 
gewaltige  Teuerung  dennoch  nicht  so  ungünstig 
beeinflußt,  als  man  annehmen  könnte,  da  es  uns 
infolge  des  niedrigen  Standes  unserer  Valuta  mög¬ 
lich  ist,  unsere  Erzeugnisse  billiger  an  das  Aus¬ 
land  zu  verkaufen,  als  dieses  selbst  sie  herstellen 
kann.  In  dieser  Tatsache  haben  wir  aber  auch 
zugleich  eine  Möglichkeit'  zur  Verbesserung  unse¬ 
rer  Währungsverhältnisse.  Es  muß  nämlich  unter 
allen  Umständen  vermieden  werden,  daß  unsere 
Waren  zu  den  für  das  Ausland  niedrigen  Inlands¬ 
preisen  verschleudert  werden.  Vielmehr  muß  in 
der  Kalkulation  des  Ausfuhrpreises  der  Währungs¬ 
verlust  vollkommen  in  Rechnung  gestellt  werden. 
Lassen  wir  dies  außer  Acht,  so  gehen  nicht  nur 
unserer  Volkswirtschaft  ungeheure  Werte  ver¬ 
loren,  sondern  es  besteht  auch  die  Gefahr,  daß 
das  Ausland  sich  mit  Schutzzöllen  gegen  eine 
solche  Konkurrenz  abschließt.  Die  Frage  der 
Verbilligung  im  Inlande  ist  also  wesentlich  eine 
Frage  des  Geldstandes.  Je  eher,  wir  wieder  in 
vollem  Umfange  produzieren  und  ausführen  kön¬ 
nen,  desto  eher  wird  auch  die  Preisbildung  wieder 
den  alten  Gesetzen  folgen  und  eine  gerechte  Ver¬ 
teilung  der  Produkte  ermöglichen. 
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Zahlentafel  1 


Am 

-  +  -  •>  *  £ 

Vorhanden 

im  Betrieb 

Haematit 

Roheisen 

Davon  g 

Puddel 

u.  Gießereieisen 

ingen  auf 

Basisches 

Roheisen 

Ferro-Mangan 

usw. 

31.  XII.  13 

507 

293 

91 

154 

35 

13 

30.  IV.  14 

504 

290 

90 

143 

45 

12 

31.  XII.  14 

504 

294 

100 

136 

46 

12 

31.  III.  15 

504 

294 

102 

130 

52 

10 

31.  III.  17 

496 

320 

131 

111 

62 

16 

31.  XII.  17 

498 

315 

118 

99 

85 

13 

31.  III.  18 

498 

326 

117 

102 

92 

15 

31.  XII.  18 

502 

308 

- 

- 

— 

- 

Großbritanniens  Hochöfen  während  des  Krieges. 


Zahlentafel  2 


Gegenstand 

Höchstpreise  vom  Juli  1917  ab 

Stand  im 

Jan.  1614 

Stand  im 

Jan.  1915 

+  gegen 
Januar  1914 

Stand  im 

Jan.  1916 

+  gegen 
Januar  1915 

Stand  im 

Jan.  1917 

+  gegen 
Januar  1916 

Stand  im 

Jan.  1918 

+  gegen 
Januar  1917 

Stand  im 

Dez.  1918 

+  gegen 
Januar  1918 

+  gegen 
Januar  1914 

Stand  im 

Jan.  1919 

+  gegen 
Dezember  1918 

an  sich 

in  % 

an  sich  in  % 

an  sich 

|  in  % 

an  sich 

|  in  % 

an  sich  in  % 

an  sich 

in  % 

an  sich 

in  % 

in  a  für  die  t  zu  1000  kg 

Kokskohle 

13— 

13— 

- 

- 

15.50 

+  2.50  +19.2 

17.20 

+  1.70 

+  10.9 

21.80 

+  4.60 

+26.7 

29— 

+  7.20 

+33.0 

+  16— 

|  +123.1 

? 

? 

Hochofenkoks 

17— 

17— 

- 

17.50 

+  0.50  +  3.0 

22— 

+  4.50 

+25.7 

28.40 

+  6.40 

+29.1 

37.20 

+  8.80 

+30.9 

+  20.20 

+  118.8 

58.90 

+21.70 

+58.3 

Gießereieisen  III 

70— 

74— 

+  4— 

;  57.1 

89— 

+  15—  +20.3 

116— 

+27— 

+30.4 

136.50 

+20.50 

+ 17.7 

156.50 

+20— 

+  14.7 

+  86.50 

+ 123.6 

240— 

+83.50 

+53.3 

Haematit 

80— 

93— 

+  13— 

-f-16.3 

1 15— 

+22—  +23.7 

168— 

+53— 

+46.1 

223— 

+55— 

+32.8 

223— 

- 

.  - 

+  143— 

+ 178.8 

314.50 

+91.50 

+41.0 

Thomasknüppel 

95— 

104.— 

+  9— 

+  9.5 

122. — 

+  18—  +17.3 

142— 

+20— 

+  16.4 

202— 

+60— 

+42.2 

207.50 

+  5.50 

+  2.7 

+  112.50 

+  118.5 

300— 

+92.50 

+44.1 

Flußstabeisen 

98— 

120— 

+22— 

|  +22.5 

140.— 

+20—  |  +  8.7 

195— 

+55— 

+39.3 

235— 

+40— 

+20.5 

235— 

- 

- 

+  155— 

+  158.2 

335— 

+ 100— 

+42.6 

Kesselblech 

113.- 

140— 

+27— 

+23.1 

180— 

+40—  +28.6 

215— 

+35—  ! 

+  19.4 

320— 

+  105— 

+48.8 

320— 

- 

- 

+207— 

+ 185.2 

? 

? 

.  ? 

r,„. 


Die  Preisentwicklung  in  Deutschland 


Zahlentafel  3 


Gegenstand 

Höchstpreise  vom 

April  1916  ab 

Stand  im 

Jan.  1914 

Stand  im 

Jan. 1915 

+  gegen 

Jan. 1914 

Stand  im 

Jan. 1916 

+i  gegen  Jan.  1915 

Stand  im 

Jan.  1917 

+  gegen 

Jan. 1916 

Stand  im 

Jan. 1918 

+  gegen  Jan.  1917 

Stand  im 

Dez.  1918 

+  gegen  Jan.  1918 

+  gegen  Jan.  1914 

an  sich 

in  °/0 

an  sich 

in  % 

an  sich 

!  in  % 

an  sich 

in  7o 

an  sich 

in  7»  . 

an  sich  1 

in% 

in 

sh  für  d  i  short  ton  zu  907  kg 

Gaskohle  Durhain 

15/6 

12/6 

-  3/0 

r-20.0 

22/0 

;  +  :  9/6 

+76.0 

25/0 

U  3/0 

t  +13.7 

. 

? 

? 

Hochofenkoks  Middlesbr. 

18/0 

17/9 

-  0/3 

-  1.4 

32/0 

+  14/3 

+80.3 

'  30/6 

-  1/6 

-  4-7 

? 

? 

Oießereikoks  Newkastle 

•21/0 

20/0 

-  1/0 

-  4.8 

36/0 

+  16/0 N 

+80.0  , 

42/6 

'  +  6/6 

!  +18.1, 

-  ?  '• 

in  sh  für  die  long  ton  zu  1016  kg 

Gießereiroheisen  III 

51/0 

56/0 

.'+5/0 

+  0.8 

93/0 

+  37/0 

:  +66.0 

87/6  . 

' '  5/6  ' 

-  5-9 

95/0 

'  '+7/6 

:  +8.7 

95/0 

• 

/■  - 

/+  44/6 

1  -+86.3 

Stahlknüppel 

95/0 

150/0 

.  +55/0 

+57.9 

250/0  • 

+  100/0 

+66.7 

207/0 

—43/0 

-17-2 

207/0 

- 

- 

215/6  ’ 

,  +  7/6  i 

.'++3.6 

+  120/6 

+  126.8 

Stabeisen 

140/0 

im  April 

150/0 

'  +10/0 

|  +  .7.1; 

268/0 

+  118/0 

+78.7 

275/0 

+  7/0 

' '  +  2.6 

,  275/0 

- 

-• 

295/0 

■  +20/0 

+7,3 

.  ;+ 155/0 

+  110.7 

Behälterbleche 

145/0  - 

150/0 

■  +•  5/0  ' 

;  +'•  3.5 

265/0 

+  115/0. 

+76.7 

250/0 

-15/0' 

-  5.6 

250/0 

,  - 

Z  •'  +/  V/; 

.250/0. 

~ 

.  7 '■  ■. 

'  +105/0 

+  72.4 

Die  Preisentwicklung  in  Großbritannien. 


Zahlentafel  4 


Gegenstand 

/ 

Höchstpreise  vom  September  1917  ab 

Stand  im 
Jan.  1*914 

Stand  im 

Jan.  1915 

±  gegen 
Januar  19.14 

Stand  im 

Jan.  1916 

+  gegen 
Januar  1915 

Stand  im 

Jan.  191.7 

■  '  +  gegen 
Januar  1916 

Stand  im 
Juli  1917 

+  gegen  . 
Januar  1917 

Stand  im 

Jan. 1918 

gegen 

Juli  1917 

Stand  im 

Dez.  1918 

7+ 'gegen 
Januar  1918 

+  gegen 
Januar  1915 

an  sich  | 

in  % 

ah  sich 

f  in  %' 

an  sich 

\.  in  % 

an  sich 

[  in  % 

an  sich 

;  in  7« 

an  sjch 

in  °/0 , 

an  sich  |  in  °/0 

in 

$  für  die  short  ton  zu  1 

907  kg 

• 

Hochofenkoks| 

o 

O 

|  _  c 

1.85 

1.50 

-0.35 

-18.9 

3.00 

+  1.50 

+  100.0 

9.50 

+  6.50 

+216.7 

12.80 

+  330 

+  34.7 

6.00 

-  6.8Ö 

-53.1 

6.00 

- 

.+  4.50 1+300.0 

Gießereikoks 

2.50 

2.00 

-0.50 

-20.0 

3.50 

+  1.50 

+  75.0 

10.00 

+  6.50 

+  184.3 

13.30 

+  3.30 

.+  33.0 

7.00 

—  6.30 

-47.4 

.  7.00 

.  |  -  : : 

+  5.00  +250.0 

Bessern.  Roheisen 

’ 

in 

$  für  die  long  ton 

i  zu  1016  kg 

Pittsburg 

15.00 

14.50 

—0.50 

-  3.3 

21.50 

+.  7.00 

+  46.9 

36.00 

+  14.50 

+  67.4 

57.00 

+21.00 

+  58.3. 

36.15 

-20.85 

-36.6 

36.60 

+0.45 

++1.? 

+22.101+152.4 

Bas.  Roh.  Valley 

+20.50  1  + 164.0 

Furn. 

12.50 

12,50 

— 

■  — ' 

18.00 

+  5.50 

+  44.0 

30.00 

+  12.00 

+  66.7 

52.00 

+22.00 

+  73.3 

32.00 

-20.00 

-38.5 

■33.00 

+  1.00 

+3.1  . 

Gießereiroh.  11 

Cincinn. 

14.00 

12.00 

-2.00 

-14.3 

18.00  , 

+  6.00 

+  50.0 

26.00 

+  8.00 

+  44.4 

50.00 

+24.00 

+  92.3 

35.90 

-14.10 

-28.2  ‘ 

39.15  , 

+3.25 ; 

+9.1 

+27.15  +226.3 

Bess.  Knüppel 

Pittsb. 

20.00 

19.50 

-0.50 

-  2.5 

32.00 

+  12.50 

+  64.1 

63.00 

+31.00 

+  96.9 

100.00 

+37.00 

+v58.7 

47.50 

-52.50 

-52.5 

43.50 

-4.00 

-9.2, 

+24.00 1  +123.1 

in  Cents  für  das  Pfund  zu 

453  gr. 

Behälterbl.  Pittsb. 

1.20 

1.10 

-0.10 

—  8.3 

2.25 

+  1.15 

+ 104.5 

4.25 

+  2.00 

+  88.9 

.9.00 

+  4.75 

+  111.8 

3.25 

-  5.75 

-63.9 

3.00 

-0.25 

-8.3 

,+  1.90  +172.7 

Träger 

1.20 

1.10 

-0.10 

—  8.3 

1.90 

+  0.80 

+  72.7 

3.25 

+  •  1.35 

+  71.1 

.  4.50 

.+  1.25 

+  38.3 

3.00 

—  1,50 

-33.3 

2.80 

-0.20 

—7.1  - 

+  1.70  +154.5 

Stabeisen 

- 

1.20 

1.10 

-0.10 

’-  8.3 

2.00 

+  0.90 

+  81.8 

3.15 

+  1.15 

+  57.5 

4.50 

+  1.35 

+-42.9 

2.90 

-  1.60 

-35.6 

2.70 

-0.20 

—7.4 

+.  1.60  +145.5 

Die  Preisentwicklung  in  den  Vereinigten  Staaten. 


